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(Beginn um 9.02 Uhr.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich wünsche Ihnen einen wunderschönen guten Morgen!

Ich eröffne hiermit die 36. Sitzung des Wiener Gemeinderates.

Entschuldigt sind Herr GR Mag Neuhuber, Frau GRin Reinberger, Herr GR Ing RUDOLPH und Frau GRin Schöfnagel.

Ich weiß, dass die Wiedersehensfreude am dritten Tag des Gemeinderates besonders heftig ist, ich darf trotzdem bitten, Platz zu nehmen.

Wir kommen jetzt zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP/05132/2003/0001-KVP/GM) hat Frau GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien) gestellt. Sie ist an den Bürgermeister gerichtet: Wie ist der aktuelle Stand der Vorarbeiten hinsichtlich der Neuorganisation der Sozialagenden der Stadt Wien?

Ich würde vorschlagen, dass wir ein Adventlied vielleicht am Abend gemeinsam singen, aber jetzt bitte ich um Ihre Aufmerksamkeit. – Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Das ist ein Individualvorschlag. (GR Mag Rüdiger Maresch: Aber nicht wirklich! Das ist eine gefährliche Drohung!) Mein Geschenk wird sein, dass ich nicht singe. Wenn ich singen würde, hätten Sie Recht. Das würde zur Beschleunigung des Endes der Sitzung führen. (Allgemeine Heiterkeit und Zwischenrufe.) Das mag sein, aber die habe ich leider in der Zwischenzeit nach 30 Jahren vergessen. (Neuerliche Heiterkeit. – GR Dr Helmut Günther: Das wäre noch schöner!) 

Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! Unter dem Titel "Strukturreform 2004 – Soziale Sicherheit in Wien" wird eine umfangreiche Strukturreform im Sozialbereich vorbereitet, wie Sie wissen. Wie ich Ihnen nicht zuletzt auch in meinem Antwortschreiben vom 26. September 2003 bereits mitgeteilt habe, sind zentrale Ziele dieser Reform:

1. die Sicherheit für Senioren, dass in Wien die richtige Hilfe zur richtigen Zeit zur Verfügung steht;

2. die Sicherheit für sozial Benachteiligte, dass Wien immer hilft, wenn sonst niemand mehr da ist;

3. die Sicherheit für Behinderte, dass sie in Wien nicht auf räumliche und emotionale Barrieren stoßen, und

4. die Sicherheit für tausende Beschäftigte in diesem Bereich, dass ihr täglicher Einsatz von Mensch zu Men-sch mit der Sicherheit des Arbeitsplatzes honoriert wird.

Diese Ziele sollen durch folgende organisatorische Maßnahmen erreicht werden, und zwar durch eine klare Trennung der jeweiligen Verantwortlichkeiten in drei Ebenen:

Auf der Magistratsebene, und zwar bei der Magistratsabteilung 15, sollen schrittweise vom 1. Jänner 2004 bis spätestens 30. Juni 2004 die rechtlichen, strategischen und planerischen Angelegenheiten sowie die hoheitlich abzuwickelnden Angelegenheiten, wie zum Beispiel die individuelle Sozialhilfe, konzentriert werden.

Der gemeinnützige mit eigener Rechtspersönlichkeit ausgestattete Fonds Soziales Wien soll als zukünftige Aufgabenschwerpunkte das Vertragsmanagement, das Förderungswesen, das Controlling und Berichtswesen im Sozial-, Behinderten- und Altenpflegebereich wahrnehmen und damit wesentliche Steuerungsaufgaben gegenüber der dritten Ebene, das sind die leistungserbringenden Organisationen, erfüllen.

Wie Sie schon einer Ende März dieses Jahres erfolgten Mitteilung von Frau VBgm Laska entnehmen konnten, gibt es für die Neuordnung des Sozialbereiches einen stringenten Zeitplan. Die Arbeiten zur Umsetzung dieser Neuorganisation verlaufen planmäßig.

Nach Erarbeitung detaillierter Vorstellungen über die Neuverteilung der einzelnen Aufgabenfelder wurden diese Überlegungen mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der mittleren Führungsebene der beiden betroffenen Magistratsabteilungen diskutiert beziehungsweise auch in mehreren Sitzungen den Personalvertreterinnen und Personalvertretern der Magistratsabteilungen 12, 15 und 47 vorgestellt.

Die eingangs von mir genannten Zielsetzungen und organisatorischen Maßnahmen bauen auf Empfehlungen der Anderson-Studie beziehungsweise Empfehlungen des Kontrollamtes auf und sollen durch die Konzentration dieser Aufgabenstellungen im Rahmen der Geschäftsgruppe Gesundheit und Spitalswesen zu einer Verbesserung der Leistungserbringung beitragen. 

Die Neugestaltung der jeweiligen Aufbauorganisation im Fonds Soziales Wien und in der Magistratsabteilung 15 zur Bewährung der Neustrukturierung dieser neuen Aufgabenverteilung wird von Consultern beratend begleitet. 

Zur Umsetzung dieser Organisationsänderungen wird dem Gemeinderat in seiner Sitzung am 19. Dezem-ber 2003 ein Antrag auf Änderung der Geschäftseinteilung des Magistrates der Stadt Wien zur Beschlussfassung vorliegen.

Dabei soll mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 2004 die Auflösung der Magistratsabteilung 12 – Wien Sozial, der Magistratsabteilung 47 – Pflege und Betreuung und die Zusammenfassung der bisher von diesen beiden Magistratsabteilungen wahrgenommenen Aufgaben in einer neu zu schaffenden Magistratsabteilung 15 A – Soziales, Pflege und Betreuung in der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales erfolgen.

Diese Neuorganisation der Aufgabenverteilung stellt den ersten Zwischenschritt für die zukünftige Neuorganisation, die in einem zweiten Schritt ab 1. Juli 2004 voll zum Tragen kommen soll, dar. Mit Wirksamkeit vom 1. Juli 2004 sollen die Aufgaben der Magistratsabteilung 15 A – Soziales, Pflege und Betreuung auf die Magistratsabteilung 15 – Gesundheitswesen und Soziales übertragen werden. Ein Teil der Aufgaben dieser Magistratsabteilung 15 A wird dabei allerdings nicht mehr vom Magistrat der Stadt Wien, sondern ab 1. Juli 2004 vom Fonds Soziales Wien wahrgenommen werden. Die erforderliche Ausweitung der satzungsmäßigen Aufgaben des Fonds Soziales Wien wird vorbereitet.

Vom 1. Jänner 2004 bis 30. Juni 2004 sollen die für diese Umstrukturierung erforderlichen Detailmaßnahmen im Rahmen der für diesen Zeitraum geschaffenen Magistratsabteilung 15 A – Soziales, Pflege und Betreuung entsprechend vorbereitet werden, beziehungsweise sollen einzelne Schritte dieser Umstrukturierung, und zwar die Übertragung der Aufgabenbereiche der Magistratsabteilung 15 A, die in Zukunft weiter von der Ma-gistratsabteilung 15 – Gesundheitswesen und Soziales wahrgenommen werden sollen, umgesetzt werden.

Es ist weiters beabsichtigt, die Zuweisung von Bediensteten der Gemeinde Wien, die bisher Aufgaben wahrgenommen haben, die in Zukunft der Fonds Soziales Wien wahrnehmen wird, im Wege eines Zuweisungsgesetzes, das einer gesonderten Beschlussfassung durch den Landtag bedarf, durchzuführen.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. – Die erste Zusatzfrage: Frau GRin Korosec.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

In der morgigen Landtagssitzung wird der Bericht der Volksanwaltschaft vorgetragen und diskutiert werden, und wenn man den Bericht genau liest – und ich nehme an, Sie haben das auch getan –, kann man feststellen, dass sich gerade im Bereich Soziales, also MA 12, MA 47, die Fälle verdoppelt haben. 

Eines zeichnet die Wiener Verwaltung aus – das kann ich als ehemalige Volksanwältin positiv vermerken –, dass, wenn man zur Volksanwaltschaft kommt, Einzelfälle dann sehr rasch gelöst werden. Bei den Fällen, die diesmal im Bericht zu finden sind, geht es in erster Linie nicht um Bescheide, sondern eher um den Bereich von Dienstleistungen, das heißt unsensibles Verhalten, lange Wartezeiten et cetera.

Und jetzt ist meine Frage, Herr Bürgermeister: Wenn die Auslagerung in den Fonds Soziales Wien kommt, wie weit können Sie gewährleisten, dass die Wienerinnen und Wiener gerade in diesen sensiblen Bereichen, wo die Menschen sehr betroffen sind, auch weiterhin zur Volksanwaltschaft gehen können und die Volksanwaltschaft auch weiterhin prüfungsberechtigt sein wird?

Vorsitzende Josefa Tomsik: Danke. – Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Frau Korosec, erlauben Sie mir die Bemerkung, dass Sie wahrscheinlich besser wissen als ich, weil ich es ja von der anderen Seite, wenn Sie so wollen, sehe, dass zur Volksanwaltschaft im Regelfall Fälle kommen, die anderweitig bisher nicht gelöst wurden, aus welchen Gründen immer: aus Versäumnissen der Behörden, aber auch aus anderen Gründen. Sie können aber auch dabei davon ausgehen – nachdem ich mich mit den Berichten der Volksanwaltschaft genauso ernst auseinander setze wie etwa mit Erkenntnissen von Oberstgerichten oder anderen derartigen Dokumenten –, dass es sich hier in hohem Ausmaß um Einzelfälle handelt. Nichtsdestotrotz bin ich der tiefen Überzeugung, dass sich auch aus der Summe dieser Einzelfälle bestimmte Probleme herausdefinieren lassen. 

Eines davon ist etwas, was Sie hier auch angesprochen haben, das ist – ich will es einmal so formulieren – die Verbesserungswürdigkeit im Hinblick auf die Effizienz bei Erbringung dieser Dienstleistungen. Das ist ja auch mein Grundgedanke für diese Reform, dass ich denke, dass wir hier Handlungsbedarf haben im Hinblick auf die Effizienz bei der Erbringung dieser Dienstleistungen. 

Es ist dies ja auch eines der Ergebnisse – falls Sie sich daran erinnern wollen –, die wir seinerzeit bei der Durchleuchtung im Magistrat erzielt haben und dabei durchaus auch Erkenntnisse, und zwar gemeinsam mit den Bediensteten, gewonnen haben. Wenn Sie so wollen, ist der Sinn und Zweck dieser ganzen Mühen der Reform dieser Organisation, dass am Ende des Tages ein höheres Ausmaß an Effizienz in der Erbringung dieser Dienstleistung Soziales tatsächlich auch möglich ist. Da gibt es eine Reihe von Details, die noch zu besprechen sind.

Inwiefern nun zu dieser Frage - die ich nicht abwertend als Detail meine, sondern durchaus auch als wichtig ansehe – die Volksanwaltschaft auch in Zukunft hier kontrollieren und prüfen kann, das wird ein ohnehin in den nächsten Tagen stattfindendes Gespräch oder eine Verhandlung – wie immer man das bezeichnen will – auch noch ergeben. Ich persönlich würde es, wenn es rechtlich möglich ist, für durchaus wünschenswert halten. 

Vorsitzende Josefa Tomsik: Danke.– Die zweite Zusatzfrage stellt Herr GR Barnet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Günther Barnet (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke. – Guten Morgen! (Bgm Dr Michael Häupl: Schönen guten Morgen!) Ebenfalls guten Morgen! 

Herr Bürgermeister, die Debatte der letzten beiden Tage – selbst wenn Sie sie nicht immer selbst mitverfolgen konnten, man hat es Ihnen sicher berichtet, also Sie haben es gehört – war in weiten Teilen von der Frage getragen, wie diese Neuorganisation aussieht, was das für die Kontrollrechte dieses Gemeinderates bedeutet, für das demokratische Gemeinwesen und für andere Fragen bis hin zur Verfassungsmäßigkeit oder der Gestaltung des Budgets jetzt schon im Hinblick darauf. 

Herr Bürgermeister, manche Kritiker würden sagen, Sie haben sich dieser Debatte entzogen, Sie sind auf Tauchstation gegangen. Ich als Wohlmeinender hänge da einer anderen These an, ich verstehe, wenn Sie meine Frage nicht mit "Ja" beantworten können, aber gehe ich vielleicht richtig in der Annahme, dass Sie Ihre Missachtung gegenüber der Mehrheitsfraktion dieses Hauses, die sich selbst und die Kontrollrechte anderer beschneiden will, auch dadurch zum Ausdruck gebracht haben, dass Sie dies durch Abwesenheit zum Ausdruck gebracht haben? (GR Harry Kopietz: Das ist so eine Frechheit, diese Frage!)

Vorsitzende Josefa Tomsik: Herr GR Barnet, wir spielen da nicht, "Wer bin ich oder was bin ich oder wer will mich?" 

Zur Fragebeantwortung, Herr Bürgermeister, bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Ich weiß zwar nicht, was diese Frage mit den Aufgaben der Verwaltung zu tun hat, die gemäß der Geschäftsordnung hier in der Fragestunde zu behandeln sind, aber ich beantworte sie auch gern. 

Ich weiß nicht, Sie werden wahrscheinlich von Vertretern Ihrer Fraktion, die in der österreichischen Bundesregierung sitzen, nicht eingeladen werden, aber ich bin es, und ich pflege solche Einladungen wahrzunehmen. Da die Mitglieder der Bundesregierung – zu Recht, füge ich hinzu – vom Bundeskanzler abwärts, einschließlich auch des Herrn Vizekanzlers, nicht Rücksicht darauf nehmen, dass hier in diesem Haus Plenardebatten zum Budget stattfinden, werde ich trotzdem, auch wenn Sie das als Missachtung – von wem auch immer – bezeichnen, diese Einladungen wahrnehmen. 

Jawohl, es tut mir Leid, dass ich, etwa beim Budgetreferat des Finanzreferenten, nicht da war, aber ich war zur gleichen Zeit eingeladen zu einer Besprechung des Bundeskanzlers mit allen Landeshauptleuten zum Thema "Jugendbeschäftigung", und ich bitte Sie um Verständnis dafür, dass ich diese Einladung auch wahrgenommen habe. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Das ist dem ja Wurscht!)

Ähnliches trifft auch auf andere Besprechungen zu. Es ist ja diese Form des Arbeitsgruppenprinzips auf höchster Ebene eine neue Form der Politik, die man eingeführt hat. Ich nehme das zur Kenntnis, ich entziehe mich diesen Diskussionen nicht. Sie dürfen mir glauben, dass mir nicht fad geworden ist in den letzten Tagen. Das kann ich Ihnen versichern. (Beifall bei der SPÖ. – GR Harry Kopietz: Außerdem gehört zum Verständnis das Verstehen, und das ist eine Frage der Bildung!)

Vorsitzende Josefa Tomsik: Danke. – Dritte Zusatzfrage: Frau GRin Jerusalem.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister!

Sie sind heute aufgetaucht, und es war Ihnen nicht fad in den vergangenen Tagen, das freut uns alle sehr. Bezüglich der Reform gibt es aber dennoch zwischen Ihnen und den Oppositionsparteien einen großen Diskussionsbedarf, und diese Diskussion wurde meiner Meinung nach in den letzten Wochen und Monaten, seit die erste Ankündigung von der SP bezüglich Reform erfolgt ist, vernachlässigt. Oder sagen wir, das Ganze war nicht unbedingt getragen von größtem politischem Feingefühl der Opposition gegenüber. 

Das kann man aber zum Teil noch reparieren, und wir haben gestern, als Sie nicht hier sein konnten, auch darüber gesprochen, dass ja alle Parteien, die hier sitzen im Gemeinderat, nach dem d'hondtschen System vertreten sind, das heißt, so wie wir gewählt wurden, sitzen wir auch hier. In der Fondssatzung ist bislang einmal nicht vorgesehen, dass dieses demokratische Prinzip dort fortgesetzt wird. Dort sind die Oppositionsparteien bislang überhaupt nicht vorgesehen. Wir haben mit dem Fonds einstweilen einmal nichts zu tun. 

Jetzt denke ich mir, es wird auch eine Fondssatzungsänderung kommen müssen, und daher meine Frage an Sie: Werden Sie dafür sorgen, dass die Oppositionsparteien nach dem d'hondtschen System auch im beschlussfassenden Gremium des Fonds, dem Kuratorium, vertreten sein werden?

Vorsitzende Josefa Tomsik: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Zunächst einmal werde ich mit Sicherheit eines nicht tun, nämlich in einer Fragestunde Gespräche, Diskussionen und Verhandlungen, die demnächst stattfinden sollen, präjudizieren, denn dann würden sich diese Gespräche erst recht als völlig obsolet herausstellen. 

Zum Zweiten gestatten Sie mir schon eine kleine Anmerkung: Sie sind ja durchaus auch immer Vertreterin der Entpolitisierung von solchen Gremien, und jetzt monieren Sie das hinein. Soweit ich in diesem Zusammenhang gehört habe, ist aber in einem Beirat genau diese Vertretung auch angedacht, und ich denke, dass dies ein Schritt in die richtige Richtung ist. Aber – ich wiederhole mich – das ist sicherlich Gegenstand der Gespräche, die noch vor uns sind. Das ist auch gut so, und ich werde sie nicht präjudizieren. 

Vorsitzende Josefa Tomsik: Danke. – Die letzte Zusatzfrage: Frau GRin Korosec.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister!

Die Frau Kollegin von der grünen Fraktion hat jetzt bereits darauf hingewiesen, dass die Opposition verärgert ist, ich glaube, auch zu Recht verärgert ist. Wir haben zwar eine Mitteilung von der Frau VBgmin Laska bekommen. Dann war Schweigen. Wenn wir Informationen gewollt haben, dann wurde abgeblockt.

Jetzt frage ich Sie gar nicht sachlich, sondern politisch, denn ich schätze Sie als hochpolitischen Menschen ein, und daher stellt sich für mich schon die Frage: Was ist der Grund, dass die Oppositionsparteien bei so einer wichtigen Änderung von der Information ausgeschlossen werden, beziehungsweise warum lässt man die Opposition bei so wichtigen Fragen, die die Wienerinnen und Wiener sehr stark berühren werden, nicht mitgestalten? (GR Harry Kopietz: So wie in der Bundespolitik!)

Vorsitzende Josefa Tomsik: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Frau Gemeinderätin! Von Nicht-Mitgestalten-Lassen kann doch überhaupt gar keine Rede sein. Zum einen darf ich schon auch auf meinen persönlichen Brief an Sie vom 26. September verweisen. In diesem Schriftstück sind nahezu alle Informationen, die ich Ihnen heute mündlich hier gegeben habe, bereits enthalten. Von Informationsvorenthaltung kann daher überhaupt gar keine Rede sein, und Sie können auch grundsätzlich davon ausgehen, dass dieses Schreiben von mir in Akkordanz mit der Frau Vizebürgermeisterin erfolgt ist. 

Zum Zweiten denke ich, dass es sehr wichtig ist, dass man sich auf solche Diskussionen auch inhaltlich vorbereitet. Man könnte es einfacher und populärer formulieren: Man soll wissen, was man will, bevor man in Verhandlungen eintritt über das, was sein soll und sein wird. Und soweit ich informiert bin, sind diese Gespräche schon terminisiert und finden statt. Also von einem Ausschluss kann ich persönlich hier nichts erkennen, und ich kann auch nichts erkennen davon, dass hier irgendeine undemokratische Vorgangsweise gegeben wäre. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke, Herr Bürgermeister.

Wir kommen nun zur 2. Anfrage (FSP/05130/2003/0002-KFP/GM). Sie wurde von Frau GRin Mag Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen) gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft gerichtet: Jüngst wurde der ÖVP-Kulturstadtrat Marboe völlig überraschend als zusätzlicher "Mozartjahr-Intendant" neben den vielen anderen Verantwortlichen für das Mozartjahr 2006 vom Bürgermeister inthronisiert. Was ist der Grund dieses Vorgehens?

Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! 

Sie fragen mich über Bestellung von Dr Marboe zum Mozartjahr-Intendanten. Ich habe gestern schon darauf hinweisen können, dass das Mozartjahr 2006 eine ganz große und wichtige Herausforderung für Wien als Kulturstadt ist. Es handelt sich dabei um mehr als ein übliches Gedenkjahr. Natürlich geht es um Mozart, um seinen 250. Geburtstag, es geht aber auch – nebenbei gesagt – um Freuds 150. Geburtstag in diesem Jahr, es geht auch darum, die EU-Präsidentschaft Österreichs würdig und effizient zu gestalten, kurz, es geht für Wien insgesamt darum, sich als eine moderne, traditionsbewusste, lebendige und zukunftsorientierte Kulturstadt mit hoher Lebensqualität zu präsentieren. 

Das wird weit über das bloße Abspielen des Köchelverzeichnisses und aller Mozartopern hinausgehen, und so sind auch die bisherigen Aktivitäten vom Gedanken getragen, einerseits dem Genie Mozart gerecht zu werden, dies vor allem im Theater an der Wien, und andererseits neue, nachhaltige Impulse für das Kulturleben der Stadt zu setzen. 

Anders als etwa die europäische Kulturhauptstadt 2003 Graz muss Wien nicht erst auf die internationale kulturelle Landkarte gesetzt werden. Wir müssen vielmehr unser kulturelles Angebot akzentuieren, ganz im Sinne dessen, was ich auch gestern schon gesagt habe. Die Kultur ist der Rohstoff dieser Stadt, deshalb investiert die Stadt auch in Kultur, weil sie damit in die Zukunft investiert. 

Kultur ist für diese Stadt etwas, was man gemeiniglich auch in der Werbesprache etwa als "unique selling point" bezeichnet, also das Einzigartige, das, was Wien in dieser besonderen Ausprägung von anderen Städten unterscheidet. Die Kultur ist für Wien der große Standortvorteil – auch das soll man sagen –, und den gilt es durchaus auch über und mit dem Namen Mozart 2006 international zu befördern. 

Man sollte auch nicht außer Acht lassen, dass gerade die Kreativwirtschaft, die Kulturindustrie, wenn man so will, eine der am schnellsten wachsenden Branchen überhaupt ist, und auch dem tragen wir ja heute schon mit einem neuen Förderinstrument, nämlich den Calls zu den Creative Industries, Rechnung. 

Wie Sie wissen, haben wir schon das ganze letzte Jahr über die Planungen vorangetrieben. Kernstück des Mozartjahres ist und bleibt das Theater an der Wien, das im Jahr 2006 ausschließlich mit Mozart und verwandten Komponisten bespielt wird. 

Zweites Kernstück ist das Programm des international beachteten und gerühmten Regisseurs und Künstlers Peter Sellers, der sich in ziemlich allen Kontinenten bereits auf interessante und zeitgemäße Art und Weise mit Mozart auseinander gesetzt hat. Er plant für Wien Projekte in den Bereichen Film, Architektur und Musik, die dem Geist Mozarts verpflichtet sind und neu beauftragt werden, also auch der zeitgenössischen Kunst neue, nachhaltige Möglichkeiten eröffnen. 

Darüber hinaus wird es darum gehen, viele, viele Projekte in Wien aufzuspüren, die nachhaltige Wirkung für das Kulturleben der Stadt haben, und es wird schließlich darum gehen, so manches, was bereits in Planung ist oder angedacht ist, auch unter dem Hut des Mozartjahres zu vereinigen. 

Neben den bereits geplanten Programmschienen erschien es daher sinnvoll, jemanden zu beauftragen, der ab sofort für die Gesamtkonzeption dieses Jahres verantwortlich sein wird, der die Organisation und die weitergehende Finanzierung sicherstellt, der für die Kooperation, etwa auch mit anderen Gebietskörperschaften, zuständig ist, der die Mozartaktivitäten auch international gut vertreten und repräsentieren kann. 

Meine langjährige Bekanntschaft mit und Kenntnis von Dr Marboe hat mich schließlich dazu gebracht, ihn als denjenigen zu erkennen, der die besten Voraussetzungen für diese schwierige Aufgabe mitbringt. Und nach kurzer Bedenkzeit waren wir uns einig, dass eine diesbezügliche Zusammenarbeit uns beiden auch jedenfalls konstruktiver erschien, als das Gegeneinander in Regierung und Opposition, umso mehr als das Mozartjahr für die Musikstadt Wien die Konzentration möglichst aller Kräfte braucht, damit Wien auch in Zukunft noch stärker als die große Kulturstadt wahrgenommen wird. 

Herr Dr Marboe wird auf Grund seines integrativen Wesens auch die unterschiedlichen Konzepte und Interessenlagen im Felde der Kultur bestens koordinieren und damit im Interesse der Stadt und der Kultur das bestmögliche Resultat aus den vielen bereits bestehenden Programmpunkten erzielen und – auch darüber sind wir uns einig – Neues, Zukunftsweisendes und Nachhaltiges für diese Stadt planen und auch umsetzen. Durch seine nationalen und internationalen Kontakte wird es ihm ein Leichtes sein, Wien als Musikhauptstadt und das Wirken Mozarts als Synonym für Tradition und Innovation weltweit zu präsentieren. 

Ich habe bereits gestern auch auf die Kritik geantwortet, dass es unter Umständen zu viele Koordinatoren für das Mozartjahr geben könnte. Es gibt einen, und das wird ab sofort Peter Marboe sein, es wird einen geben, der mit ihm zusammen das Operative koordiniert, so wie das schon bisher geschehen ist, nämlich Franz Patay. Alle anderen, die genannt sind, sind in den jeweiligen Zusammenhängen zu sehen, Peter Sellers kuratiert eine Programmschiene, und es werden wahrscheinlich noch viele, viele dazukommen, die auch eigene Programme kuratieren oder umsetzen werden. Hans Landesmann hat ein Programm für das Theater an der Wien geplant. Sein Vertrag wird abgeschlossen. Die anderen Genannten – Roland Geyer, Kathi Zechner – haben jeweils unabhängige Funktionen auszuführen und durchzuführen. Aber wenn Sie so wollen, ist natürlich für das Mozartjahr 2006 jeder einzelne Leiter, jede einzelne Leiterin einer Kulturinstitution in Wien so etwas wie ein zusätzlicher Koordinator, weil wir hoffen und davon ausgehen, das möglichst alle Kultureinrichtungen in Wien sich auch damit beschäftigen werden. 

Ich glaube, auch das ist im Übrigen ein großer Vorteil, dass es einem wie Peter Marboe gelingen wird, die vielen Einzelverantwortlichen diesbezüglich jedenfalls auf einen Nenner zu bringen und das auch möglichst gut nach außen zu kommunizieren. Dazu wünschen wir ihm und uns allen viel Glück! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Die erste Zusatzfrage: Frau GRin Unterreiner.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Wenn man Ihnen so lauscht, könnte man meinen, es wäre diese jüngste Entscheidung ein sehr wohl überlegter, fast monatelang, wenn nicht sogar jahrelang vorbereiteter Schritt gewesen. Umso sonderbarer mutet es einen an, wenn man weiß, das eigentlich das Umrüsten eines der größten Flaggschiffe im Wiener Kulturleben, der Vereinigten Bühnen, in den jüngsten Tagen erst vorgenommen werden musste, um diese Position zu schaffen. Wir haben doch gestern in aller Herrgottsfrüh mehrere Sitzungen anberaumen müssen, damit wir das Ganze für heute beschlussreif machen konnten. Also das schaut eher nach Chaosmanagement aus als nach wohlüberlegter Vorbereitung für das Mozartjahr. 

Und ich frage Sie jetzt: Wer trägt eigentlich die Verantwortung für die doch etwas abrupte Planung und abrupte Entscheidung?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Danke sehr! – Wohl überlegt ist diese Entscheidung auf alle Fälle. Man kann aber auch wohl überlegen und das kurzfristig entscheiden und auch rasch handeln. Dieses haben wir im gegenständlichen Fall getan, ich übernehme gerne und aus voller Überzeugung die Verantwortung dafür. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Die zweite Zusatzfrage: Frau GRin Mag Ringler.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat! 

Wir werden im Zuge der folgenden Debatte sicher auch noch darüber reden, was diese Entwicklungen auch im Kontext zur Frage Demokratie in Wien bedeutet. Leider hat die SPÖ gestern im Zuge der Abstimmungen zur Budgetdebatte einen wichtigen Antrag abgelehnt, nämlich den, Quartalsberichte über die Tätigkeit der Vereinigten Bühnen Wien dem Gemeinderatsausschuss für Kultur vorzulegen. Das ist dann besonders problematisch, wenn man weiß, dass wir zwar als Gemeinderatsausschuss sehr, sehr viel Geld an diese GesmbH überweisen, tatsächlich aber keine Informationen und kaum Berichte bekommen.

Daher meine ganz konkrete Frage an Sie. Erstens: Sind Sie bereit, im Laufe des Jänners oder Februars des nächsten Jahres alle Verantwortlichen der Vereinigten Bühnen und auch des Mozartjahres zu einem Gespräch in den Kulturausschuss zu laden. Ich persönlich meine, dass es hoch an der Zeit ist, dass wir auch ganz offiziell mit Herrn Geyer, Frau Zechner, Peter Marboe, Herrn Patay über deren Aktivitäten und Ideen für die nächsten Jahre diskutieren.

Zweitens wünsche ich mir – da geht meine Frage auch ganz konkret an Sie –, dass wir es uns im Laufe der nächsten Jahre zu Eigen machen, dass wir Quartalsberichte über die Tätigkeit, nicht nur des Mozartjahres, sondern auch der Vereinigten Bühnen Wien im Kulturausschuss vorgelegt bekommen und diese auf diese Weise auch diskutieren können. 

Noch einmal meine Frage:

Erstens: Können Sie sich vorstellen, dass wir ein derartiges Gespräch unter Einladung der Beteiligten machen? 

Zweitens: Können Sie sich vorstellen, dass wir endlich ordentliche Informationen für die Opposition, aber sicher auch für die Regierungsfraktion im Kulturausschuss zu diesen zwei Bereichen bekommen?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. – Meine Damen und Herren! Darf ich etwas bitten: Alles Leben ist Kultur, das ist mir bewusst, aber wenn Sie den Lärmpegel etwas senken, dann verstehen auch alle, was der Herr Stadtrat jetzt sagt. 

Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Danke sehr, Frau Vorsitzende.

Soweit es meinen unmittelbaren Verantwortungsbereich und Tätigkeitsbereich anbelangt, habe ich im Kulturausschuss gestern schon zugesagt – deshalb wundert mich die Kritik ein wenig –, und das ist ohnedies selbstverständlich, dass alles, was über die Geschäftsgruppe Kultur läuft und was mit dem Mozartjahr zu tun hat, beziehungsweise auch alles, was mit den Geldmitteln, die aus der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft kommen, zusammenhängt, selbstverständlich Gegenstand der Diskussionen im Kulturausschuss sein kann und sein wird. 

Wenn der Kulturausschuss der Meinung ist, dass Verantwortliche des Mozartjahres eingeladen werden sollen, so spricht von meiner Seite überhaupt nichts dagegen, ich bin sehr dafür. Ich nehme auch an, dass der künftige Intendant nichts dagegen hat und er das auch gerne, sobald er endgültig installiert ist, tun wird. 

Es gibt auch gar nichts zu verbergen oder zu verstecken, und es spricht überhaupt nichts dagegen, dass man das im Kulturausschuss diskutiert. Ich habe das gestern selbstverständlich zugesagt, und dem entsprechen auch die Regeln des Kulturausschusses. 

Darüber hinausgehend – aber das gehört schon nicht mehr zu meiner Verantwortung – gelten selbstverständlich die Regeln der Kontrolle und der Gebarungsüberwachung für ein Unternehmen wie die Vereinigten Bühnen. Die sind einzuhalten, und so viel ich weiß, werden sie auch eingehalten. 

Aber noch einmal: Was das Mozartjahr anbelangt, stehe ich selbstverständlich zu jeder Diskussion im Kulturausschuss oder auch hier im Gemeinderat oder auch zu persönlichen Gesprächen jederzeit zur Verfügung.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. – Die dritte Zusatzfrage kommt von Herrn GR Dr. Salcher.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Frau Vorsitzende!

Zunächst einmal freue ich mich sehr darüber, dass die Frau Vorsitzende die Fragestellung zugelassen hat. Jüngst wurde der ÖVP-Kulturstadtrat Marboe völlig überraschend zum Mozartjahr-Intendanten, und der ÖVP-Kulturstadtrat ist meiner Meinung bisher noch nicht Gegenstand der Stadtverfassung. Ich nehme diese Anregung gerne auf und würde mich freuen, wenn das sozusagen in dieser Art und Weise zulässig ist. 

Mich interessiert natürlich viel mehr die Fragestellung, wie es Ihnen, sehr geehrter Herr Stadtrat, gelungen ist, den ÖVP-Kulturstadtrat Marboe davon zu überzeugen, diese Aufgabe auch anzunehmen? 

Und um ein bisschen konkreter zu werden in dieser kritischen Fragestellung: Welche Zusicherungen haben Sie ihm in Richtung des Budgets und seiner Unabhängigkeit gemacht?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Wie mir das gelungen ist, ihn zu überzeugen, ist, glaube ich, in der gemeinsamen Einsicht gelegen, dass das Mozartjahr – ich habe es vorher schon erwähnen können – für uns alle eine ganz besonders große Herausforderung ist und dass wir glauben, dass diese Herausforderung etwas ist, was mehr das Gemeinsame hervorstellt als das Trennende. 

Noch einmal und jetzt auch abseits des heiteren Kernes oder Umfeldes Ihrer Frage: Ich glaube wirklich, dass es richtig ist, in diesen wichtigen Bereichen das Parteipolitische hintanzustellen. Darin waren wir uns sehr schnell einig. 

Wie das ja überhaupt, glaube ich, jetzt doch auch Stil der Kulturpolitik ist. Wir haben einige Bereiche, wo wir – wie ich meine, sehr zu Recht – parteiübergreifend und gemeinsam vorgehen. Dazu gehört, glaube ich, auch der Konsens weiter Teile dieses Hauses, was den bewussteren Umgang mit der Vergangenheit, mit der jüngeren Vergangenheit des vorigen Jahrhunderts anbelangt. Ich glaube, da ist uns gemeinsam sehr viel gelungen.

Ich freue mich – und darauf werde ich in der nächsten Frage auch antworten können –, dass wir einen anderen großen Bereich, nämlich die Theaterreform, außer Streit stellen können. 

Und das Mozartjahr als gemeinsames Vorhaben, als eine gemeinsame Kraftanstrengung sollte etwas Weiteres in dieser Richtung sein. 

Es ist mir ganz offensichtlich gelungen, aber es ist nicht eine Frage von Überzeugungskraft, denn Sie werden mir zugestehen, jemanden wie Peter Marboe wird man nicht zu etwas zwingen können oder nachhaltig überzeugen müssen, wenn er das nicht auch selbst will. Ich glaube, wir haben uns da sehr rasch, sehr ernsthaft, aber doch in einem intensiven Diskussionsprozess auf etwas geeinigt, und ich freue mich schon auf die Zusammenarbeit.

Es ist auch außer Streit gestellt, dass dieses Mozartjahr – und dafür bin ich sehr dankbar, weil ich glaube, dass das, wie gesagt, auch im Gesamtrahmen des expansiven Bekenntnisses der Stadt zur Kultur zu sehen ist –, dass das eine zusätzliche Finanzierung, eine zusätzliche Investition notwendig macht. Wir sind uns auch da einig. Es hat ja der Gemeinderat bereits im Frühjahr an Hand konkreter Pläne Beschlüsse gefasst. Jetzt geht es darum, sich mit Dr Marboe darüber hinausgehend noch zu überlegen: Was ist umzusetzen? Welche konkreten Finanzierungen sind dafür notwendig? Welche Finanzierungsquellen können dafür auch gefunden werden?

Es ist uns bewusst, dass so etwas wie das Mozartjahr natürlich zu einem großen und guten Teil von der Stadt zu tragen ist, aber darüber hinaus auch noch andere Finanzierungsquellen zu finden sein werden, so wie das auch bei bisherigen ähnlich gelagerten Ereignissen, Veranstaltungen und Projekten der Fall war; jüngst erst wieder das Kulturhauptstadtjahr Graz, wo, wie Sie wissen, auch der Bund einen großen Teil beigetragen hat.

All das gilt es noch zu definieren. Auch das ist mit eine Aufgabe von uns in den nächsten Wochen und Monaten. Es steht aber außer Streit, dass die notwendige Finanzierung sichergestellt werden wird.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. – Vierte Zusatzfrage: Frau GRin Mag Unterreiner.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat! 

Die extra für Peter Marboe geschaffene Position und die für ihn geschaffene Gesellschaft wird ja, so haben wir das gestern gehört, nach Beendigung des Mozartjahres wieder aufgelöst.

Denken Sie nun daran, dass nach diesem Ablaufdatum eine neue Position für Peter Marboe im Wiener Kulturleben geschaffen wird?

Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Den letzten Teil der Frage habe ich nicht verstanden.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ob Sie daran denken, dass es nach dem Ablaufdatum Ihrer Meinung notwendig sein wird, eine neue Position für Peter Marboe zu kreieren, zu schaffen? (VBgm Dr Sepp Rieder: Ein Peter-Marboe-Versorgungs-posten!) Ich denke sehr weit voraus. (Heiterkeit und Zwischenrufe.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, der Herr Stadtrat hat das Wort.

Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Frau Gemeinderätin! 

Also weder habe ich jetzt geglaubt, dass es notwendig ist, für Peter Marboe eine Funktion zu kreieren, noch glaube ich, dass es dann in weitere Folge notwendig sein wird. Es geht einzig und allein darum, für ein Vorhaben, wie es das Mozartjahr 2006 ist, jemanden zu finden, der diese ganze Bandbreite dessen, was man dafür braucht, abdeckt, insbesondere auch die internationalen Kontakte, aber natürlich auch die interne Kenntnis des Rathauses, seiner Verwaltung, der vielen, vielen Dienststellen, die da auch mit einzubeziehen sind. 

Aus diesen und den vorher genannten Gründen ist, glaube ich, Peter Marboe der geeignete Mann. Was nach dem Jahr 2006 respektive nach dem Auslaufen des Vertrages passiert, ist einzig und allein die Sache des Dr Marboe, und ich nehme an, er wird sich das zum gegebenen Zeitpunkt für sich selber überlegen und für sich selber entscheiden.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. 

Wir kommen nun zur 3. Anfrage (FSP/04657/2003/0002-KSP/GM). Sie wird von Frau GRin Ingrid Schubert (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats) gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft gerichtet: Was bedeuten die Veränderungen der Theaterlandschaft für die Zukunft der Kulturstadt Wien?

Bitte.

Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Meine Damen und Herren! Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Nachdem sich die Zuhörerzahl dieses Saales jetzt erfreulicherweise, glaube ich, verdoppelt hat dadurch, dass viele junge Gäste hier sind, die ich auch herzlich begrüße (Beifall bei der SPÖ), möchte ich nur ganz kurz sagen, worum es bei dieser Frage geht. Ich werde als amtsführender Stadtrat von der Frau Gemeinderätin gefragt, wie sich denn die Veränderungen der Wiener Theaterlandschaft für die Zukunft der Stadt Wien auswirken, und ich möchte, Frau Gemeinderätin, diese Frage folgendermaßen beantworten:

Ich bin froh, dass wir jetzt so viele junge Gäste hier haben, weil ich mir, ohne dass ich wusste, dass ihr hier sein werdet, als ersten ganz wichtigen Punkt aufgeschrieben habe: ein Theaterhaus für junge Menschen. Diese Stadt hat jetzt begonnen, für junges Publikum ein eigenes Zentrum im Museumsquartier zu schaffen, ein Zentrum für junge Menschen mit einem Museum, mit einem eigenen Theaterhaus für junge Leute und auch mit einem Informationszentrum, wo die jungen Leute, aber auch die Eltern Informationen über das, was in der Stadt gerade stattfindet, bekommen können. 

Dieses Theaterhaus für junge Menschen wird Ende des Jahres 2004 eröffnet werden und wird eine ganz wichtige und interessante neue Spielstätte für junges Publikum sein, wo aber nicht nur Theater geboten wird, sondern wo die jungen Menschen auch selber Theater und Theaterformen erarbeiten können, wo es auch darum geht, freie Theatergruppen hereinzuholen, aber auch Kindertheatergruppen aus dem In- und Ausland zu Kooperationen zu gewinnen. Ich glaube, dass das eine der ganz, ganz wichtigen Neuerungen und zusätzlichen Aktivitäten der Stadt Wien im Bereich des Theaters ist. 

Darüber hinaus gibt es natürlich die große Strukturreform, die Neuorientierung der Bühnen der Stadt Wien, der Musiktheaterbühnen der Stadt Wien. Es wurde ja schon verschiedentlich darauf hingewiesen – wie ich meine, zu Recht –, dass das eine der ganz großen, wenn nicht überhaupt die größte Strukturreform im Theaterbereich der Stadt Wien darstellt und wir auch damit ein zusätzliches Angebot eröffnen. 

Im Übrigen, Frau GRin Ringler, wird das nicht nur eine Sache der Hochkultur sein, sondern auch dort wird es um zeitgenössische Kunstformen gehen, auch dort wird es darum gehen, dass man auch den vorhandenen und sich entwickelnden Kunstformen in Wien eine Bühne bietet, weil ich ja im Übrigen – und da sind wir uns ja einig – in der Frage der sonstigen Theaterreform zunehmend der Meinung bin, dass man diese gläsernen Decken abschaffen soll.

Die Frage nach den Veränderungen einer Theaterlandschaft ist natürlich auch eine, die sich auf die Theaterreform der Off-Theater-Szene bezieht. Auch da sind wir, glaube ich, gut unterwegs. Es geht dabei darum, dass wir, unter Einbeziehung jener Häuser, die bislang als Klein- und Mittelbühnen bezeichnet wurden, im Grunde eine langfristige und nachhaltige Absicherung dieser Theaterszene sicherstellen. Sie wissen, dass die bestellten Kuratoren nunmehr mit uns gemeinsam – wir haben morgen eine weitere Sitzung – diese Theaterreform weiter betreiben sollen, und ich meine – was mir auch wichtig ist –, dass das eine Reform ist, die auch mit den Beteiligten stattfinden soll und auch stattfindet. Es gibt darüber eine heftige, rege und animierte Diskussion, der wir uns ja auch immer wieder gemeinsam – und wenn ich sage, gemeinsam, meine ich zumindest die Kultursprecherinnen und ‑sprecher der Parteien – stellen.

Ich meine, dass wir mit diesen einzelnen Reformschritten signalisieren, dass die Stadt Wien aus der Tradition, auch eine große Theaterstadt zu sein, durchaus die notwendigen Reformen für die Rahmenbedingungen, die so notwendig sind, in Angriff nimmt, dass sie es nicht einfach geschehen lässt, dass nicht einfach Theater geschieht in Wien, sondern dass wir von Seiten der Politik versuchen, das, was notwendig ist, bereitzustellen. 

Ich bin froh, dass wir da über weite Strecken gemeinsam arbeiten, vor allem gemeinsam daran arbeiten, dass das Kulturangebot in der Stadt immer weiter wächst, nicht zuletzt auch für die jungen Menschen, die damit neben dem Theater der Jugend, das ja mit knapp 50 000 Abonnenten eines der größten Theaterhäuser Europas überhaupt ist, neben den etwa 70 freien Kindertheatergruppen in Wien nunmehr oder jedenfalls ab dem nächsten Jahr auch noch ein zusätzliches sehr modernes und, wie ich glaube, sehr interessantes Kindertheaterhaus in Wien haben. 

Das sind in Grundzügen die Veränderungen dieser Theaterlandschaft, und ich meine, dass wir da auf einem guten Weg sind. – Danke sehr.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Erste Zusatzfrage: Frau GRin Ringler

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat!

Wir sind, glaube ich, tatsächlich in einem Punkt nicht ganz einer Meinung, nämlich dass das, was im Theater an der Wien geplant ist, tatsächlich jenem lebendigen Kulturleben eins zu eins entspricht, das wir uns beide, glaube ich, wünschen. Da gehen unsere Meinungen auseinander, aber ich würde mich freuen, wenn wir auch hier den Austausch und den Dialog weiter pflegten. 

Andererseits ist es so, dass zu diesem Thema Theater an der Wien in den letzten Wochen immer wieder Zahlen kolportiert wurden darüber, wie viel Geld die geplante Bespielung durch Intendant Geyer kosten wird. Eine Zahl lautete auf 20 Millionen EUR im Jahr. 

Mich würde sehr konkret interessieren, ob diese Zahl aus Ihrer Sicht eher zu niedrig oder eher zu hoch angesetzt ist und ob Sie bereits konkretere Zahlen sagen können?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Frau Gemeinderätin!

Ich möchte zu einem Zahlenwerk, solange es nicht von den dafür verantwortlichen und bestellten Funktionären und den Zuständigen endgültige Zahlen gibt, nichts sagen, und zwar ganz einfach deshalb, weil ich Sie nicht falsch informieren will. 

Die Diskussionen darüber, in welche Größenordnungen das gehen könnte, wurden geführt. Wir haben ja, wie Sie wissen, über ein Jahr lang Konzepte entwerfen lassen, es gab dafür verantwortliche Kuratoren und Kuratorinnen, die das getan haben. Es gibt Größenordnungen, die jedenfalls um einiges niedriger sind, als die von Ihnen genannte Zahl.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Zweite Zusatzfrage: Herr GR Dr Salcher.

GR Dr Andreas Salcher: Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Sie werden heute ja besonders hart gefordert, aber ich habe Ihnen gestern schon versprochen, wir schauen, dass Sie nicht ganz außer Form kommen, daher möchte ich auch ein Theater ansprechen, das derzeit in der öffentlichen Diskussion ist, nämlich das Volkstheater. 

Mich interessiert da die Neubesetzung des Intendanten oder der Intendantin. Ganz besonders interessiert mich, welche Rolle Sie dabei spielen werden als amtsführender Stadtrat. Werden Sie dem Vorsitzenden der Jury, bevor Jurysitzungen stattgefunden haben, Ihre Meinung über die möglichen Kandidaten mitteilen? Werden Sie diese auch in Form einer Weisung äußern oder werden Sie mit dem Vorsitzenden der Jury, bevor die Jury ihre Entscheidung getroffen hat in der Frage, überhaupt nicht sprechen und nur darauf warten, welche Entscheidung oder welchen Vorschlag Ihnen die Jury unterbreitet?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. – Herr Stadtrat, bitte. 

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Herr Gemeinderat, ich danke Ihnen sehr, dass Sie mich nicht unterfordern mit Fragen. Das ist natürlich auch immer sehr angenehm. 

Was das Volkstheater, die künftige Leitung und die Besetzung der künftigen Leitung anbelangt, habe ich von Anfang an klargelegt, wie die Vorgangsweise ist, und diese ergibt sich auch aus den zu Gebote stehenden Gesetzen und Regeln. Nachdem das eine Privatstiftung ist und es formal um die Geschäftsführung der GesmbH geht, die im Eigentum der Volkstheater Privatstiftung steht und diese GesmbH im Übrigen zum Großteil öffentlich finanziert ist, mussten selbstverständlich die Regeln des Stellenbesetzungsgesetzes eingehalten werden, daher war eine Ausschreibung durch die Stiftung, durch die verantwortlichen Organe der Stiftung durchzuführen. Die verantwortlichen Organe der Stiftung sind selbstverständlich weisungsfrei, weil die Stiftung niemand anderem Verantwortung schuldig ist. 

Ich verhehle nicht – ich habe auch nichts zu verhehlen –, ich wäre ein schlechter Kulturpolitiker und Subventionsgeber, wenn ich mir nicht selbstverständlich meine Meinung zum Volkstheater, zu seiner Zukunft und auch zu seiner zukünftigen Leitung machte. Die mache ich mir, und die macht sich – das weiß ich, wir sind ja im Gespräch – auch der andere Subventionsgeber, nämlich der Bund, die Bundesseite. Wir werden selbstverständlich, haben das auch schon getan und tun das auch weiterhin, im Gespräch mit der gegenwärtigen Leitung des Volkstheaters sein, mit der Stiftung und mit den zuständigen Stiftungsorganen. 

Die Entscheidung liegt, wie das nun formal so ist, bei der Stiftung. Meine Rolle ist die eines Subventionsgebers, zugegebenermaßen des größten Subventionsgebers des Hauses. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. – Dritte Zusatzfrage: Herr GR Mag Stefan. 

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Die an Sie gerichtete Frage war ja sehr konkret, und entsprechend "konkret" war auch Ihre Antwort – natürlich unter Anführungszeichen gesetzt. Es hat mich jetzt schon sehr interessiert, inwiefern Sie bereits sagen können, welche Auswirkungen die Veränderung der Theaterlandschaft für das Wiener Kulturleben hat, da ja diese Reform vollkommen im Fluss ist. Ich war daher irritiert, und es drängt sich jetzt die Frage auf, ob jene Diskussionen, in die wir eingebunden sind, eigentlich nur Scheingefechte sind und Sie schon längst wissen, was passieren wird. 

Daher auch die konkrete Frage, ob Sie die Reform der etwas unglücklich als Off-Theater bezeichneten Klein- und Mittelbühnen, Freien Gruppen und so weiter auch ohne Beteiligung anderer Fraktionen durchziehen werden, falls welche aussteigen?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Herr Gemeinderat!

Also erstens einmal, was die Bezeichnung anbelangt. Ich weiß, dass Sie mit Anglizismen in der deutschen Sprache unglücklich sind, das dürfte ein tiefgehendes Problem sein. Ich meine, dass Sprache etwas ist, was sich weiterentwickelt. Es gab französische Ausdrücke in der deutschen Sprache, es gab und gibt lateinische Ausdrücke in der deutschen Sprache, wir haben ungeheuer viele slawische Lehnwörter und auch jüdische. Die deutsche Sprache ist, so wie alle Sprachen dieser Welt, ein lebendiger Organismus und nimmt das auf, was offensichtlich auch gebraucht wird. Ich habe Sie aber bereits vor einigen Wochen eingeladen, Vorschläge zu machen, wenn Ihnen ein besserer Ausdruck dafür einfällt. Also daran soll es nicht scheitern. 

Zur Sache: Ich weiß nicht, woher Sie den Verdacht schöpfen, es könnte etwas ausgemacht sein in einer Sache, die wir gemeinsam in den letzten Monate so vorangetrieben haben. Wir haben viele, viele Stunden miteinander diskutiert, und auch die Kuratoren diskutieren mit uns. Das, was wir hier vorhaben, ist ein Prozess, für den es ja keine vorgefertigte Schablone gibt und daher, von mir aus gesehen, auch nicht quasi ein Endresultat, das ich – wenn das Ihrer Frage zu Grunde liegt – an Ihnen vorbeischummeln könnte oder möchte oder wollen würde, sondern das, was uns, glaube ich, eint – und das ist das einzige Ziel und das einzige Resultat, das wir anstreben –, ist eine sehr lebendige, eine vielfältige, eine flexible im Sinne von nach oben durchlässige und auch wahrnehmbare Wiener Theaterszene. Darüber sind wir uns, glaube ich, auch in den Diskussionen einig.

Wenn wir jetzt dieser Tage einen Entwurf zu diskutieren haben über die Inhalte, über die Leitlinien, über das Procedere, über die Vorgangsweise, so machen wir das. Ich meine, das läuft, jedenfalls bisher, sehr konstruktiv, und es gibt für mich überhaupt keinen Anlass und überhaupt keinen Verdacht oder eine Besorgnis, dass wir das nicht gemeinsam weitermachen könnten. 

Wir wissen ja alle miteinander, dass das natürlich letztendlich auch politische Entscheidungen sind, und ich kann nicht vorhersagen, ob Ihre Fraktion oder eine andere Fraktion zu irgendeinem Zeitpunkt sagt, da können wir nicht mehr mit. Ich kann auch für mich nicht sagen, dass das alles sozusagen im Grunde gelaufen ist, was ich Ihnen hingegen sagen kann, ist, dass wir uns bemühen, dass ich mich jedenfalls bemühe, wiewohl ich das nicht tun müsste. Wir kennen andere Reformen in diesem Land, die völlig ohne Rücksprache mit den Betroffenen durchgezogen werden und die völlig ohne Koordination mit anderen Parteien gemacht werden. 

Soviel ich weiß, ist das momentan in diesem Land die einzige Reform, die sozusagen interfraktionell durchgeführt wird. Das freut mich, ich werde mich bemühen, dass das so bleibt, das ist zu einem guten Teil aber letztendlich auch Ihre Aufgabe. Also insofern kann ich Sie beruhigen: Von meiner Seite her wird es weiter das Bemühen geben, das gemeinsam zu machen. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. – Die vierte Zusatzfrage stellt Frau GRin Schubert. 

GRin Ingrid Schubert (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Stadtrat! 

Ich möchte Sie gerne fragen: Was bedeuten diese Veränderungen der Theaterlandschaft für die Zukunft – die Betonung liegt auf "Zukunft" – der Kulturstadt Wien?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! 

Ich glaube, dass wir es im Jahr 2007 und in den fortlaufenden Jahren wirklich mit einer grundlegend geänderten Theaterlandschaft in Wien zu tun haben. Das ist quasi eine Banalität, die ich hier sage, weil Theater, wie wir wissen, ein lebendiger Organismus ist, der sich weiterentwickelt, der nicht stehen bleibt. Gerade die Kunst ist etwas, was sich sehr rasant weiterentwickelt. Also insofern würde sie das wahrscheinlich auch von selber tun. 

Was wir hier von der Politik tun können, ist, die Bedingungen dafür zu schaffen, die Bedingungen für eine Offenheit, für eine möglichst nachhaltige materielle Absicherung, für eine gewisse Sicherheit der Planung, die wir zumindest für die kleinen und die mittleren Theater von derzeit drei auf vier Jahre erstrecken wollen. Wenn Sie so wollen, ist das auch eine Weiterentwicklung dessen, was in Wien ja bereits stattgefunden hat und im Übrigen in anderen Ländern oder auch Gebietskörperschaften teilweise noch gar nicht stattgefunden hat, nämlich langfristige Verträge einzuführen. 

Wir arbeiten daher an Bedingungen, die das Kunstschaffen leichter machen, die Kreativität fördern in dieser Stadt, und ich glaube, dass das, was wir hier vorhaben, sowohl in den Bereichen der großen Theater als auch der kleineren Theater und der Freien Gruppen letztendlich dann mit In-Kraft-Treten dieser Reform – also 2005 und die Jahre dann bis 2009 – eine wirklich interessante und einer Kulturstadt würdige Theaterszene ergeben wird. 

Natürlich, die letzte Verantwortung für all das liegt bei den Künstlerinnen und Künstlern. Was wir tun können, ist, sie dabei zu unterstützen, und ich meine, dass das bestmöglich geschehen wird. – Danke.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke für die Beantwortung der 3. Anfrage. 

Wir kommen nun zur 4. Anfrage (FSP/05129/2003/0002-KGR/GM). Sie wurde von Frau GRin Waltraud Cecile Cordon (Grüner Klub im Rathaus) gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet: In Studien und städtebaulichen Leitbildern werden Rahmenbedingungen für Entwicklungen von Projekten und Stadtgebieten definiert, doch sind die erreichten Ergebnisse in der Praxis sehr weit von den Zielsetzungen der Planung entfernt. Inwieweit fließen Ergebnisse aus von Ihnen beauftragten Studien bzw von Zielsetzungen von im Gemeinderat beschlossenen städtebaulichen Leitbildern in die Widmungspraxis der Magistratsabteilung 21 ein?

Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Sehr geehrte Damen und Herren! Frau Vorsitzende!

Ich werde gefragt, wie weit städtebauliche Studien und Planungen in die konkrete Umsetzung einfließen und dann in der Widmungspraxis der MA 21-Abteilungen berücksichtigt werden. 

Frau Gemeinderätin, ich darf Ihnen dazu antworten: Die städtebaulichen Studien und Planungen sowie die Weiterentwicklung der Ergebnisse von Wettbewerbs- und Expertenverfahren zu städtebaulichen Leitbildern werden von der Magistratsabteilung 21A und von der Magistratsabteilung 21B ausschließlich zu diesen Zwecken beauftragt. Sie sind Grundlagen für die Ausarbeitung der entsprechenden Flächenwidmungs- und Bebauungspläne und ihre Aussagen und Ergebnisse fließen selbstverständlich in die rechtsverbindlichen Planungen ein.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Die 1. Zusatzfrage Frau GRin Cordon.

GRin Waltraud Cecile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Wie Sie wissen, hat die Firma Datencenter Vienna ein neues Konzept für den Flakturm, den Gefechtsturm im Augarten vorgelegt, der einen vierstöckigen Aufbau und einen Zusatzbau, also noch einen Turm vorsieht. Nun haben Sie eine Studie erstellen lassen, die besagt, dass das keine so gravierenden Veränderungen vertragen würde und sollte und noch dazu gibt es ja bereits von der MA 21 einen Bescheid, der solche Veränderungen ablehnt, zusätzlich auch noch vom Bundesdenkmalamt.

Jetzt frage ich Sie schon, wie weit diese Studie da einbezogen wurde, wo es wirklich eine sehr eigenwillige Interpretation für einen Dachausbau und einen Zusatzturm gibt, wo der Flakturm nicht einmal ein Dach hat und angeblich auch keine Flächenumwidmung mehr braucht. 

Ich würde Sie jetzt wirklich fragen, wie weit hier die Zielsetzungen dieser Studie berücksichtigt wurden?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Frau Gemeinderätin! 

Ich war mir ganz sicher, dass Sie zum Augarten fragen werden. Ich habe ja auch gestern Ihre Reden hier im Gemeinderat verfolgt und weiß daher, dass das eines Ihrer Hauptanliegen ist. 

Zunächst: In Zielsetzungen von Studien ist in der Regel herauszuarbeiten, welche künftigen Schritte und Maßnahmen man setzen soll. Also die Zielsetzung der Flakturm-Studie ist allein deshalb schon erfüllt, denn sie hat dazu beigetragen, die Zielsetzungen auch wirklich zu erarbeiten. Sie ist nicht selber Zielsetzung und das Produkt einer Studie kann auch nicht Zielsetzung selbst sein. Das zu dem grundsätzlich.

Ich versuche jetzt ein bisschen aufzuklären, denn die Presse und auch Ihre Ausführungen könnten zur Verwirrung beitragen.

Zunächst einmal ist die Magistratsabteilung 21 ausschließlich im Wege der Vorbereitung von Verordnungen tätig, die dann der Gemeinderat erlässt. Weder der Gemeinderat in diesem Fall noch die MA 21-Abteilungen, die Planungsabteilungen, erlassen Bescheide. Bescheide erlässt die Baubehörde dann auf Basis der Flächenwidmungs- und Bebauungspläne. Also es gibt im konkreten Fall beim Flakturm keinen Bescheid. Es gibt sehr wohl eine Verordnung, die vor wenigen Monaten in diesem Gemeinderat beschlossen wurde, die beide Flaktürme im Augarten in der Größenordnung, wie sie bestehen, erhält und die vorsieht, dass, wenn dort ein Gebäude steht, diese Konfiguration haben soll. Flaktürme, auch wenn sie keine sehr ansehnlichen Gebäude sind, auch wenn sie nur aus ihrem historischen Kontext als Denkmäler anzusehen sind und daher unter Schutz stehen, haben etwas, das nach der Bauordnung und von der Baubehörde zu berücksichtigen ist, sie haben nämlich einen Deckel oben drauf und dieser Deckel allein, diese Abdichtung allein ist aber noch nicht das Dach.

Die Bauordnung sieht vor, und wir können dann gerne den Paragraphen heraussuchen, wenn Sie wollen, dass es auch auf solchen Gebäuden Dächer geben kann und Dächer im 45 Grad-Winkel können auch nach der Bauordnung auf einem Flakturm Platz finden. So ist die Wiener Bauordnung. Ich bin nicht Mitglied des Wiener Landtags, ich finde, man könnte das auch ändern. Ich will das aber nicht empfehlen, weil wir viele Dachgeschossausbauten sehr sinnvoller Weise mit dieser Bestimmung machen können. Die Wiener Bauordnung erlaubt daher – und nichts anderes hat der Kollege Vatter als Leiter der Magistratsabteilung 21A gesagt - Ausbauten auch von Flaktürmen. 

Ich kenne den Bescheid des Bundesdenkmalamts noch nicht. Ich kenne nur den Zeitungsartikel in der "Presse", wo der Herr Maldoner behauptet, dass wir eine besondere Schutzbestimmung für den Flakturm aufstellen werden. Sie wissen, wir sind in diesem Verfahren ja nicht Partei, wir erhalten den Entwurf zur Stellungnahme. Wir haben bisher keinen solchen Entwurf für einen Bescheid erhalten. Das ist also der aktuelle Stand.

Zum Projekt selbst: Ich habe eine gewisse Skepsis, was die Funktionalität und die Wirtschaftlichkeit des Projekts betrifft. Darauf möchte ich als Stadtrat für Stadtentwicklung schon auch Bezug nehmen können. Wir haben nichts davon, wenn dort etwas gebaut wird und das funktioniert dann nicht, sondern das ist weiterhin eine Ruine. Was aber sehr im Einklang mit der Studie stünde, die der Architekt Piller im Auftrag der Stadt Wien gemacht hat, ist, dass behutsame Ergänzungen und Aufbauten erlaubt sind und erlaubt sein sollen und genau in diese Richtung wollen wir auch gehen.

Sollte der Betreiber dieses Projekts die wirtschaftliche Schwelle überschreiten und in dieses Projekt auch einsteigen wollen, so können wir uns als Stadtplanung in voller Übereinstimmung mit der Baubehörde vorstellen, dass es zu kleinen ergänzenden Aufbauten kommt, die aber ausschließlich im Zusammenhang mit diesem Projekt stehen müssen und nicht zur Vermietung verwendet werden dürfen, um die Rentabilität des Projekts zu erhöhen, sondern ausschließlich im Zusammenhang mit diesem Datenspeicherprojekt. Daneben soll es einen Campanile geben, einen Lift, einen Aufzugsschacht, den man sehr schön gestalten kann, wie man weiß. Auch in denkmalgeschützten Gemeindebauten zum Beispiel wie im Rabenhof gibt es so etwas. Dort kann man sich das gerne ansehen. Das kenne ich sehr genau, nachdem ich von dort komme. 

Also ich denke, dass man dann, wenn die Wirtschaftlichkeit des Projekts gegeben ist, darüber ernsthaft reden sollte und dann wird man schauen, dass die Architektur auch dem Ort entsprechend angepasst und adaptiert ist. Und eines garantiere ich Ihnen: Der Augarten wird - abgesehen von der Bauphase -, wenn das Ding dann in Betrieb gehen sollte, weder von Lieferfahrzeugen noch von den Privat-PKW´s der dort Beschäftigten belastet werden können. Da werden wir jedenfalls alle Riegel vorschieben, die nur möglich sind.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. Die 2. Zusatzfrage wurde von Herrn GR Mag Gerstl gestellt.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Ich möchte meine Frage in einen anderen Bereich legen, in den 11. Bezirk, wo wir über den Mehrwert Simmering schon mehrmals diskutiert haben und wo es einerseits auch darum geht, einfach aus den bestehenden Flächen mehr für den Bauträger herauszuholen, auch für die Stadt, weil man mehr unterbringen kann, aber andererseits eben auch für die Nutzer dort einen Mehrwert zu schaffen, um diesen Mehrwert dann auch abzuschöpfen. Wie stehen da die Verhandlungen?

Wir haben im letzten Ausschuss ja einen Teil eines Flächenwidmungsplans beschlossen, wo wir gemeint haben, es wäre günstig, das einmal in einem zu verhandeln, um damit den Nutzern auch wirklich den Mehrwert zukommen zu lassen beziehungsweise denen, die das Mehr bezahlen müssen, auch klar zu machen, wo es danach hinfällt. 

Wie sehen da derzeit die Verhandlungen aus und wann können wir mit einem Abschluss des Projekts rechnen?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Mag Gerstl, wir haben beim Mehrwert Simmering den Weg gewählt, den wir für alle größeren Entwicklungsgebiete derzeit gehen, nämlich bevor wir das Instrument des Flächenwidmungs- und Bebauungsplans, das sehr verrechtlicht ist, als Verordnung zu erlassen haben, der Gemeinderat zu beschließen hat, eine Phase einzuführen, die sich aus meiner Sicht sehr bewährt hat, nämlich die so genannten Masterpläne, wo wir im Wege der Stadtentwicklungskommission und dieses Gemeinderats eine Willensäußerung tätigen, in welche Richtung ein Entwicklungsgebiet gehen können soll. Das ist ein flexibles Instrument, das ist ein Instrument, das Prozesse zulässt, aber mir als Stadtrat und den Abteilungen des Magistrats klarlegt, in welche Richtung sie gehen sollen. Genau dieses ist auch im Bereich Mehrwert Simmering passiert, dass die Richtung, die eingeschlagen werden soll, mit den notwendigen Details, so detailliert das in diesem Maßstab sein kann, in dem das gemacht wird, einmal festgelegt ist. Jetzt geht es darum, in Einzelportionen abzuarbeiten, wie die Realisierung, wie die Umsetzung auch sein kann. 

Wir werden dasselbe beim Eurogate-Projekt erleben und wir werden dasselbe erleben und erleben es ja schon im Bereich Prater bis Donaustadtbrücke. Ich sehe da überhaupt kein Problem, wenn man es einzeln je nach Realisierbarkeit abarbeitet. Sonst laufen wir in die Situation, dass der Flächenwidmungs‑ und Bebauungsplan über das gesamte Gebiet mit hoher Wahrscheinlichkeit sehr bald einmal überarbeitet werden muss, denn wie Sie wissen haben wir da sehr detailreiche Bestimmungen über Gebäudehöhe, Trakttiefen und so weiter drinnen. Genau dieses wollen wir mit den Masterplänen vermeiden, uns aber trotzdem nicht um eine klare Entwicklungslinie herumdrücken, die wir in den Masterplänen festlegen können.

Vorsitzende Josefa Tomsik: Danke. Die 3. Zusatzfrage wurde von GR Dr  Madejski gestellt.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

In der Frage steht: „Die städtebaulichen Leitbilder und Rahmenbedingungen für Entwicklungen werden definiert.“ Sie erreichen aber in der Praxis selten diese Zielsetzungen. Am schlimmsten ist es, wenn diese Leitbilder und Rahmenbedingungen, die es schon gibt, überhaupt nicht realisiert werden und ein Projekt überhaupt stirbt oder lange Zeit auf die lange Bank geschoben wird. 

Ich spreche hier das gesamte Gebiet des Nordbahnhofs an. Hier haben sich über zehn Jahre - das kann man, glaube ich, sagen und Sie werden mir zustimmen -, die SPÖ-dominierte Stadtregierung und Planung mit SPÖ-dominierter ÖBB und SPÖ-dominierten Ministerien wegen der Kontaminierungen offensichtlich auf den Grundpreis nicht einigen können. In der Zwischenzeit hat sich ja auch in der Planung einiges weiterentwickelt und man wird auch nicht mehr so planen, wie es vielleicht damals in den Leitbildern gestanden ist. 

Daher meine Frage: Gelten noch die alten Leitbilder beziehungsweise das Siegerprojekt des damaligen Architekturwettbewerbs oder haben Sie vor, neue Leitbilder in Form eines Masterplans für das Gelände des Nordbahnhofs und einen Architektenwettbewerb neu auszuschreiben oder halten Sie sich an das, was vor über zwölf Jahren damals das Leitbild und der Architektenwettbewerb zu Stande gebracht hat?

Vorsitzende Josefa Tomsik: Bitte, Herr Stadtrat!

Amtsf StR Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat, Sie wissen ja und wir haben gestern darüber auch diskutiert, dass das Tempo der Realisierung auf dem Nordbahnhofareal auch nicht meinen Intentionen entspricht. Was den Masterplan betrifft, der aus einem Wettbewerb hervorgegangen ist und der eine sehr strenge, sehr klare Struktur des Straßennetzes vorsieht, der Gliederung der Blöcke, kann ich nur sagen, es ist das sehr entsprechend dem, was in dieser Gegend der Stadt für die Schaffung eines neuen Stadtteils Sinn macht. Was wir geändert haben und das steht auch im Masterplan Verkehr drinnen ist, dass die Erschließung nicht mehr mittels Bus, sondern mit der Verlängerung der Linie O durch das Gebiet durch und dann bis zum Friedrich-Engels-Platz geschaffen werden soll, womit ein Zusammenhängen quer über das Gebiet des 2. und 20. Bezirks zwischen der U1 und der U6 beziehungsweise auch der Schnellbahn hergestellt werden kann. Das halten wir für sinnvoll und notwendig und ist mit den WIENER LINIEN abgestimmt. Hier wird es leichte Adaptierungen an den Blockzuschnitten geben, damit die Kurvenradien für die Straßenbahn passen. Es macht aber wenig Sinn, dafür den Masterplan neu zu überarbeiten. 

Wir haben in der vergangenen Woche zwei Wettbewerbsergebnisse vorstellen können, wo in diesem Bereich Nordbahnhofareal die nächsten Schritte gesetzt werden und insgesamt acht Baublöcke begonnen werden können und in diesen acht Baublöcken 1 400 Wohn-einheiten untergebracht werden können. 

Wir haben vor kurzem die Information bekommen, dass die Vertragsvereinbarung mit der Bundesbahn, was Schulplatz und den Leopoldpark betrifft, doch Richtung Unterschriftsreife gekommen ist und ich bin überzeugt davon, dass wir das demnächst unterzeichnen können, damit auch die EU-Mittel, die dafür aus dem Ziel 2 kommen und sowohl für die Herstellung des Leopoldparks, aber auch für andere Adaptierungen auf dem Areal verwendet werden können, nicht verfallen, sondern rechtzeitig vor 2006 verausgabt werden können.

Ich bin über diese langsame Entwicklung am Nordbahnhofareal nicht glücklich. Deswegen ist eben in weiterer Tendenz mit dem Verkehrsminister und den Österreichischen Bundesbahnen betreffend den Bahnhof Wien-Europamitte auch enthalten, dass wir alle Schritte für eine gemeinsame Entwicklungsgesellschaft setzen, sodass Stadt, Bund und Bundesbahn in einer Entwicklungsgesellschaft für derartig große Areale gemeinsam arbeiten, gemeinsam die Verantwortung tragen und auch gemeinsam zügig in die Realisierung gehen und wir nicht Spielball von Einzelinteressen im Bereich der Bundesbahnen sind.

Vorsitzende Josefa Tomsik: Danke. Die 4. Zusatzfrage von der Frau GRin Cordon. 

GRin Waltraud Cecile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Es ist auch ein spannendes Thema, der Nordbahnhof, aber ich möchte trotzdem noch einmal auf den Flakturm zurückkommen. Wie Sie ja wahrscheinlich wissen, hat diese Firma bei der Präsentation ihres neuen Konzepts behauptet, es gibt bereits Bewilligungen. 

Ich möchte Sie nur jetzt noch einmal daran erinnern, dass dieses Unternehmen ein Industriebetrieb ist. Ein Industriebetrieb, der - Sie werden vielleicht wissen, was ein Datencenter braucht - enorme Zusatzgeräte braucht, sage ich jetzt einmal, wie Notstromaggregate, die ein Ausmaß von viereinhalb mal zwölf Meter haben. Sie brauchen zehn Stück Frischluftgeneratoren für diese Fläche, die außerhalb sein müssen, sonst können sie die Frischluft nicht anziehen. Also es ist ein Zusatzbetrieb und das verschweigt diese Firma immer wieder. 

Jetzt möchte ich aber trotzdem fragen: Welche Bewilligungen, wie diese Firma es behauptet, sind Ihnen bekannt?

Vorsitzende Josefa Tomsik: Bitte Herr Stadtrat!

Amtsf StR Rudolf Schicker: Die einzige Bewilligung, die mir für dieses Projekt bekannt ist, ist der Mietvertrag mit der Burghauptmannschaft.

Vorsitzende Josefa Tomsik: Danke vielmals. 

Wir kommen zur 5. Frage (FSP/04654/2003/0002-KVP/GM). Sie wurde von Herrn GR Georg Fuchs an den Herrn Bürgermeister gestellt: Welche Auswirkungen sehen Sie als Wiener Bürgermeister für die Budgetentwicklungen der Stadt, wenn das Vorhaben des SP-Parteivorsitzenden Gusenbauer im Rahmen des "rotweißroten Konzeptes" der SPÖ, die für ihn zu teure Wohnbauförderung abzuschaffen, verwirklicht wird?

Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Sie werden verstehen, dass ich keinerlei Auswirkungen auf das Wiener Budget sehe und das aus zweierlei Gründen: 

1. kann ich mich nicht erinnern, dass eine Aufforderung der Opposition auf Bundesebene jemals Auswirkungen auf irgendein Budget gehabt hätte und 

2. weil der Alfred Gusenbauer diese Aussagen nicht getätigt hat. 

Ich habe Ihre Anfrage, die Sie gestern so überaus freundlich an mich gerichtet haben, natürlich schon vorweg bekommen und nachdem ich auch der Internetnutzung mächtig bin, habe ich in der Tat herausgesucht, was er gesagt hat, aber, wie gesagt, schon vor einiger Zeit, was dann auch dazu geführt hat, dass ich mich den lautstarken Protesten, die ja in Ihrer Partei immer sehr angebracht sind, der Kollegen aus Salzburg und Oberösterreich nicht angeschlossen habe, denn Alfred Gusenbauer hat überhaupt nie gefordert, dass es abgeschafft wird, sondern dass man darüber diskutieren soll und zwar über die Frage der Zweckbindung, was in der Tat eine Diskussion wäre, die man tatsächlich auch führen könnte, jedenfalls aus Wiener Sicht führen könnte. 

Mit dem Projekt „Rot-weiß-rot“ hat das überhaupt nichts zu tun. Das dürfen Sie mir glauben, dass ich das ganz gut kenne. Zu meinem tiefen Bedauern kommt in dem Projekt „Rot-weiß-rot“ der Begriff „Wohnbauförderung“ überhaupt nicht vor, geschweige denn deren Abschaffung. Aber ich nehme die Anregung natürlich auch gerne auf, denn ich bin sehr dafür, dass auch im Projekt „Rot-weiß-rot“ über die Frage des Wohnbaus und der Wohnbauförderung und der Investitionen im Wohnbau diskutiert wird und wir werden das daher mit dem Kollegen Faymann entsprechend nachholen, sodass im Projekt „Rot-weiß-rot“ wenigstens Wohnbauförderung vorkommt, weil ohne Vorkommen des Wortes kann man bekanntlich ja nichts abschaffen. Also ich hoffe, ich konnte ein bisschen zur Glückseligkeit beitragen. (Heiterkeit bei der SPÖ und den GRÜNEN.)

Vorsitzende Josefa Tomsik: 1. Zusatzfrage Herr GR Dr Fuchs. (GR Heinz Hufnagl: Er arbeitet daran! – Weitere Heiterkeit bei der SPÖ.)

GR Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister, es ist eine Tatsache, dass am 3. Oktober Ihr Vorsitzender Gusenbauer eine Aussage gemacht hat, wo er über die Sozialleistungen nachdenken möchte oder auffordert nachzudenken, und ich nehme an, er hat auch Ihre Fraktionsleute in Wien dazu aufgefordert, weil er auch der Meinung ist oder er ist der Meinung, dass hier einige Dinge in ein richtiges Lot gelenkt werden müssen. Die Aussage natürlich des Herrn Fraktionskollegen aus Oberösterreich Haider war natürlich genau jene Aussage, die ich mir eigentlich von Ihnen erwartet hätte, dass man halt gesagt hätte, nein, es darf überhaupt zu keiner Reduzierung einer Förderung kommen, weil wir sie brauchen. Das habe ich bei Ihnen für Wien vermisst, weil Sie ja immer wieder bei jeder Veranstaltung sagen, wir brauchen diese Wohnbauförderung. Jetzt glaube ich natürlich, dass zwischen Ihnen - weil Sie ja ein gewichtiges Wort haben, Herr Bürgermeister - und dem Herrn Gusenbauer doch keine Diskrepanz besteht und Sie natürlich Ihre Meinung immer wieder durchbringen. Aber doch ist in der SPÖ die Diskussion da, wie Einsparungen im Sozialbereich vorgenommen werden können und da wurde ganz konkret die Wohnbauförderung genannt. 

Sehen Sie auch hier eine Notwendigkeit für Einsparungen im Bereich der Wohnbauförderung? 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Gemeinderat! Unrichtige Behauptungen werden durch ständige Wiederholungen nicht wahr. 

Es gibt in der SPÖ keine Diskussion über die Frage der Einsparungen bei der Wohnbauförderung. Es gibt eine Diskussion darüber - und ich halte das durchaus auch für sinnvoll -, dass man über die Wiedereinführung der Zweckbindung oder zumindest von Teilen davon spricht, denn in der Tat werden Wohnbauförderungsgelder ja allzu oft für Bereiche verwendet, die auch außerhalb von Wohnbau beziehungsweise dazugehöriger sozialer Infrastruktur liegen. Also ich bitte Sie einfach zur Kenntnis zu nehmen: Die SPÖ denkt nicht daran, Wohnbauförderungsgelder zu kürzen und hat das auch nicht vorgeschlagen. 

Ich habe nie behauptet, dass solche Missverständnisse ausschließlich auf eine Fraktion oder auf eine Person beschränkt seien. Selbstverständlich sind solche Sachen fraktionsübergreifend, das ist ja gar keine Frage. Ich habe es nur im Regelfall immer so gehalten, dass ich mir schlicht und ergreifend Sachen zuerst anschaue, was hat einer gesagt, und dann habe ich es kritisiert oder auch nicht. 

Meine Haltung zur Wohnbauförderung kennen Sie: Sie ist unabänderlich und ich darf Ihnen versichern: Sollte der Bundesparteivorsitzende der SPÖ auf die Idee kommen, ernsthaft die Kürzung der Wohnbauförderungsgelder vorzuschlagen, dann hat er mich auch am G’nack. Das ist gar keine Frage. (Heiterkeit bei GR Mag Hilmar Kabas.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. Die 2. Zusatzfrage ist von Herrn GR Josef Wagner. Bitte 

GR Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Bürgermeister! Ihre Aussagen betreffend die Sicherstellung der Wohnbauförderung beruhigen etwas, sage ich.

Bgm Dr Michael Häupl (unterbrechend): Dazu bin ich in erster Linie da.

GR Josef Wagner (fortsetzend) Richtig. Ich habe auch so wie Sie die Gefahr, wenn Dr Gusenbauer als Opposition im Bund etwas fordert, nicht als groß gesehen, dass durch so eine Forderung schon etwas abgeschafft werden kann. Ich sehe allerdings, dass Dr Gusenbauer mit seinen Vorstellungen zur Wohnbauförderung nicht ganz alleine ist, auch wenn Sie hier seine Vorstellungen etwas klarer gefasst haben. Aber es gibt zwei Personen, die eigentlich der ÖVP zuzuordnen sind, und das ist der Wiener Landesparteiobmann und Finanzstaatssekretär Dr Finz, der zuletzt ganz klar die Abschaffung der Wohnbauförderung auf Bundesebene gefordert hat, und das ist auch der Rechnungshofpräsident Dr Fiedler, der hier in dieses Konzert eingestiegen ist. 

Nachdem Dr Finz einer Regierungspartei angehört und der Rechnungshofpräsident vielleicht auch ein gewichtiges Wort hat, stelle ich Ihnen die Frage, ob Sie mit dieser Vehemenz, mit der Sie gegen Ihren Bundesparteivorsitzenden bei der Wohnbauförderung auftreten, auch gegen den Herrn Finanzstaatssekretär Finz und gegen den Rechnungshofpräsidenten auftreten werden? 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Zumindest was den Bundesparteivorsitzenden der SPÖ betrifft bitte ich Sie, den Konjunktiv zu verwenden „auftreten würde, wenn“ er tatsächlich die Abschaffung gefordert hätte, was er nicht getan hat. 

Aber in der tatsächlichen Frage, was für die präventive Umsetzung von Vorschlägen gewichtiger ist, wenn der Bundesparteivorsitzende der SPÖ und Oppositionsführer solches verlangen würde oder der Staatssekretär im Finanzministerium, bin ich noch ein bisschen unentschieden, was sozusagen ein größeres Problem für die Wohnbauförderung darstellen würde. Es ändert nichts an der Tatsache. 

Ich will jetzt dem Herrn GR Fuchs nicht mit der Retourkutsche kommen, sein eigener Landesparteiobmann hat ja die Abschaffung der Wohnbauförderung gefordert. Ich habe es auch vorhin in einem Anfall von extremer Vornehmheit – das möchte ich schon hinzufügen - gar nicht erwähnt (Heiterkeit bei den GRÜNEN.), denn es ist ja normalerweise nicht so selbstverständlich, dass ich bei politischen Argumentationen vornehm zurückhaltend bin. Ich bin es im gegenständlichen Fall, weil ich ja aus Gesprächen mit dem Herrn Finanzstaatssekretär weiß, dass er die Wohnbauförderung eigentlich ohnehin erhalten will. Also er ist offensichtlich noch nicht ganz eins mit sich. Aber das passiert ja bei anderen Dingen auch, dass er mit sich nicht ganz eins ist, zum Beispiel in der Beurteilung des Falles Grasser oder ähnlichem. Da ist ja das auch alles nicht so einfach, wie es sich gelegentlich auch darstellt. 

Aber um Ihre Frage zu beantworten: Ja, wenn ernsthaft der Herr Finanzstaatssekretär, der Herr Finanzminister oder sonst jemand auf die Idee kommt, die Wohnbauförderung anzutasten und zu kürzen, wird er in mir so wie in allen anderen acht Landeshauptleuten natürlich einen Gegner haben, das ist gar keine Frage. Und wer alle neun Landeshauptleute in einer Frage gegen sich hat, dem wünsche ich viel Spaß!

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. Die 3. Zusatzfrage ist von GR Ellensohn.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister, es ist schön, dass Sie so vornehm sind und den Herrn Finz nicht ins Spiel gebracht haben. Ich habe mich bei der Fragestellung gewundert, weil ich glaube, dass der Herr Fuchs selbst im Glashaus sitzt und mit Steinen wirft. Ich möchte nur ein kleines Beispiel von einem anderen Bundesland nennen: In Salzburg wird die Wohnbauförderung zu einem guten Teil direkt in den Straßenbau investiert. Das lauft dann unter „Infrastrukturmaßnahmen“. In Salzburg regiert noch ein ÖVP-Landeshauptmann. Das kann sich ja nächstes Jahr ändern. (GR Heinz Hufnagl: Weil sie etwas weitblickender sind als in Oberösterreich?)

Ich möchte mich auch mit den Konzepten vom Herrn Gusenbauer nicht lange aufhalten, sondern stelle eine komplett andere Frage: 

Gibt es nächstes Jahr, oder besser: Wie viele Bauträgerverfahren wird es in Wien nächstes Jahr geben? Es sind in den letzten 14 Tagen unterschiedliche Zahlen – 5 000 bis 7 000 – öffentlich aufgetaucht. Wie viele Bauträgerverfahren wird es 2004 in Wien geben? 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Gemeinderat, zu Ihrer konkreten Frage bitte ich ausnahmsweise um Dispens, weil ja mein lexikales Wissen über die Kommunalvorgänge zwar groß, aber nicht allumfassend ist. Ich bin mir der Schwäche meines Gedächtnisses durchaus bewusst und kann Ihnen daher diese Frage zur Stunde nicht beantworten. Ich bin aber völlig überzeugt davon, dass der Herr Wohnbaustadtrat diese Frage „aus dem FF“ beantworten kann. 
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. Die 4. Zusatzfrage ist von Herrn GR Fuchs. Verzichtet er? 

Bgm Dr Michael Häupl: Na das glaub’ ich nicht!

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Na entschuldige! (Heiterkeit bei der SPÖ.)

Bgm Dr Michael Häupl: Das wär’ doch schade!

GR Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja das wäre sehr schade, ja, vor allem deshalb, weil der Herr Bürgermeister so eine positive Information gegeben hat, die ja stimmt, dass unser Landesparteiobmann und Staatssekretär Finz sehr wohl dafür kämpft, dass diese Wohnbauförderungsmittel erhalten bleiben. (GR Heinz Hufnagl: Wer ist stärker, ich oder ich?) Das ist eine Aussage, die Sie getroffen haben und es freut mich, dass Sie das da auch betont haben. 

Was mich ja auch noch freut ist, dass Sie in Richtung Zweckbindung gehen. Die Bundesmittel, die im Zuge des Finanzausgleichs nach Wien fließen und dann Wien natürlich aufgrund der Hoheit die Aufteilung hat, verteilt natürlich diese Förderungsmittel und diese Mittel kommen dann durch Rückzahlungen wieder zurück und das wäre dann ein schöner Generationsvertrag. Nur leider (Heiterkeit bei Bgm Dr Michael Häupl.), leider, leider, Herr Bürgermeister, Sie wollen eine Zweckbindung. Diese Zweckbindung gibt es nicht in Wien. Die Rückflüsse der gegebenen Bundesmittel sind nicht zweckgebunden, sondern sie kommen ins Allgemeine Budget.

Werden Sie bitte dafür sorgen, dass in Wien in Zukunft auch die Rückflüsse zweckgebunden werden, so wie Sie es vorgeschlagen haben? 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Lieber Herr ruhiger Bürgermeister bitte. (Allgemeine Heiterkeit.)

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Wenn Sie über Generationenvertrag reden, freue ich mich immer besonders, weil verdienstvolle Diskussionsbeiträge der Vergangenheit diese Begrifflichkeit doch immerhin mit einer großen Humoranhängigkeit versehen haben. Daher halten wir es für ganz gut, dass Sie uns immer wieder daran erinnern, denn es wäre bedauerlich, wenn man das vergessen würde. Ich halte es schon für sehr gut. (Heiterkeit bei der SPÖ.)

Ich möchte es wirklich präzisieren. Ich habe von dieser Stelle hier nicht vorgeschlagen, dass man zur alten Zweckbindung zurückkehren sollte, sondern ich habe lediglich die Aussage verteidigt, dass man über die Zweckbindung diskutieren soll und kann, aber mit Sicherheit nicht vor dem Hintergrund einer Rückkehr in die Vergangenheit. Ich halte es durchaus für vernünftig, dass man in diesem Zusammenhang auch darüber diskutiert, dass Wohnbauförderung als integrierter Bestandteil einer urbanen Entwicklungsförderung zu betrachten ist und nicht nur als eine Zersiedelungsförderung, sondern wir haben als Städte, nicht nur Wien alleine, ein massives Interesse daran, dass die Wohnbauförderung als eine urbane Entwicklungsförderung selbst dazu genutzt wird.

Dazu gehört aus meiner Sicht heraus gesehen natürlich auch etwa soziale Infrastruktureinrichtungen und Ähnliches. So gesehen denke ich, dass wir auch über Fragen der Zweckbindung der Rückflüsse nicht gesondert diskutieren müssen, weil Sie sich das in Wien anschauen können, was mit den Geldern der Wohnbauförderung, einschließlich jener, die zurückfließen, passiert, die im besonderen Ausmaß genau in dieser Frage urbaner Entwicklung hier letztlich auch fließen.

Aus dem Grund versuche ich einmal mehr Ihnen Sorge zu nehmen, denn Sie haben mehrmals betont, ich bin durchaus auch der Auffassung, dass es die Pflicht der Politiker ist, nicht nur sich wechselseitig Sorgen zu nehmen, sondern vor allem auch der Bevölkerung.

Im Übrigen, mit einem Argument darf ich mich noch auseinander setzen, Sie haben es gestern auch verwendet und ich halte es schon einmal gelinde gesagt für unpassend: 

Sie haben betont, dass es Bundesmittel sind, die in die Länder fließen und dort zur Verteilung kommen, im Speziellen in Wien. Ich möchte Sie schon ein bisschen darauf aufmerksam machen, dass das kein Gnadenakt egal welcher österreichischen Bundesregierung ist, sondern dass es sich hier um die Verteilung so genannter Bundesmittel gemäß Recht und Gesetz handelt und diese Wohnbauförderungsmittel Steuermittel sind, die für bestimmte Aufgabenerfüllungen dann auch bereit gestellt werden!

Und ich möchte Sie schon darauf aufmerksam machen, dass die Wienerinnen und Wiener und insbesondere die Wiener Wirtschaft mehr als ein Drittel des österreichischen Steueraufkommens erwirtschaften und lediglich 18 Prozent zurückkommen! Wien ist ein Nettozahler! Ich bekenne mich zu einer Solidarität hier bei uns, aber bitte argumentieren Sie mir nicht, dass das ein Gnadenakt der Bundesregierung ist, die uns aus dem Füllhorn das eine oder andere zufließen lässt, damit wir hier mit den Mitteln des Bundes verschwenderisch umgehen können! Bitte verzichten Sie in Zukunft auf diese Argumentation! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke.

Die Fragestunde ist beendet. 

Wir kommen zur Aktuellen Stunde.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wie die Frau Vorsitzende schon erwähnt hat, kommen wir zur Aktuellen Stunde.

Der Klub der Wiener Freiheitlichen hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema „Wiener SP-Drogenpolitik – Mit Vollgas in die falsch Richtung unterwegs“ verlangt.

Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung auch ordnungsgemäß beantragt.

Ich ersuche die Erstrednerin, Frau GRin Mag Schmalenberg, diese Aktuelle Stunde zu eröffnen. Sie weiß es ja, die Redezeit beträgt zehn Minuten. Bitte schön.

GRin Mag Heidrun Schmalenberg (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Dass die SPÖ-Drogenpolitik auf ganzer Linie versagt, das ist ebenso offensichtlich wie das Zunehmen der Drogenszene in ganz Wien. Ihre Politik hat aber offenbar nicht nur versagt, nein, Sie sind noch bemüht, Ihr Versagen damit zu kaschieren, dass Sie auch weiterhin mit Vollgas in die falsche Richtung unterwegs sind.

Betrachten wir die Fakten: Weit über die Hälfte der Drogentoten von Österreich verzeichnet Wien. Das sind jährlich rund 80 Menschen. Menschen, die nach jahrelangem Martyrium, nach oft jahrzehntelangem menschenunwürdigen Dahinvegetieren selbst ihrem Leben ein Ende setzen. Das bedeutet 80 Mal zerstörte Hoffnung, 80 Mal zerplatzte Träume, 80 Leben in unserer Stadt und nicht zuletzt auch 80 Mal politisches Versagen durch Wegschauen, Verdrängen und durch das Setzen völlig falscher Signale für unsere Jugend. 80 ist nur die Zahl, die Sie als Äußerstes zugeben, weil nur diejenigen gezählt werden, die im unmittelbaren Einfluss von Drogen sterben. Das ist auch der Grund, warum sich der Drogenkoordinator darüber beschwert, dass er nicht alle Obduktionsberichte auf den Tisch bekommt, denn dann könnte er vielleicht den einen oder anderen Toten aus der Statistik heraus reklamieren. 

Wir wissen aber alle, dass die wirkliche Zahl um einiges höher liegen dürfte. Während Sie sich als SPÖ als Stadtverantwortliche darin gefallen, mit den GRÜNEN einen schaurigen Wettbewerb darin zu führen, wer noch schneller, wer noch verharmlosender einer bedingungslosen Drogenfreigabe das Wort redet, sollten Sie sich Ihrer Verantwortung bewusst werden, sie ernst nehmen und endlich handeln. (GRin Dr Claudia Laschan: Das ist eine Unterstellung bitte!)

Ich verstehe die Wut der Menschen, wenn in der U-Bahn und in der Straßenbahn offen gedealt wird. Ich verstehe den Zorn der Wienerinnen und Wiener, wenn am helllichten Tag auf offener Straße ungeniert gedealt wird. Ich verstehe vor allem die Angst der Menschen, wenn vor Schulen und Einrichtungen, in der Kinder täglich ein- und ausgehen, ohne Hindernisse offen gedealt und konsumiert wird. Sie schauen diesem Treiben tatenlos zu!

Nehmen wir uns als Beispiel den Urban-Loritz-Platz her. Da haben wir voriges Jahr die neue Zentralbibliothek errichtet und eröffnet. Wir sind sehr froh, denn viele Jugendliche nehmen die tollen Angebote in dieser Einrichtung wahr und besuchen die Einrichtung regelmäßig. Das ist auch wichtig, denn das Lesen gehört dazu, eine starke eigenständige Persönlichkeit zu entwickeln. Gehen Sie doch einmal über den Urban-Loritz-Platz, dann werden Sie sehen, was sich dort mittlerweile abspielt, denn die Jugendlichen müssen durch wahre Horden von Drogendealern, die ihnen auch ungeniert Drogen anbieten! Polizei aber werden Sie dort nie antreffen.

Fahren Sie doch nur ein einziges Mal mit der U 6, dann werden Sie sehen, was in dieser Stadt abseits von Ihren Jubelmeldungen und einschlägigen Einrichtungen wirklich passiert!

Wenn Sie heute in Broschüren der Stadt Wien davon schreiben, dass die Jugendlichen nur lernen müssen mit Drogen umzugehen, wenn Ihre Jugendorganisation die Experimentierfreudigkeit der Jugendlichen in diesem Zusammenhang hervorstreicht, dann ist der Ausdruck, dass Sie mit Vollgas in die falsche Richtung fahren, wohl nicht übertrieben.

Der einzig richtige Weg zu verhindern, dass Kinder und Jugendliche überhaupt auf die Idee kommen, mit Drogen zu experimentieren heißt, altersgemäße Prävention schon vom Kindergarten an. Aber genau diese Maßnahmen setzen Sie leider nicht.

Es reicht nicht aus, mit einem lustigen Augenzwinkern den Jugendlichen irgendwelche Geschichten über Tabak und Alkohol und Schokolade zu erzählen. Es muss vielmehr eine echte Aufklärung über die Gefahren und den zumeist tödlichen Ausgang beim Experimentieren mit Drogen geben. Es reicht auch nicht aus zu sagen, na gut, dann bekommen die Betroffenen eben Menthadon. Wir alle sind aufgerufen dafür zu sorgen, dass es erst gar nicht so weit kommt!

Auf der anderen Seite ist der Drogenhandel und der ist mit aller zu Gebote stehenden Härte zu unterbinden. Kommen Sie nicht mit dem Sparplänen des Innenministers, das haben Sie alleine in der Hand! Aber es mangelt Ihnen offenbar an der Courage, den zuständigen Exekutivorganen auch die Sicherheit zu geben, dass Sie auch hinter ihnen stehen, wenn sie ihrer Arbeit nachgehen und dass auch sichergestellt ist, dass die Dealer nicht bereits nach wenigen Stunden wieder ihren todbringenden Geschäften nachgehen können.

Ich fordere Sie daher auf: Ändern Sie die Richtung! Lassen Sie doch die GRÜNEN mit dem zynischen Spiel und dem Tod junger Menschen allein! Nehmen Sie die Verantwortung, mit der Sie die Bewohner in dieser Stadt ausgestattet haben, doch endlich ernst! Machen wir die Kinder stark gegen Drogen! (Beifall bei der FPÖ.)
Helfen wir jenen, die schon in den Strudel des Drogenmissbrauchs abgerutscht sind und kämpfen wir mit aller Macht gegen die Drogenhändler. 

Sehr geehrte Damen und Herren, lassen Sie uns im Bereich der Drogenpolitik gemeinsam mit Vollgas in die richtige Richtung fahren! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Als nächste Rednerin hat sich die Frau GRin Jerusalem gemeldet. Ihre Redezeit ist mit fünf Minuten begrenzt.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Der Herr Minister Grasser hat den Begriff von Nulldefizit geprägt. Die Frau Abgeordnete Schmalenberg wird den Begriff der Nullkompetenz prägen können. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN.)
Dümmer kann man dieses Problem schon überhaupt nicht mehr angehen! Ich werde Ihnen jetzt sagen, was Sie machen und zwar schon seit Jahren und damit die SPÖ vor sich hertreiben. (Aufregung bei der FPÖ.) Sie sprechen sich auch für Scharfmacherei gegen Konsumenten aus. Sie sind die ersten Verfechter! Wegen Ihrer Politik kaufen Drogenkonsumenten nach wie vor verschmutztes Heroin und deswegen sterben viele! (Weitere Aufregung bei der FPÖ.) 

Und wegen Ihrer Drogenpolitik kaufen Konsumenten am Schwarzmarkt und bei Dealern. Sie fördern mit Ihrer Politik den Schwarzmarkt. Sie fördern den Schwarzmarkt, sie fördern die Beschaffungskriminalität und Sie fördern die Beschaffungsprostitution! Das (Beifall bei den GRÜNEN.) ist die Politik, die Drogenkonsumenten kriminalisiert, ins Gefängnis bringt, Unheil schafft und das Gegenteil von Sozialpolitik und auch das Gegenteil von Sicherheitspolitik darstellt! Und ich werde Ihnen sagen, was die GRÜNEN dem entgegen setzen. 

Wir wollen einen Stoff setzen gegen die Verelendung der Konsumenten. Wir wollen, dass sauberes Heroin unter ärztlicher Aufsicht und in Begleitung von Sozialarbeitern unter hygienischen Umständen in einem Konsumraum, der extra dafür geschaffen wird, konsumiert werden kann. So, und jetzt werde ich Ihnen sagen, was unterm Strich herauskommt. (Große Aufregung bei der FPÖ.) 

Während Sie Kriminalität schaffen, schaffen die GRÜNEN einen legalen Raum. Tote gibt es dann nicht bis kaum. Unsere Politik setzt dem nämlich etwas entschieden entgegen. (GR Kurth-Bodo Blind: Glauben Sie das, was Sie reden?) Das ist das, was wir machen und dazu kann ich Ihnen nur sagen: Sozialpolitik ist die beste Sicherheitspolitik, die es überhaupt gibt und die Eltern wären dankbar, wenn es gelänge, die Entkriminalisierung in Wien auch tatsächlich durchzusetzen und das wollen wir. (GR Kurth-Bodo Blind: Setzen Sie sich nieder! Das ist ja Volksverhetzung! - Beifall bei den GRÜNEN.)
Jetzt schauen wir uns einmal an, was mit der SPÖ leider los ist. Da kann man auch zwei Namen nennen, das ist der Herr Dr Alexander David und das ist Peter Hacker als Geschäftsführer des Fonds. Beide haben sich bemüht, ein vernünftiges Drogenkonzept unter Einbindung aller Kräfte dieses Hauses auf die Füße zu stellen und das ist auch gelungen. Da drinnen steht auch: Der Weg und die Richtung lauten Entkriminalisierung, weil nur in einem entkriminalisierten Raum sowohl die Konsumenten geschützt werden als auch die Kinder (GR Günther Barnet: Auch die Dealer!) geschützt werden. Nur dieser Weg wird von der SPÖ nicht konsequent weitergegangen, weil nach dem „Ganslwirt“ und dem Spritzentausch und dem „Check-it“ - lauter tolle Sachen - jetzt als nächstes der Konsumraum und Heroinabgabe unter ärztlicher Aufsicht kommen müsste. Nur die Damen und Herren von der SPÖ trauen sich derzeit nicht, weil Sie eine derartig unsinnige, verblödete Drogenpolitik machen und damit durch die Bezirke geistern.

Wir lehnen Ihre Drogenpolitik aus ganzem Herzen ab (StR Johann Herzog: Versteht sich auf Gegenseitigkeit!) und fügen hinzu: Genau Ihre Drogenpolitik schafft Tote! Und dass Sie mit Ihren Kindern und Jugendlichen, die sich nämlich zu solchen Eltern kaum trauen werden zu kommen und offen zu sprechen, Probleme haben werden, das liegt auf der Hand.

Und ein allerletztes, ein allerletztes (Beifall bei den GRÜNEN.) zur Primärprävention. Ein letztes Wort zur Primärprävention (Aufregung bei der FPÖ.): Ja, es geht darum, Kindern Selbstwertgefühl zu verschaffen und ja, es geht darum, ihnen Kommunikationsfähigkeit und Konfliktfähigkeit beizubringen und auch dafür werden wir uns heftig einsetzen! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Pfeiffer. Ich hoffe, dass er so halbwegs gesundet ist.

GR Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Grüß Gott, Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es ist das Verdienst der Freiheitlichen, zu ihren sonstigen Irrtümern in dieser Materie mit dem heutigen Thema einen weiteren Irrtum hinzugefügt zu haben. Das einzige, was Sie damit erreichen ist, dass Sie den GRÜNEN eine Bühne für ihre abstruse Freigabepolitik bieten. Das ist nicht das, was wir wirklich wollen. (StR Johann Herzog: Nicht darüber reden, Kollege Pfeiffer, nicht darüber reden! – Beifall bei der ÖVP.)
Denn kein Thema eignet sich schlechter für eine Fünf-Minuten-Diskussion als dieses! Kein Thema wird in der öffentlichen Meinung, in der veröffentlichten Meinung und in der tatsächlichen Realität widersprüchlicher und mit größerem Unverständnis behandelt. Alles mögliche kann man vielleicht erreichen, aber zu einer gedeihlichen, politischen Diskussion ist eine Aktuelle Stunde zu diesem Thema absolut nicht die richtige Grundlage. 

Was wollen Sie von den Freiheitlichen erreichen können, fragen wir einmal so? Sicherlich keine Steigerung des subjektiven Sicherheitsgefühl bei den Bürgern, sicherlich keine bessere Dotierung der Therapiemaßnahmen, sicherlich keine Sympathie für die anständigen Asylanten und sicherlich kein Verständnis für die wirklichen Probleme bei Drogenmissbrauch und Suchtgifteinnahme. (StRin Karin Landauer: Sie reden so einen Stuß zusammen! Das gibt es ja nicht! – Aufregung bei der FPÖ.) 

Was können Sie erreichen, meine sehr geehrten Damen und Herren von den Freiheitlichen? Mehr Verunsicherung bei der Bevölkerung, ein trotziges Bestehen der SPÖ auf ihre Maßnahmen, eine weitere Vergiftung der Atmosphäre gegenüber Ausländern und noch tieferes Missverständnis gegenüber dem gesamten Komplex psychotropher Stoffe. (Beifall bei der ÖVP, der SPÖ und den GRÜNEN. – Große Aufregung bei der FPÖ. – GR Mag Christoph Chorherr: Was ist denn los, Kollege Pfeiffer?)
Ich danke vielmals, aber es ist meine Zeit, ich muss auch nicht von jeder Seite zu diesem Thema Applaus bekommen. (GR Mag Christoph Chorherr: Ja was ist denn los, Kollege Pfeiffer?) Es war entbehrlich (Weitere große Aufregung bei der FPÖ.), eine wahrlich entbehrliche Bilanz der Freiheitlichen! Wir, meine sehr geehrten Damen und Herren...

Vorsitzender GR Günther Reiter (unterbrechend): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist klar, dass dieses Thema Emotionen hervorruft. Ich ersuche trotzdem, den Redner ausreden zu lassen. 

GR Gerhard Pfeiffer (fortsetzend): Wir von der Volkspartei halten uns hingegen an sachdienliche Arbeit. 

In den Leitlinien zur Drogenpolitik haben wir bereits 1993 die Grundlagen für die Politik zum Handeln festgelegt, die die Politik zum Handeln berechtigt und auch verpflichtet. Drogen sind Substanzen, die den freien Willen und den Gebrauch der Vernunft einengen. Sagen wir das einmal klar so. Und eine Freigabe dessen ist schon aus diesem Grund eine wirklich dumme Forderung, wenn ich schon Ihre Verbalinjurien, die Sie heute hier gesagt haben, ebenfalls wiederholen darf. (GR Mag Christoph Chorherr: Dann müssen Sie Alkohol auch verbieten!)
Drogen sind missbräuchlich verwendet für den einzelnen, für die Familie und für die Gesellschaft schlecht. Da sind wir uns auch einig. (GR Mag Christoph Chorherr: Da müssen Sie den Alkohol aber auch verbieten! – GR Günter Kenesei: Alkohol! Sie müssen auch den Alkohol verbieten! – GR David Ellensohn: Alkohol! Alkohol auch!)
Die Gesellschaft hat das Recht und die Pflicht, schädliche Einflüsse in einem gesetzlichen Rahmen abzuwehren. Das ist das, was uns insbesondere unterscheidet, denn wir stehen zum Suchtgiftgesetz und all dessen, was darin festgehalten ist. (Beifall bei der ÖVP. – StRin Karin Landauer: Suchtmittelgesetz! Es heißt Suchtmittelgesetz!) Ich weiß, liebe Frau Landauer, es heißt Suchtmittelgesetz. Dazu hätte ich Ihrer nicht bedurft. 

Im Anschluss haben wir die Grundsätze und ein Viersäulenmodell damals schon 93 errichtet, das auch schließlich und endlich die Grundlage für unsere Koalitionsvereinbarungen war, wo wir ein neues Drogenkonzept mitbeschlossen und vor allem eingeführt haben, wo wir den Drogenbeirat gefordert haben und wo wir die Zusammenfassung sämtlicher Mittel und die Evaluierung verlangt haben. Und all das ist erfüllt worden und daher sage ich Ihnen: Wien könnte viel schlechter da stehen, würden wir nicht eine moderne Drogenpolitik auch und insbesondere auf Grundlage des ÖVP-Programme verwirklicht haben! (Beifall) 

Dazu gehört auch unser Maßnahmenkatalog mit der Ablehnung jeglicher offener Szene, das ist das erste, mit der Ablehnung der Verschreibung und Abgabe von Suchtgiften, insbesondere von Heroin durch Apotheken, keine Freigabe von Cannabis und Folgeprodukten, das Festhalten an der Eigenverantwortlichkeit des einzelnen und des Menschen an sich, die Unverletzlichkeit der Würde der anderen und der Unrechtcharakter der Verletzung des Suchtmittelgesetzes. Das ist es, was unsere Drogenpolitik kennzeichnet. 

Die Wiener Volkspartei bleibt der Vordenker bei der Bekämpfung von Suchtgiftkonsum und Drogenmissbrauch zum Wohle der Jugend und aller Menschen in unserer Stadt! (Beifall bei der ÖVP. – GR Mag Christoph Chorherr: Prost! Prost! Trinken wir ex! – GR Günter Kenesei: Ja, trinken wir ex! Prost, prost!) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Kurt Wagner, bitte zum Rednerpult. 

GR Kurt Wagner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Der Kollege Pfeiffer hat hier in sehr großen Bereichen mir auch aus dem Herzen gesprochen, was die Beiträge zur Aktualität betrifft, die uns die Freiheitlichen in diesem Hause seit Jahren im Bereich der Drogenbekämpfung und Drogenprävention liefern. 

Da darf ich vielleicht drei Bemerkungen anbringen: Es gibt in der Drogendiskussion sehr sinnvolle Debattenbeiträge. Es gibt in der Drogenpolitik durchaus fachliche Beiträge, die man unterstützen kann und dann gibt es wieder verzichtbare Debattenbeiträge. Das, was hier zu Beginn die Kollegin Schmalenberg gebracht hat, würde ich meinen, wäre so ein verzichtbarer Beitrag. Aber, meine Damen und Herren der freiheitlichen Fraktion, es wundert mich ja nicht. Ein besonders politisches Talent Ihrer Fraktion, das schon in vielen Bereichen tätig war, einmal im Nationalrat, dann im Bundesrat, der John Gudenus, der hat vor einiger Zeit ja überhaupt den besten Debattenbeitrag geliefert, indem er meinte: Das Drogenproblem in Wien wäre überhaupt einfach zu lösen. Die Drogensüchtigen sollen wir auf die Donauinsel führen, Punkt. Das war seine Aussage. Was er nicht dazu gesagt hat war, was er dann dort mit den Drogensüchtigen machen möchte. Das ist nämlich das, was Ihre Fraktion dann immer schuldig bleibt! 

Wir wünschen uns auch eines, meine Damen und Herren, nach dem Motto „Edel sei der Mensch, sittsam und rein“. Das können wir uns wünschen, nur die Realität schaut halt in vielen Fällen dann anders aus und ich sage Ihnen das sehr, sehr bewusst. Auch in Ihrer Fraktion saß hier einmal ein Mitglied des Wiener Gemeinderats, das in seinem persönlichen Bereich erfahren musste, dass Drogenkonsum und Drogenproblematik vor keiner Tür halt macht, egal von welcher politischen Partei man kommt und aus welchem gesellschaftlichen Umfeld. Sie wissen, von wem ich rede: Ihre Abg Arie hat in ihrem Bereich ein Problem gehabt und das ist leider sehr tragisch ausgegangen und man konnte hier nur sehr wenig tun! 

Was wir tun müssen und wo wir uns gemeinsam bemühen ist, den Drogenstraßenhandel zu unterbinden. Hier gibt es in der Realität ständig Kontakt mit dem Dr Alexander David und mit dem Michi Dressel, der hier mit der Polizei eine vorbildliche Arbeit leistet. Es gibt - auch wenn Ihnen das nicht passt - eine gute Gesprächsbasis zur Polizeidirektion, zur Kriminaldirektion, zum Kollegen Horngacher. Schwerpunkt dieser Besprechungen ist auch, süchtige Händler kriminalpolizeilich zu behandeln, damit man diesen Missstand auch wirklich tatsächlich bekämpft. 

Es gibt dann natürlich ein zweites Problem, das möchte ich auch nicht abstreiten, und das sind im Bereich der Drogenszene die herumstehenden Personen und damit das subjektive Sicherheitsgefühl. Hier tut man etwas und ich darf Ihnen sagen: Hier gibt es mit dem Leiter der Sicherheitspolizei ebenfalls ständige Kontaktgespräche. Bei einem der Bereiche, der in der Vergangenheit immer wieder kritisiert worden ist, nämlich der Bereich in der Kettenbrückengasse, stellt sich heraus, dass die dort getroffenen Maßnahmen greifen und funktionieren. Hier gab es jahrelang ein Problem. Seit hier der Bus der Streetworker steht, ist ein friedliches Nebeneinander zu verzeichnen. Es gibt ständige Gespräche und Abstimmungen mit der Polizeidirektion, mit den WIENER LINIEN, mit den Streetworkern, mit den Drogenbeauftragten und mit dem Drogenkoordinator. Da dieses Konzept im Bereich der Kettenbrückengasse im Prinzip so gut abgelaufen ist, wird es auch auf den Bereich Karlsplatz und in der weiteren Folge dann auf alle anderen problematischen Stellen ausgeweitet werden. 

Meine Damen und Herren, was ich Ihnen aber noch ins Stammbuch schreiben möchte, vor allem der freiheitlichen Fraktion, ist: Wegsperren alleine von Drogensüchtigen hat keinen Sinn, damit verschärft man nur das Problem. Es hat keinen Sinn, wenn wir hier die Augen verschließen und sagen: Es gibt halt keine Drogensüchtigen. Es gibt Drogensüchtige! 

Mit der Herabsetzung im Suchtgiftmittelgesetz haben wir eines erreicht: Es werden mehr Leute eingesperrt. Zum damaligen Zeitpunkt haben die Richter die Ermessensentscheidung gehabt, entweder zu strafen oder zu therapieren. Ich darf Ihnen sagen, Sie sind mit Ihrer Fraktion hier mitverantwortlich, dass in den letzten Monaten und Jahren verstärkt zum Bereich der Strafe gegriffen wird, was uns in der Therapie überhaupt nicht behilflich ist. 

Das hier im Drogenbereich von den mitarbeitenden Fraktionen im Wiener Gemeinderat gemeinsam erarbeitete Drogenkonzept, aufbauend auf den neuesten Zielvorstellungen mit den Handlungsfeldern neue Wege in der Suchtprävention, neue Bereiche Beratung, Behandlung, Betreuung und Ausweitung der Wochenendversorgung, hat dazu geführt, dass Wien in der gesamten Europäischen Union einen vorbildlichen Stellenwert in der Drogenprävention einnimmt, auch wenn Sie das nicht hören wollen! Mit dem Programm „Check it“ sind wir vorbildlich in ganz Europa und das wissen auch alle und Sie wissen es auch, nur wollen Sie es politisch halt nicht hören!

Diesen erfolgreichen Weg werden wir gemeinsam gehen. Wenn Sie nicht mitgehen wollen, kann man Ihnen auch nicht helfen! - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau StRin Mag Vassilakou. Ich erteile ihr das Wort. 

StRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Verehrte Damen und Herren!

Den Ausführungen meiner Fraktionskollegin GRin Susanne Jerusalem in Sachen Drogenpolitik schließe ich mich vollinhaltlich an. Deswegen möchte ich meinen Auftritt hier nutzen, um eher eine andere Gruppe zum Wort kommen zu lassen, eine Gruppe, die nämlich im Zusammenhang mit diesen ganzen Drogendiskussionen immer wieder pauschal verunglimpft wird, jene 10 000 Afrikanerinnen und Afrikaner, die in Wien leben und die in einem Arbeitskreis, den sie haben - darin sitzen übrigens sämtliche größere Vereine von Afrikanerinnen und Afrikaner in Wien -, eine gemeinsame Stellungnahme zu diesem Thema abgefasst haben, die ich Ihnen nicht vorenthalten möchte: 

„Politiker und Medien wollen uns immer wieder einreden, dass afrikanische Drogendealer an der österreichischen Drogenproblematik schuld sind. Es ist von der nigerianischen Drogenmafia die Rede, die Jungafrikaner anheuert, nach Europa bringt und sie dort mit Drogenverkauf ihre Schulden zurückzahlen lässt. Abgesehen davon, ob diese Drogenmafia existiert oder nicht und ob es einzelne Afrikaner gibt, die mit Drogen handeln, stellt sich dennoch die Frage, ob die derzeitige Drogenpolitik in Österreich Sinn macht beziehungsweise wofür sie gut sein soll und wofür sie auf keinen Fall gut ist. Was durch die derzeitige Drogenpolitik auf keinen Fall erreicht wird ist, dass es weniger Drogenkonsumenten gibt. Die Politik verabsäumt es hier, das Expertenwissen von Sozialwissenschaftlern, Medizinern und Therapeuten zu nützen, um dem gesellschaftlichen Problem des Drogenkonsums nachzugehen. Es ist sehr schade, dass diese Ressourcen von der österreichischen Politik so wenig genützt werden. Legalisierte Drogen wie Alkohol und Nikotin schaden der Republik Österreich sicher um das Vielfache, wenn man die große Zahl der Abhängigen und den durch Sie verursachten Ausfall an Arbeitskraft und die hohen medizinischen Kosten betrachtet. Dennoch wird nie ernsthaft überlegt, diese Drogen zu verbieten und deren Verkäufer zu kriminalisieren. Durch die derzeitige Drogenpolitik wird Rassismus geschürt, ein bestimmter Personenkreis kriminalisiert und gedemütigt. Die Gleichsetzung von Afrikanern mit Drogendealern ist in der österreichischen Bevölkerung durch bestimmte Medien und Politiker schon erfolgreich verankert worden. Viele Afrikaner kommen nach Österreich, auch um Asyl anzusuchen. 

Wenn sie in die österreichische Bundesbetreuung aufgenommen werden, haben sie schon großes Glück, welches zwei Drittel der AsylwerberInnen nicht zu Teil wird. Dennoch gilt für alle, dass es keine Arbeitserlaubnis während des Asylverfahrens gibt, sodass viele Menschen regelrecht in die Kriminalität, manchmal auch in die Schwarzarbeit, vereinzelt zum Drogenverkauf getrieben werden, um zu überleben. Diese Arbeitsmarktpolitik kann nicht akzeptiert werden! 

Kommen Afrikaner tatsächlich über die so genannte Drogenmafia nach Österreich, wo sie für große Bosse arbeiten ..." (GR Kurth‑Bodo Blind: Genau das wollen wir halt nicht!) – Lieber Herr Blind, es gibt Drogenverkauf auch in Griechenland, den USA in Holland und sonst wo auf der ganzen Welt! Drogen gibt es! (GR Kurth‑Bodo Blind: Sollen sie ihre Leute disziplinieren!) Hören Sie einmal zu! Sie haben die Möglichkeit, einmal zu hören, wie das aus der Perspektive derjenigen, die pauschal kriminalisiert und vorverurteilt werden, erlebt wird. Hören Sie bitte nur zu! 

"Kommen Afrikaner tatsächlich über die so genannte Drogenmafia nach Österreich, wo sie für große Bosse arbeiten und ihre Schulden zurückzahlen, stellt sich die Frage, warum diese Menschen nicht als Opfer gesehen werden, denen die Republik Österreich Schutz zukommen lassen soll, anstatt sie zu kriminalisieren. Denn dass ein von der Justiz verurteilter und eingesperrter kleiner Straßendealer umgehend durch einen anderen ersetzt wird, wird sogar von der derzeitigen Politik bestätigt." – Das wissen Sie genauso!

"Die derzeitige Problemlösung, mit großem medialen Aufsehen Flüchtlingsheime zu stürmen und zig Personen festzunehmen, scheint nicht gerade darauf abzuzielen, den wahren Hintermännern der Straßendealer auf die Schliche zu kommen, als vielmehr obig genannte negative Bilder von Afrikanern zu verstärken und Ängste von besorgten Eltern in Wahlzeiten, und auch außerhalb der Wahlzeiten, wie wir sehen, zu schüren." (GR Kurth‑Bodo Blind: Glauben Sie das, was Sie da lesen?)

Was letztlich von ihnen angeregt wird, ist dreierlei:

"Erstens das Drogenproblem in Österreich endlich einmal ernst zu nehmen und an den gesellschaftlichen Ursachen zu arbeiten, in dem die Politiker sich das Wissen von Experten zu Nutze machen.

Zweitens ein offener Umgang mit dem Thema Drogen, mehr Aufklärung von Jugendlichen und Information statt Strafe.

Drittens eine aktive Politik, um das beschädigte Image von Afrikanern wieder zu korrigieren, die Menschenwürde wiederherzustellen."

Auch diesen drei Forderungen schließe ich mich vollinhaltlich an! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Der nächste Debattenbeitrag ist von Herrn GR Fuchs. Ich bitte ihn zum Rednerpult und erteile ihm das Wort.

GR Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Eines muss man schon sagen: Dealer ist Dealer. Es gibt keinen kleinen Dealer. Das möchte ich ganz klar feststellen, denn diese verursachen ein unheimliches Leid bei Jugendlichen und auch bei Erwachsenen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Es besteht überhaupt kein Zweifel und das sagt auch die Statistik, meine Damen und Herren, dass zwei Drittel davon Schwarzafrikaner sind. Das ist eine Tatsache. 

Ich möchte ganz offen sagen, ich bin meinem Kollegen Pfeiffer sehr dankbar, dass er die drei Punkte genannt hat (GR Godwin Schuster: Es gibt 200 Dealer, aber 7 500 Schwarzafrikaner!):

Erstens, Herr Kollege Schuster, die Ächtung der Suchtgifte mit der Öffentlichkeitsarbeit.

Zweitens die konsequente Bekämpfung dieses Dealerunwesens, die unbedingt notwendig ist, weil es sich sonst ausbreitet. Die Tatsachen, die wir heute in der Zeitung sehen, haben wir jede Woche und das gehört einfach bekämpft, egal wer der Verursacher ist, ob das Schwarz, Grün, Blau oder Gelb ist.

Meine Damen und Herren, drittens gehört noch etwas dazu, nämlich die Aufklärung und die Hilfestellung, auch für die Süchtigen, die Beratung und Betreuung. Ich bekenne mich auch dazu.

Ich danke dem Herrn Kollegen Pfeiffer noch einmal. Ich danke aber auch der Polizei, die in einer einmaligen Art und Weise in den letzten Monaten etwas ganz Großartiges hervorgebracht hat, wovon man Jahre vorher nichts gehört hat. 

Das Leid und die Auswirkungen sind – wie gesagt – unvorstellbar, ebenso die Sorgen der Eltern und der Bezirksbewohner. Egal, wo Sie gehen, ob Sie auf der Straße oder in die Geschäfte gehen, die Spritzen liegen überall herum, wo die Drogen gehandelt werden, in den Läden und bei den Telefonzellen. Meine Damen und Herren, da gehört einfach eine Maßnahme gesetzt und diese wurde durch die Polizeireform ganz toll gesetzt! (Beifall bei der ÖVP. – GR Godwin Schuster: Das ist falsch!) 

Herr Kollege Schuster, der Kriminaldienst wurde durch die Einführung des Fachgruppensystems reformiert. Man hat Schwerpunkte gemacht. Das sind Spezialisten. Das ist eine Spezialisierung. (GR Godwin Schuster: Das stimmt doch überhaupt nicht!) Bei Ihnen sind früher 200 im Jahr verhaftet worden. Der Innenminister hat es durch sein Team zu Wege gebracht, dass in diesem Jahr bis jetzt 2 000 verhaftet worden sind und wir haben noch ein Monat. (GR Godwin Schuster: Das ist nicht dasselbe!)

Meine Damen und Herren, Heroin, Kokain und dieses viele Dealergeld! Ich darf Ihnen nur sagen, es hat früher 30 Suchtgiftbeamte gegeben und durch diese Polizeireform, auf die wir alle stolz sein können, gibt es jetzt 122. (GR Godwin Schuster: Das stimmt ja gar nicht!) Das ist schon etwas und das sollen Sie sich auch hinter die Kappen schreiben! (Beifall bei der ÖVP. – GR Mag Christoph Chorherr: Wohin?) – Hinter die Ohren schreiben!
Meine Damen und Herren, es ist unvorstellbar, dass es einerseits die Polizei gibt, die ein tolles Sicherheitsgefühl verursacht, es aber andererseits gerade die SPÖ ist, die jahrelang den Innenminister gestellt hat, die eine totale Verunsicherung in der Bevölkerung macht, die alles kaputtmacht, die Einsätze kaputtmacht (GR Godwin Schuster: Welche Einsätze?), damit Wien Wien bleibt. "Aufklärungsquote gesunken" (GR Godwin Schuster: Stimmt es nicht?) – Das ist doch unwahrscheinlich! Sie trauen sich, solche Broschüren zu machen! (GR Godwin Schuster: Das ist dem Fuchs nicht bekannt? Jedes kleine Kind weiß das! Reden Sie auch mit den alten Leuten!)

Ich sage Ihnen ein kleines Beispiel zu den Methoden, die Sie anwenden: Die Bezirksvorsteherin von Hernals, Ilse Pfeffer, will Gespräche mit dem Innenminister wegen mehr Polizei zur Bekämpfung der Drogen. Sie bekommt einen Termin, sitzt dort und zur selben Zeit kommt eine Kopie von einem Flugblatt heraus, wo draufsteht: "Die Gespräche sind gescheitert!" Die Frau Pfeffer sitzt beim Herrn Innenminister, die Gespräche haben noch nicht einmal begonnen, aber Sie sagen schon, dass sie gescheitert sind! Das ist Ihre Politik und das ist keine Hilfestellung für eine subjektive Sicherheit in Wien! (Beifall bei der ÖVP. – GR Godwin Schuster: Da gibt es keine Sicherheit!) 

Oder, meine Damen und Herren, die Bezirksvorsteherin, die aufgefordert wird, eine Bank wegzuräumen, wo sich die Dealer ansammeln, ist säumig. Bis heute steht die Bank noch dort. 

Sie haben gestern auch die Videoüberwachung abgelehnt (GR Godwin Schuster: Zu Recht!) und das ist nicht in Ordnung! Schauen Sie zu den Sozialdemokraten nach England! Fragen Sie einmal Ihren Stadtratskollegen Faymann, der mit mir in Manchester war! Dort ist alles mit Video überwacht. Dort sagen die Sozialdemokraten, das ist die einzige zusätzliche Maßnahme, die wirkungsvoll ist. (GR Kurt Wagner: Sicher nicht!) Niemand will in den öffentlichen Parks, in den Hauseingängen oder in den Stiegenaufgängen die Spritzen. (GR Godwin Schuster: Sie wollen in die Schlafzimmer aller Leute hineinschauen! Das wäre Ihr Lieblingsthema!)

Ich sage Ihnen noch einmal, man kann und soll sicherlich darüber reden und diskutieren, ob man irgendwo in einem Zentrum Hilfestellung gibt. Man soll darüber reden und man soll nichts außer Acht lassen, aber eine konsequente Vorgangsweise gegen die Dealer ist ebenso notwendig! (GR Godwin Schuster: Da sind wir wieder gleich!) Das ist in dem Programm, das wir aufgezählt haben, aber die Hilfestellung gehört genauso dazu. 

Vorsitzender GR Günther Reiter (unterbrechend): Ich bitte, zum Schluss zu kommen.

GR Georg Fuchs (fortsetzend): Ich bin gleich fertig.

26 Streetworker hat Wien. Ich darf Ihnen sagen, das ist zu wenig. Sie reden immer von mehr Polizei und mehr Hilfe für den Bürger, also machen Sie etwas in Ihrem Bereich, stellen Sie mehr Streetworker an. Das wäre auch ein Beitrag der Stadt, so wie Sie eigentlich die Stadtpolizei mehr einführen sollten, damit sich die Polizei auf Hilfestellungen, auf die tatsächlichen Dinge konzentrieren kann. 

Vorsitzender GR Günther Reiter (unterbrechend): Kollege Fuchs, bitte zum Schluss zu kommen.

GR Georg Fuchs (fortsetzend): Dann wäre auch der Bevölkerung durch mehr Sicherheit geholfen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Strache hat das Wort. – Bitte.

GR Heinz‑Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Natürlich, Frau Kollegin Vassilakou, ist nicht jeder Schwarzafrikaner ein Drogendealer! Das ist ein Faktum. Natürlich ist das so, aber 60 Prozent aller verhafteten Drogendealer in dieser Stadt sind leider Schwarzafrikaner! Wir müssen dem auch ins Auge schauen und uns überlegen, woran es liegt. 

Natürlich liegt es auch daran, dass es offensichtlich zu einem Asylmissbrauch kommt. Das Asyl wird heute von Menschen missbraucht, die in Wirklichkeit einen völlig anderen Hintergrund haben und in Wirklichkeit aus einer Überlegung, vielleicht einer organisierten Kriminalität heraus, zu uns kommen, um hier den Nebengeschäften nachzukommen, die teilweise unter falschem Namen zu uns kommen, unter falschem Namen um Asyl ansuchen und dann eben kriminell tätig werden. Das ist ein Faktum. Wir brauchen uns nur die tagtäglichen Zeitungsmeldungen anzusehen. Wir müssen täglich in den Zeitungen davon lesen. 

Die Bürger haben es satt. Bürgerinitiativen gründen sich in dieser Stadt, weil nichts mehr dagegen unternommen wird, weil man auf den Straßen offen zusehen muss, wie die Dealer dem tödlichen Geschäft nachgehen und im Grunde genommen keiner, auch nicht die Stadtregierung, von der man es erwarten würde, aufschreit, versucht etwas dagegen zu unternehmen und dem endlich Einhalt zu gebieten! Das ist es, was die Bürger grantig macht! (Beifall bei der FPÖ.)

Ob ich nach Hernals oder auf die Landstraße schaue, Tausende Unterschriften wurden gesammelt. Initiativ ist man erst geworden, als die Bürger einen solchen Druck gemacht haben, dass dann plötzlich ein Asylantenheim, wo das Drogendealer- unwesen nur so um sich gegriffen hat, gesperrt wurde. Im 3. Bezirk bei der Würtzlerstraße warten wir bis heute. Seit 1994 wurde dort illegal ein Gebäude umgebaut. Seit diesem Zeitpunkt leben dort über 140 Personen, laut Polizeiauskunft vorwiegend illegal und die Magistratsabteilungen sind bis heute nicht eingeschritten, um diesem Spuk ein Ende zu machen. Das sind alles die Sittenbilder, die sich in dieser Stadt abspielen. Natürlich hat sich in dieser Stadt auch herumgesprochen, dass einem im Großen und Ganzen recht wenig passiert. 

In der letzten Zeit ist zum Glück vieles von Seiten der Bundesregierung, aber auch des Innenministers, in diesem Bereich in die richtige Richtung gemacht worden. Was die Verhaftungszahl in Wien allein im Zeitraum Jänner bis Juli 2003 nach dem Suchtmittelgesetz betrifft, sind 1 086 Personen verhaftet worden und wir mussten feststellen, dass 640 davon Schwarzafrikaner und 620 Asylanten waren. (GR Godwin Schuster: Und wie viele sind verurteilt worden?) Da stimmt etwas nicht, aber das liegt jetzt einmal echt auf dem Tisch. Sie wollen das schönreden, verharmlosen und sich – so wie der GR Wagner – herausstellen und sagen, dass wir nicht strafen, sondern Hilfe leisten sollen. Aber Sie verschweigen, dass wir nur die Dealer strafen wollen. Uns geht es doch um die Bestrafung der Dealer! Das ist unser Ansatz! Aber Sie reden von Information und Hilfe für Dealer! Was soll denn dieser Unsinn? (Beifall bei der FPÖ.)

Wir wollen eine Hilfe für Süchtige, aber wir wollen, dass die Tausenden Drogendealer in dieser Stadt endlich habhaft gemacht werden, dass sie endlich hinter Schloss und Riegel kommen und wenn es Ausländer sein sollten, dass sie abgeschoben werden! (GR Godwin Schuster: Richtig!) Das ist unser Wollen und das wollen auch die Wienerinnen und Wiener! (Beifall bei der FPÖ.)

Deshalb muss endlich Schluss sein mit der Verniedlichung und dem Schönreden dieses Problems! (GR Franz Ekkamp: Das ist ja krankhaft!) Null Toleranz gegenüber Dealern! Darüber sollten wir uns einigen, aber da gibt es halt eine Fraktion, die ein Problem damit hat, wenn man das fordert. Wir haben heute gehört, dass hier von Freigabe schwadroniert und philosophiert wird. Frau Kollegin Jerusalem, ich habe immer geglaubt, es ist ein Gerücht, dass Sie illegale Drogen in der Trafik verkaufen wollen, aber heute bin ich mir nicht mehr so sicher, ob Sie das nicht doch so meinen! 

Es ist für mich sehr enttäuschend gewesen, was heute hier passiert ist, vor allen Dingen auch vom Kollegen Pfeiffer. Was Sie hier dargeboten haben, hat mich wirklich schockiert, da Sie bewiesen haben, dass sich die ÖVP der grünen Drogenpolitik annähert. Das ist für mich wirklich schockierend, weil dieses Problem in der Art und Weise, mit so wenig Inhalt, zu beleuchten, ist wirklich grausam und entlarvend für Ihre Fraktion!

Zum Abschluss sollten wir festhalten: Ich erwarte mir null Toleranz gegenüber Drogendealern! Ich erwarte mir, dass Sie jene illegalen Wohnheime und Pensionen, die es in dieser Stadt, wie in der Würtzlerstraße, gibt, von den Magistratsstellen her endlich schließen, denn seit 1994 gibt es dieses Problem, aber bis heute haben Sie nichts in diesem Bereich unternommen! Und ich erwarte mir, dass Sie endlich aufhören, Ausflüchte zu suchen und Dealer zu verteidigen und zu schützen, denn auch die Bürger haben es einfach satt! (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau GRin Dr Laschan hat sich zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

GRin Dr Claudia Laschan (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Sozialdemokratische Drogenpolitik geht davon aus, dass Sucht ein multifaktorielles Problem ist und daher auch differenzierte Lösungsansätze erfordert, dass Suchtkranken Therapien angeboten werden und das Ziel eine soziale und arbeitsmarktpolitische Reintegration sein muss. Grundsatz all dieser Maßnahmen ist, dass der Konsum aller Suchtmittel aus gesundheitspolitischer Sicht abzulehnen ist. (Beifall bei der SPÖ.) 

So war, so bleibt und so wird die Wiener Drogenpolitik auch in Zukunft sein! (Beifall bei der SPÖ.)

Da lassen wir uns auch durch diverse Querschüsse von FPÖ‑Politikern und –Politikerinnen nicht ablenken, die, wie auch in vielen anderen Bereichen, milde ausgedrückt eine äußerst eindimensionale Herangehensweise haben. Das Prinzip, Suchtkranke einzufangen und wegzusperren, das ich vor allem auf Bezirksebene, aber auch auf Bundesebene immer wieder höre, wird dauernd von Ihnen gefordert. (GR Heinz‑Christian Strache: Dealer gehören weggesperrt! Dealer sind Kriminelle! Die gehören weggesperrt! Aber Sie wollen die Freiheit für alle Drogendealer!) Dieses Prinzip ist zwar in manchen Kreisen vielleicht populär, aber trotzdem falsch. (Beifall bei der SPÖ. – GR Heinz‑Christian Strache: Sie haben nicht zugehört! Sie verteidigen schon wieder die Dealer!) – Hören Sie mit den Unterstellungen auf! 

Das, was die Kollegin Schmalenberg von sich gegeben hat, ist eine Aneinanderreihung von äußerst primitiven und dummen Wahlplakataufschriften der FPÖ aus der untersten Schublade! (Beifall bei der SPÖ. – GR Heinz‑Christian Strache: Sie verteidigen die Dealer! Sie schützen Dealer!) 

Ich möchte auf die politischen Querschüsse aus der Bundesregierung ÖVP/FPÖ eingehen. (StRin Karin Landauer: Es ist ungeheuerlich, was für einen Stuss Sie daherreden!) Da ist in diesem Fall leider auch die ÖVP mitbetroffen. Durch die Reduzierung – das hat der Kollege Wagner schon erwähnt – der gesetzlich festgelegten Mindestmenge, die ein Suchtkranker bei sich trägt, wird das Prinzip "Therapie statt Strafe", für das Sie sich einsetzen, ausgehöhlt. Tatsache ist, dass die Verurteilungen gestiegen sind, weil diese Mindestmenge reduziert worden ist. (GR Gerhard Pfeiffer: Das ist keine Mindestmenge, sondern eine Grenzmenge!)

Immer wieder kommt von Ihnen das Märchen, dass es so lange Wartezeiten auf Therapieplätze oder gar keine Therapieplätze gibt. Ich sage Ihnen nur stichwortartig: In Wien: Entzug stationär, Vorbetreuung drei Wochen, nach Absprache Entzug auch sofort möglich. Stationäre Therapie: keine Wartezeit, Plätze frei. Ambulante Psychotherapie: Plätze frei. Psychosoziale Betreuung: keine Wartezeit, Plätze frei. Substitution: Plätze frei. Das ist die Wahrheit und das ist die Wiener Drogenpolitik! (Beifall bei der SPÖ. – StRin Karin Landauer: Sie haben heute eh schon 5 000 Leute in der Substitution! Wie viele Leute wollen Sie denn noch dort haben?) 

Nächster Punkt: Auflösung des Jugendgerichtshofs. Mit 30. Juni 2003 wurde der Jugendgerichtshof aufgelassen. Das ist deshalb für die Drogenpolitik relevant, weil sehr viele jugendliche Straftäter wegen Suchtmitteldelikten straftätig geworden sind und daher eine wichtige Rolle spielen. (GR Georg Fuchs: Jetzt reden wir von Dealern!) Die Besonderheit des Jugendgerichtshofs war – man muss da leider in der Vergangenheit sprechen – die enge Kooperation zwischen Jugendgerichtshilfe, Mitarbeitern des Jugendamtes, der Bewährungshilfe sowie Pädagogen, Jugendbetreuern und Psychiatern der angeschlossenen Justizanstalt für Jugendliche. Das gibt es jetzt nicht mehr. Jetzt werden jugendliche Suchtkranke mit erwachsenen Kriminellen zusammengesperrt. Die Auswüchse können Sie den diversen Medienberichterstattungen entnehmen. Es ist zu unappetitlich und zu grausam, dass ich sie hier ausführen möchte! (Beifall bei der SPÖ.) 

Viele behaupten, dass das subjektive Sicherheitsgefühl der Bevölkerung von der Anwesenheit vieler Polizisten im Straßenbild abhängt. Ich könnte mich dieser Meinung anschließen. Ich möchte nur sagen, dass im 15. Bezirk, aus dem ich komme, 145 Polizisten vor Schwarz‑Blau waren und jetzt nur mehr 90 Polizisten zur Verfügung stehen. Ich rede da nicht von irgendwelchen Abteilungen, von Leuten, die hinter Schreibtischen sitzen und lange nachdenken, sondern ich rede vom subjektiven Sicherheitsgefühl und von den Polizisten im Straßenbild. Auch hier sind die Handlungen anders als die Beteuerungen. 

Die Wiener Drogenpolitik steht auf breiter Basis in Wien. Es ist eine sozialdemokratische Drogenpolitik, eine Drogenpolitik, die auf Prävention setzt. Ich sage nur ein paar Stichworte: Institut für Suchtprävention, Ausbildungen von Multiplikatoren und Multiplikatorinnen, Implementierung von suchtpräventiven Maßnahmen in allen Bereichen, die mit Jugendlichen arbeiten, "Check it" ist schon erwähnt worden, niederschwellige Betreuung, Spritzenaustauschprogramm, Spitalsverbindungsdienstkontakt. Die Wiener Drogenpolitik setzt auf Therapie und auf soziale Integration, vor allem am Arbeitsmarkt. Unzählige Projekte dazu kann ich nicht mehr ausführen. Die Wiener Drogenpolitik setzt auf Qualität, indem sie ein einheitliches neues Dokumentationssystem entwickelt hat, das eine Qualitätskontrolle ermöglicht. Das ist die Wiener Drogenpolitik! Und die Wiener Drogenpolitik setzt auf Aufklärung und auf Bewusstseinsbildung.

Wie wir sehen, ist auch in diesem Hause diese Bewusstseinsbildung und Aufklärung notwendig und es gibt vor allem politisch gesehen auf der rechten Seite dieses Hauses einen hohen Nachholbedarf! (Beifall bei der SPÖ. – GR Heinz‑Christian Strache: Links von Ihrer Seite aus!)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Aktuelle Stunde ist somit beendet.

Zur Geschäftsordnung, höre ich, hat sich noch Herr GR Serles gemeldet. – Bitte schön.

GR Dr Wilfried Serles (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Frau Dr Laschan hat einen Stil an den Tag gelegt, den wir ihr so nicht zugetraut hätten. (GR Godwin Schuster: Sie reden von Stil?) Wir glauben offensichtlich noch zu sehr an das Gute im Menschen. (GR Godwin Schuster: Ihre Beiträge waren tiefster Keller!) Frau Dr Laschan hat nämlich die Ausführungen von der Kollegin Schmalenberg wortwörtlich als "primitiv und dumm" bezeichnet! (Beifall bei Teilen der SPÖ. – GRin Mag Sonja Wehsely: Richtig, bravo!) Liebe Freunde, Kolleginnen und Kollegen von der SPÖ, das ist etwas wie der Tiefstand der politischen Kultur, wenn man mit solchen Etikettierungen arbeitet, damit man seinen politischen Argumenten Gehör verschaffen muss! (Beifall ei der FPÖ.)

Herr Vorsitzender, es ist ein Bekenntnis dafür, dass es offensichtlich auf Ihrer Seite anders nicht mehr geht! Wenn Sie sich anders nicht mehr wehren können, dann wehren Sie sich mit griffigen Unterstellungen und Qualifikationen, die den Tiefstand der politischen Kultur in diesem Haus widerspiegeln! (Beifall bei der FPÖ. – GRin Barbara Novak: Erwarten Sie, dass wir Ihnen Recht geben?) 

Daher, Herr Vorsitzender, verlange ich für die Frau Kollegin Laschan einen Ordnungsruf. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Nach Durchsicht des Protokolls, das zur Verfügung gestellt wird, werden wir darüber befinden, Herr GR Serles. 

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs. 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen vom Grünen Klub 0 vom ÖVP‑Klub 6, vom Klub der Freiheitlichen 9 und von den Sozialdemokraten 0 eingelangt sind. 

Vor Sitzungsbeginn sind von den Gemeinderatsmitgliedern an Anträgen vom Grünen Klub 4, vom ÖVP‑Klub 1, von den Freiheitlichen 1 und von den Sozialdemokraten 0 eingelangt. 

Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt. 

Die Anträge des Stadtsenats zu den Postnummern 1 bis 11, 15 bis 19, 21, 22, 25 bis 27, 30, 32, 33 und 35 bis 38 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben.

Bis zum Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderats zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass im Sinne des § 25 der Wiener Stadtverfassung die erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderats gegeben ist.

In der Präsidialkonferenz wurde nach einer entsprechenden Beratung folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Die Postnummern 42, 43, 44, 39, 23, 40, 41, 7, 12, 13, 14, 20, 24, 28, 29, 31 und 34 werden in dieser Reihenfolge zur Verhandlung kommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 42 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Erweiterung des Geschäftszweigs der Vereinigten Bühnen Wien GesmbH und die Intendanz des Mozartjahres 2006.

Die Berichterstatterin, Frau GRin Klicka, ist schon hier und wird einleiten.

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Ringler. Ich erteile es ihr. Zwanzig Minuten Redezeit.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Das, was da so technisch "Erweiterung des Geschäftsfelds der Vereinigten Bühnen Wien" heißt, ist tatsächlich etwas, was uns interessieren sollte und interessieren muss, nämlich die Erweiterung des Geschäftsfelds um eine Intendanz in der Person des Peter Marboe, der nunmehr zusätzlich zu all jenen, die in den letzten Jahren schon einiges geleistet haben, der Superintendant ist, wenn ich es richtig verstanden habe, ein Titel, der ihm auch nicht ganz unangenehm ist. Ich warne nur davor, Sie wissen, im amerikanischen Englisch gibt es den "superintendent" und der wollen Sie, glaube ich, nicht sein, aber ich mache mir keine Sorgen, dass Peter Marboe zum Hausmeister wird.

Worüber wir aber reden und diskutieren sollten, ist das, was dieses Mozartjahr und dieses Programm für die Stadt bedeutet, und das, was wir uns wünschen, dass daraus werden kann. Der Herr StR Mailath‑Pokorny hat in den letzten Tagen immer wieder sehr eindringlich gesagt, dieses Jahr wird kein seelenloses des Köchelverzeichnisses werden. Ich hoffe, dass wir es schaffen, mehr zu Stande zu bringen als das reine Darstellen und Neuinszenieren der Person Mozarts. Ich glaube nämlich, dass das eine vertane Chance wäre, wenn wir uns darauf beschränken würden, noch eine schöne Inszenierung des Don Giovanni und noch eine interessantere eines anderen Werks zu präsentieren. Vielmehr muss es darum gehen, diese Chance für die Stadt zu nutzen. Diese Chance zu nutzen, heißt ganz sicherlich auch, dass dieses Jahr nicht zu einem reinen Eventspektakel verkommen darf, nicht ein großes Donauinselfest werden soll, sondern tatsächlich etwas mit den Menschen, die in diese Stadt leben, zu tun haben soll.

Wenn ich jetzt die Menschen, die in dieser Stadt leben, betone, dann deshalb, weil ich glaube, dass es wichtig ist, dass das Mozartjahr kein ausschließliches touristisches Interesse haben darf. Natürlich ist es gut, wenn uns Menschen aus aller Welt besuchen kommen und sich anschauen, was wir in Wien zu Stande bringen, aber ich glaube, dass es falsch wäre, das Mozartjahr ausschließlich in diesem Sinne zu verstehen und auch nur in diesem Sinne zu programmieren. (Beifall bei StR Dr Peter Marboe, GR DDr Bernhard Görg und  GR Dr Matthias Tschirf.) 
Ich freue mich über den Applaus von Herrn Marboe natürlich besonders, weil ich davon ausgehe, dass er meiner Meinung ist. Ich glaube, dass es im Gegenteil wirklich um eine Beziehung zu den Menschen in der Stadt geht. Ich glaube, dass es zum Beispiel wichtig sein wird, sehr stark in Stadtteilarbeit zu investieren, sehr stark auch mit dem Mozartjahr aus den klassischen Zentren der Kunst und der Kultur hinauszugehen, die Grenzen des Rings, der inneren Bezirke zu überschreiten und sich sehr gut zu überlegen, was das Mozartjahr für Transdanubien tun kann und tun soll. 

Schier unendlich ist sicher etwas, was wir von "Graz 2003" lernen können, die Tatsache, dass es mit dem Kulturjahr "Graz 2003" gelungen ist, einer sehr breiten Bevölkerung ein Verständnis für Kultur zu geben, das sie vorher vielleicht nicht hatte und auch Schwellenängste zu nehmen. Ich glaube, wenn wir uns anschauen, wie gerade im Bereich der darstellenden Künste vor allem in den letzten Jahren die Zuschauer zurückgegangen sind – 200 000 Besucher weniger in den Theatern in der Stadt –, dann hat das nicht nur etwas mit der Qualität des Theaters oder nicht nur mit der Frage der Positionierung und der Kunstsparte als solches zu tun, sondern sicher auch mit steigenden Schwellenängsten und mit vielen Menschen, die es sich auch nicht leisten können. All jene von Ihnen, die in den letzten Jahren zum Beispiel bei den Wiener Festwochen waren, wissen, dass es Vorstellungen bei den Wiener Festwochen gibt, wo man tief schluckt, wenn man 65 EUR dafür bezahlt, sich ein Theaterstück anschauen zu können. Tief schlucken, das mache sogar ich, obwohl ich mich wirklich nicht beschweren kann, dass ich zu jenen in diesem Land gehöre, die besonders schlecht verdienen.

Ich glaube, dass es daher um so wichtiger ist, Initiativen zu setzen, die einerseits diese Schwellenängste nehmen, die zum Beispiel auch in der Vermittlungsarbeit und in der Marketingarbeit klare Kontrapunkte setzen und einladen, zu kommen, zu sehen und mitzumachen, andererseits sich zu überlegen, wie man jene Schwellen abbauen kann, die sich aus finanziellen Gründen ergeben. Ich brauche es Ihnen nicht zu sagen, wir haben in den letzten zwei Tagen einiges von Armut und Armutsproblematik gehört. Das betrifft auch Wien. Wenn das Historische Museum der Stadt Wien den guten und wichtigen Schritt getan hat, einen Tag in der Woche gratis zu öffnen, dann ist das vielleicht eine Möglichkeit, die wir auch für das Mozartjahr überlegen sollten, sei es durch Gratisveranstaltungen im öffentlichen Raum oder sei es auch durch Aktionen, die Menschen ermöglichen, vielleicht zum ersten Mal in ihrem Leben in den Musikverein oder in die Staatsoper oder andere Orte zu gehen, die sie sich sonst schlicht nicht leisten können.

Wenn Sie dem entgegenhalten, es gibt die billigen Plätze, es gibt die berühmten Studentenkarten und die Stehplätze, dann sage ich Ihnen, all jene, die Sie schon einmal auf den billigen Plätzen gesessen sind, wissen wie viel vergnüglicher es ist, auf den guten Plätzen zu sitzen und wie viel eher man zurückkommt, wenn man mit guter Sicht bequem gesessen ist. Ich glaube, dass es daher wichtig ist, auch in diesem Bereich einiges zu tun. 

Was ich mir für dieses Mozartjahr auch wünsche, ist, dass Sie es schaffen, eine Identifikation mit Mozart herzustellen, die über das klassische, leicht süßlich verklebte Bild der Mozartkugel hinausgeht. Die Mozartkugel ist ein Sinnbild für eine Tradition geworden, die man zwar schätzen und mögen kann, die aber in Wahrheit zu einem Bild von Österreich beiträgt, das ich für meinen Teil eigentlich nicht besonders mag und das nicht dem entspricht, was man als zukunftsorientiert und mit einem tatsächlichen Leben, das Menschen leben, verbunden bezeichnen kann. 

Spannend wäre es hingegen, sich zu fragen, was Mozart 2006 eigentlich bedeutet und was man von Mozart lernen kann. Ich glaube, eines der Dinge, die spannend wären, wäre zu sagen, dass jeder von uns auch ein Mozart sein kann. Jeder von uns kann auch ein Mozart sein. Vielleicht nicht in jener ausführlichen und sicher sehr bewundernswerten Genialität, die Mozart an den Tag gelegt hat, aber das Motivieren und das Ermöglichen, dass Menschen diese Schritte setzen und lernen können, muss und kann, denke ich, Teil des Mozartjahres sein. (Beifall bei StR Dr Peter Marboe.)
Wenn wir die letzten Tage auch über das Musikschulwesen in dieser Stadt, über das Ausbildungswesen und darüber, dass es wichtig ist, niederschwellige Angebote zu machen, gesprochen haben, dann ist es sicher ein wichtiger Bestandteil des Mozartjahres, sicherzustellen, dass die Idee "Auch du kannst Mozart sein" eine Chance bekommt.

Jetzt zu ein paar profaneren Dingen. Ich freue mich, dass der Herr Stadtrat hier und heute noch einmal öffentlich bekräftigt hat, dass er gesprächsbereit ist, auch im Ausschuss darüber ausführlicher zu diskutieren und zu reden, was dieses Mozartjahr werden und sein soll. Ich hoffe, dass wir im Ausschuss bald eine Einladung an all jene, die damit zu tun haben, aussprechen werden und auch ein bisschen Hintergrundblicke in das, was geplant ist, bekommen können, denn – das ist, glaube ich, im Sinne von uns allen – die Liste der Veranstaltungen mit einem Satz dazu ist wohl nicht das, was ich unter Information und Diskussion verstehe. Daher möchte ich noch einmal appellieren, dass wir uns bald im Ausschuss zusammensetzen, dass wir das Instrument des Berichts ernstnehmen und auch über das hinaus ernst nehmen, was der Herr Stadtrat bis jetzt immer wieder gemacht hat, nämlich mündlich zu berichten. Ich wünsche mir, dass wir als Gemeinderatsausschuss für Kultur auch schriftliche Zwischenberichte bekommen, die uns einen Einblick in das geben, was gerade passiert. Bei einem so großen Unternehmen ist es, glaube ich, sehr im Interesse der gesamten Stadt, dass nicht nur alle Parteien dahinterstehen, sondern auch ausreichend informiert sind.

Noch ein paar Worte zu den Vereinigten Bühnen an dieser Stelle: Wir haben nicht sehr oft die Gelegenheit, darüber zu diskutieren. Wenn man sich die Konstruktion der Wiener Holding und der Vereinigten Bühnen Wien in Relation zu den Summen, die wir jährlich als Kulturausschuss zuschießen, anschaut, kann man eigentlich nur sagen, die Intransparenz ist einigermaßen atemberaubend. Ich finde es sehr bedauerlich, dass gestern in der Budgetdebatte der Antrag der Vierteljahresberichte der Vereinigten Bühnen Wien für den Kulturausschuss nicht beschlossen wurde. Das ist vielmehr für mich ein weiteres Zeichen, dass es nicht wirkliches Interesse gibt, darüber zu informieren, was innerhalb der Wiener Holding, im Bereich der Kulturbeteiligungen und auch im Bereich der Vereinigten Bühnen Wien passiert.

Ich kann natürlich nur spekulieren und sagen, vielleicht liegt es daran, dass der Rechnungshof und auch das Kontrollamt immer wieder festgestellt haben, dass sich die Vereinigten Bühnen Wien in manchen Bereichen vielleicht Geschäftspraktiken einfallen haben lassen, von denen Einzelne profitiert haben, aber man sich sehr ernsthaft die Frage stellen muss, ob dies auch die Stadt hat. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath‑Pokorny: Wo wurde das festgestellt?) – Es gibt einen Bericht des Kontrollamts zu den Auslandsbeteiligungen der Vereinigten Bühnen Wien. Den sollten Sie lieber genauer lesen! (Amtsf StR Dr Andreas Mailath‑Pokorny: Den habe ich genau gelesen!) – Dann werden Sie mit mir wohl einer Meinung sein, dass es hier durchaus nicht ganz unproblematische Geschäftskonstruktionen gibt, über die man laut und ernsthaft nachdenken sollte!

Was wir für die Vereinigten Bühnen Wien und den Kulturausschuss wollen, ist sicherzustellen, dass die Information und die Transparenz schleunigst erhöht werden. Mein Kollege Christoph Chorherr wird dazu noch ein paar Worte verlieren. Das, was hier passiert, kann nicht im Interesse einer demokratisch organisierten Stadt sein. Es kann nicht im Interesse sein, dass jener Bereich, der das meiste Geld des Kulturbudgets bekommt, nämlich die Vereinigten Bühnen Wien, am wenigsten Informationen abliefert, weniger als das kleine Theater, die kleine freie Gruppe oder die kleine Literaturinitiative, von denen wir mehr Information als von den Vereinigten Bühnen Wien bekommen. Damit meine ich nicht, damit wir uns nicht falsch verstehen, die netten Briefe des Herrn Häusler, die Sie und ich immer wieder bekommen, wo er uns Pressespiegel aller Art zukommen lässt. Das ist nicht die Art der Information, die ich meine. Ich wünsche mir eine formalisierte, institutionalisierte Information, die nicht von den Launen des einen oder anderen abhängt.

In diesem Sinne noch ein letztes Wort: Ich wünsche uns und auch Peter Marboe viel Erfolg bei diesem Mozartjahr. Ich wünsche uns und ihm viel Spaß bei der Programmierung. Und ich hoffe, dass all jene Punkte, die ich jetzt angesprochen habe, von uns sehr ernsthaft diskutiert werden und dass wir zu einem spannenden Programm für die Stadt kommen, das nicht im Mozartkugelnverpicktsein verbleibt. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr DDr Görg. Ich erteile es ihm.

GR DDr Bernhard Görg (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Überall auf der Welt, wo Parteien mit absoluter Macht regieren, tut sich der Geist, wenn er nicht aus der Richtung der absoluten Macht oder in die Richtung der absoluten Macht weht, schwer. Das ist ein Naturgesetz. Die Hoffnung, dass gerade absolute Macht Generosität und Souveränität generiert, die auch den anderen Ideen, dem Geist, der aus den verschiedensten Richtungen weht, Platz gibt, ist im Wesentlichen eine leere Hoffnung. Wien ist keine Ausnahme von diesem Naturgesetz. Der einzige Unterschied besteht darin, dass überall in der Welt, wo diese absolute Macht die anderen Ideen und den Geist vertreibt, das aus Hochmut heraustut. In Wien geschieht es aus Demut. (Beifall bei ÖVP und Teilen der GRÜNEN.)
Meine Damen und Herren, da ist es schon ein durchaus ermutigendes Signal, dass es auch anders gehen kann. Die Bestellung von Peter Marboe zum Intendanten des Mozartjahres ist so ein Signal. Ich bin weit davon entfernt, der Gefahr zu erliegen, diese Stellung des neuen Mozartintendanten zu überschätzen. Ich bin aber noch viel weniger bereit, der Gefahr zu erliegen, diese neue Rolle für Peter Marboe und die Bedeutung für die Stadt zu unterschätzen. Das hat nicht so sehr damit zu tun, oder viel zu vordergründig, weil ich sage: "Aha, in einer SPÖ‑Alleinregierung wird ein ÖVPler etwas!" Wir freuen uns darüber. Das ist überhaupt keine Frage, aber das wäre viel zu vordergründig. Ich bin auch als leidenschaftlicher ÖVPler nicht bereit, zu sagen: "Überall wo ÖVP draufsteht, ist schon Geist drinnen!" (Beifall und Heiterkeit bei den GRÜNEN.)
Es stimmt schon, dass natürlich auch die Bestellung von Peter Marboe eine Anerkennung seiner Arbeit in dieser Stadt und eine Anerkennung dessen ist, dass Peter Marboe aus unseren Reihen kommt. Ich sage aber gleichzeitig, wir brauchen den Vorsitzenden der Sozialdemokratischen Partei nicht dazu, zu wissen, dass wir richtige Personalentscheidungen getroffen haben und dass wir richtige Politik machen! (Beifall bei der ÖVP.)
Die Bestellung von Peter Marboe, meine Damen und Herren, ist aus einem ganz anderen Grund ein ermutigendes Signal. Peter Marboe war wie kaum ein anderer Politiker vor ihm jemand, der Politik gemacht hat, der seiner Politik ein ganz bestimmtes Fundament an Geist und Stil und einen Überbau an Geist und Stil gegeben hat. Damit meine ich nicht Ideologie, obwohl ich Ideologie nie als Schimpfwort betrachtet habe. Ich halte nichts davon, mit Ideologie immer die falschen Ideen der anderen zu bezeichnen und die eigenen Ideen immer als Philosophie und Wissen auszugeben. Es tut mir durchaus Recht, dass wir wieder zu einer Reideologisierung der Politik kommen. Ich meine damit nicht, meine Damen und Herren, dass Peter Marboe auf einem besonderen Wertefundament ruht – ein Wertefundament haben Gott sei Dank viele Politiker –, sondern es ist eben der Stil und der Geist des Peter Marboe, der ihn so einzigartig in dieser Stadt und für dieses Land gemacht hat. 

Ich möchte ganz kurz beschreiben, was die Ingredienzien dieses speziellen Stils und diesen speziellen Geists von Peter Marboe sind: 

Zunächst ist besonders auffällig, dass Peter Marboe mit seinem ganzen politischen Handeln eigentlich versucht hat und es auch teilweise gelungen ist, die Sehnsucht des Menschen zu stillen, dass der Mensch nicht allein vom Brot lebt. Das ist natürlich für jemanden, der eine Agende wie Peter Marboe abzuhandeln hat, nämlich Kunst und Kultur, leichter als für einen Verkehrsstadtrat oder einen Wohnbaustadtrat. Trotz allem hat es Peter Marboe auch als Kulturstadtrat in einzigartiger Weise gemacht, diese Sehnsucht, dass Leben mehr als nur das Leben von Brot ist, zu verdeutlichen. 

Das Zweite, was mir an Peter Marboe immer imponiert hat: Auch wenn er mir manchmal Schwierigkeiten in meiner Eigenschaft als früherer Parteiobmann bereitet hat, hat er bei aller Sanftmut, die er an den Tag gelegt hat, wie ein Löwe dafür gekämpft, wenn es darum gegangen ist, sein Amtsverständnis und seine persönliche intellektuelle Identität zu verdeutlichen. Er hat mir als Parteiobmann dadurch nicht immer die Üblichkeit meines Führungskomforts erhöht. Als Parteiobmann habe ich ihn ein- bis zweimal sogar verflucht, aber wenn ich als Bernhard Görg sein Handeln auf meine Waage der intellektuellen Redlichkeit gelegt habe, hab ich ihm als Bernhard Görg Recht geben müssen. Peter, du sollst es auch als Kompliment sehen. Es hat in meiner Partei einige Funktionäre gegeben, die ich sowohl als Parteiobmann als auch als Privatperson Bernard Görg verflucht habe. (Beifall bei ÖVP, GRÜNEN, GR Dipl Ing Omar Al‑Rawi und GR Harry Kopietz. – Allgemeine Heiterkeit. – GR Dr Wilfried Serles: Ich bitte um Details diesbezüglich!)
Die dritte Eigenschaft, die Peter Marboe so herausragend gemacht hat, war seine Fähigkeit, sich voll und ganz für seine Künstler auszugeben, ohne den geringsten Versuch zu machen, die Künstler zu instrumentalisieren. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Wieso sind das seine Künstler?) Das war ein derartig großer Akt der Selbstlosigkeit, dass es schon wieder clever war. Peter, auch dazu herzliche Gratulation! (Beifall bei der ÖVP.) 
Das alles, meine Damen und Herren, mit einer Mischung aus Beredsamkeit, Bildung, Noblesse und Liebenswürdigkeit, die dich wirklich in dieser Stadt und in diesem Land zu einem Markenzeichen gemacht hat, von dem ich felsenfest überzeugt bin, dass es auch für das gesamte Land, nicht nur für die Stadt, in Zukunft von großer Bedeutung sein wird. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren, in den vielstimmigen Chor all derer, die die Bestellung von Peter Marboe zum Intendanten des Mozartjahres begrüßt haben, haben sich auch ein paar kritische Misstöne gemischt. Die einen, weil sie sagen, wozu denn so ein Jahrtausendgenie wie Wolfgang Amadeus Mozart einen eigenen Intendanten braucht, wo sogar Helmut Zilk ohne Intendanten weiter unverwüstlich ist. (Allgemeine Heiterkeit.)
Ich erinnere mich an das erste Interview der Frau Ringler in "NEWS", als sie gerade frisch bestellte Kultursprecherin gewesen ist, wo sie bezweifelt hat, dass die Ikone Mozart in 100 Jahren auch noch eine Ikone der Musik sein wird. (GRin Mag Marie Ringler: So habe ich es nicht gesagt!) Liebe Frau Ringler, die ersten drei dieser 100 Jahre seit Ihrer Aussage hat Mozart recht gut überstanden. (Beifall bei der ÖVP. – Allgemeine Heiterkeit.)
Für die nächsten drei Jahre wird schon der Peter Marboe sorgen. (Allgemeine Heiterkeit.) Dann bleiben immer noch 94 Jahre, aber ich mache mir eigentlich relativ wenig Sorgen um Wolfgang Amadeus Mozart. 

Andere kritisieren, dass Peter Marboe nur ein Oberkoordinator ist und es schon so viele Köche gibt, die sowieso den Brei verderben können, weil zu viele kommen.

Meine Damen und Herren, Kultur und Kulturpolitik besteht nicht darin, dass die handelnde Person darüber entscheidet, ob den Idomeneo Seichi Ogawa oder Nicolaus Harnoncourt dirigiert und besteht auch nicht darin, zu entscheiden, ob im Mozartjahr mehr Peter Scheffer oder mehr Franzobel an den Wiener Bühnen gespielt werden soll, obwohl ich davon überzeugt bin, dass Peter Marboe in seiner Koordinationsrolle mit all diesen Institutionen eine exzellente Arbeit leisten wird. Ich kenne die Jobdescription des Peter Marboe nicht, aber aus meiner Sicht ist die größte Herausforderung, die größte Aufgabe von Peter Marboe – und niemand in dieser Stadt ist wie er in der Lage, dieser Aufgabe gerecht zu werden – den Wienerinnen und Wienern die kulturelle Identität dieser Stadt, das kulturelle Selbstbewusstsein dieser Stadt beizubringen und ihnen am Beispiel Mozart – weil wir brauchen immer wieder, um etwas zu transportieren, Symbolfiguren – klarzumachen, wie stark die Musik dieser Stadt diese Stadt geprägt hat, auch für die Zukunft dieser Stadt, und zwar nicht nur aus touristischen Gründen, nicht nur aus Marketinggründen, sondern aus unserer eigenen Sehnsucht heraus, dass wir nicht nur vom Brot allein leben. Ich bin felsenfest davon überzeugt, dass Peter Marboe für diese Position die richtige Person ist! (Beifall bei ÖVP und Teilen der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren, Johann Wolfgang Goethe hat einmal gesagt: "Wer Kunst und Kultur hat, der hat Religion. Wer sie nicht hat, der habe Religion." – Peter Marboe ist in der glücklichen Lage, von sich sagen zu können, er hat Kunst, Kultur und Religion, und zwar im doppelten Wortsinn, und er ist jemand, der in der Vielzahl derer, die weder Kunst und Kultur noch Religion haben, herausragt! 

Lieber Peter, ein letztes Wort. Jessie Jackson, der große amerikanische Bürgerrechtler hat einmal gesagt: "Der Unterschied zwischen Begeisterung und Nichtbegeisterung ist der Unterschied zwischen Sieg und Niederlage." – Ich bin davon überzeugt, dass du die große Begeisterung für diese Aufgabe aufbringen wirst, sodass alle, die im Jahr 2007, nach Abschluss des Mozartjahres, hier im Saale sitzen auch die, die heute an dieser Bestellung Kritik üben, sagen können, dass es sich für die Stadt, für das Land und für den Geist in dieser Stadt ausgezahlt hat, dass du bestellt worden bist! – Alles Gute! (Beifall bei ÖVP, SPÖ und GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Meine Damen und Herren, der Applaus zeigt die Wertschätzung des Dr Marboe. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Mag Stefan. Ich erteile es ihm. 

GR Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Dazu muss man noch kurz etwas sagen, damit das, was da in der Luft hängt, wieder ein bisschen verfliegt. Ich habe es nicht vorgehabt, aber jetzt muss es sein. 

Vorweg: Offenbar hat vor kurzem ein Gespräch zwischen dem Kollegen Görg und dem Herrn StR Mailath‑Pokorny stattgefunden, das den Stadtrat dann so überzeugt hat, dass er Peter Marboe bestellen muss. Das hat dann zu dem geführt, was wir heute sehen. So muss es gewesen sein, denn diese Unverzichtbarkeit, die dargestellt wurde und die offenbar auch der Stadtrat anerkannt hat, scheint zumindest über eineinhalb, zwei Jahre nicht bekannt gewesen zu sein. Da muss also irgendwo eine Information gelaufen sein und ich bin sehr froh, dass es jetzt über diese vier Meter Distanz funktioniert hat und dass es zu dieser Intendanz kommen konnte. Also wunderbar und vielleicht etwas spät, aber Gott sei Dank endlich! (Amtsf StR Dr Andreas Mailath‑Pokorny: Ich habe geglaubt, Sie sind dagegen!)

Noch ein Wort dazu: Die Bestellung von Peter Marboe als Intendanten hätte es unter einem StR Marboe nicht gegeben, wenn ich den Worten glauben darf, die wir gehört haben. Denn es hat da eine massive Entpolitisierung stattgefunden und er hätte sich sicherlich nicht die Blöße gegeben, einen Politiker zu einem Generalintendanten zu bestellen. Aber bitte, sein Nachfolger macht es möglich und ist glücklich darüber. 

Noch ein Wort dazu: Peter Marboe hat sich immer sehr um seine Künstler gekümmert. Ich hoffe er nimmt sie nicht mit. Weil was macht der neue Stadtrat, wenn er keine Künstler mehr hat, da Peter Marboe alle seine Künstler mitgenommen hat? Damit bin ich aber schon mit der Person fertig. 

Um nicht ein falsches Bild zu machen, wir haben sehr vielen Initiativen, die zum Mozartjahr bereits getroffen wurden, zugestimmt und sind sehr damit einverstanden, dass hier Akzente gesetzt werden. In dem vorliegenden Punkt muss man jedoch schon sagen, es ist schwer vorstellbar, dass die Bestellung von Peter Marboe ein normaler Vorgang war, denn wenn das von langer Hand geplant gewesen wäre, einen Generalintendanten zu suchen, hätte man voraussichtlich schon längst einen Beschluss gefasst. Man hätte zumindest eine Information gehabt. Man hätte auch eine Organisationsstruktur, die nicht systemwidrig ist und nicht entgegen den normalen Usancen läuft, gefunden. 

Hier ist es so gelaufen, dass man angeblich schon immer gewusst hat, dass man einen Generalintendanten braucht. Man hat ihn auch fieberhaft gesucht und es hat offenbar wegen der Distanz – es sind fünf Meter bis zum Peter Marboe – so lange gedauert, bis man erkannt hat, dass die richtige Person eigentlich in der Nähe ist. Man hat wahrscheinlich weit gesucht, im ganzen europäischen Kulturbereich, ist dann draufgekommen, dass er eh ganz in der Nähe sitzt und hat dann schnell zugeschlagen. Man hat das sehr kurzfristig gemacht und hat das innerhalb von wenigen Tagen durchgezogen, mit Kulturausschusssitzung um 8 Uhr in der Früh. Man hat das eh schon alles mitbekommen. 

Tatsächlich ist es jedenfalls so, dass bei den Vereinigten Bühnen eine Tochtergesellschaft gegründet und bei dieser Tochtergesellschaft ein Generalintendant – ich nehme an, in einer Angestelltenfunktion – etabliert wird, der wiederum den Geschäftsführern der Muttergesellschaft vorsteht. Das ist eine ganz logische Konstruktion! Ich habe das schon sehr oft in der Wirtschaft gesehen. Im Rewe‑Konzern ist sicherlich ein Mondo‑Angestellter jener, der den Rewe‑Konzern letztlich leitet! Das ist eine ganz logische Vorgangsweise und spricht auch dafür, dass das von langer Hand geplant ist! 

Das alles deutet darauf hin, dass hier eine Vorgangsweise gewählt wurde, die die Möglichkeit schafft, dass man das nicht allzu genau überprüfen muss und dass man keine Ausschreibung braucht. Vielleicht werden darüber noch ein paar Worte gefasst, was der Hintergrund sein dürfte, warum man die Vereinigten Bühnen und eine Tochtergesellschaft derselben gewählt und es auf diese Art und Weise gemacht hat, um eben Unannehmlichkeiten zu umgehen, die damit zusammenhängen, dass man eine Ausschreibung, eine Findung und all das, was sonst üblich ist, machen muss. Das reicht als Argument dafür, warum wir hier nicht zustimmen. Ich glaube, damit ist auch ein bisschen Weihrauch in diesem Saale wieder verflogen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Polkorab. Ich erteile es ihr. 

GRin Rosemarie Polkorab (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Ich bin sprachlos, dass der Herr Stefan in einem wirklich schönen Moment mit solch einem Untergriff in diese Stimmung hineinplatzt! Das ist letztklassig, Herr Kollege! (GR Dr Herbert Madejski: Der Advent ist erst nächste Woche!)

Jetzt möchte ich noch kurz auf die Frau Kollegin Ringler eingehen. Sie sprechen über Rückgang der Zuschauerzahlen, Preise, Schwellenangst aus finanziellen Gründen und fordern Gratisveranstaltungen. Ich bin davon überzeugt, dass es diese geben wird, denn daran hat man sicherlich auch gedacht. Aber wie stellen Sie sich die Finanzierung vor? (GR Günter Kenesei: Ganz schlecht!) Das ist wieder einmal typisch Grüne: fordern, fordern, fordern, aber keine Lösungsvorschläge bringen. (GR Günter Kenesei: Na geh!)

Jetzt zum Thema: 

Übrigens, da das Thema gestern und heute schon ausgiebig behandelt worden ist, werde ich mich mit meinen Ausführungen kurz halten. (GR Mag Christoph Chorherr: Danke!) Danke, ja.

Im Jahr 2006 jährt sich bekanntlich der Geburtstag von Wolfgang Amadeus Mozart zum 250. Mal. Mozart verbrachte in Wien den größten Teil seines Lebens und schrieb nahezu alle Werke in Wien. Er beeinflusste und beeinflusst nach wie vor das Musikleben in unserer Musikmetropole Wien. Wien hat für 2006 eine ganze Reihe von Persönlichkeiten, die für die Programmierung der Mozart-Aktivitäten zuständig sind. Wir haben schon gehört, für das Theater an der Wien wurde Hans Landesmann mit der Mozartjahr-Planung beauftragt. Er koordiniert das Programm 2006 mit Intendant Roland Geyer.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Meine Damen und Herren von der Freiheitlichen Partei! Ich kann es verstehen, wenn Sie politisch kontroversieller Meinung in dieser Frage sind. Ich darf Sie nur bitten, wir hören hier vorne Sie um einiges mehr als Sie die Rednerin. - Bitte, Frau Gemeinderätin.

GRin Rosemarie Polkorab (fortsetzend): Herr Kollege Chorherr, es geht hier um das Mozartjahr. Ich denke, da sollte man Mozart auch erwähnen. (Heiterkeit bei der SPÖ.) 

Die Kosten für die Planung am Theater an der Wien - Landesmann, Geyer - werden zirka 15 Millionen EUR betragen. US-Star Peter Sellars fährt die moderne Schiene - "Mozart Special" -, er betrachtet Wien als kreatives Epizentrum der westlichen Welt. Wichtig für Wien und seine kreative Ausstrahlung in die Welt sind aber auch die von ihm geplanten Kooperationen mit Städten wie New York, Los Angeles, London, Paris und Helsinki. Die Kosten für die Sellars-Planung betragen zirka 10 Millionen EUR.

Mit Franz Patay hat Wien auch schon bisher einen ausgezeichneten Mozart-Koordinator. Kathrin Zechner wird Wiens Musical-Chefin werden, sie wird im umgebauten Ronacher mit dem Mozart-Projekt starten. 

Der Umbau und die Sanierung des "Figaro"-Hauses in der Domgasse, das sich in Privatbesitz befindet, wäre eine besondere Aufwertung für das Jubiläumsprogramm. Die Kosten dafür belaufen sich nach dem heutigen Stand auf zirka 4,7 Millionen EUR, die Mietkosten betragen bei extensiver Nutzung zirka 159 000 EUR. Der Geschäftsführer der Wiener Holding wird einen Vorschlag über mögliche Finanzierungsvarianten ausarbeiten. Das Historische Museum wird ein Konzept für eine bestmögliche Verwertung der Marke "Mozart" an diesem kulturhistorischen Standort vorlegen. Die Kosten betragen voraussichtlich zirka 4,7 Millionen EUR. 

Wie wir gestern und heute schon gehört haben, arbeiten viele hervorragende Persönlichkeiten an diesem wichtigen Projekt für unsere Musikmetropole Wien. Kulturstadtrat Dr Mailath-Pokorny und unser Bgm Dr Michael Häupl trafen, wie allseits bekannt ist, die Entscheidung, Dr Peter Marboe als eigenverantwortlichen, nicht weisungsgebundenen Intendanten für die Vorbereitung, Planung, Gestaltung und Koordination aller städtischen Aktivitäten zum Mozartjahr 2006 zu engagieren. Dr Peter Marboe wird aufgrund seines integrativen Wesens unterschiedliche Konzepte und Interessen im Felde der Kultur bestens koordinieren und damit im Interesse unserer Stadt, unserer Kultur das bestmögliche Resultat aus den vielen bereits bestehenden Programmpunkten für das Mozartjahr finden. Herzliche Gratulation und viel Erfolg, Herr Dr Marboe! (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 

Um die Vorbereitung für das Mozartjahr 2006 durchzuführen und damit für organisatorische Schwerpunkte eine Intendanz einrichten zu können, benötigen die Vereinigten Bühnen Wien GesmbH eine Erweiterung des Geschäftszweiges. Ich ersuche Sie alle, dem zuzustimmen, damit für unsere Kulturmetropole Wien das Mozartjahr 2006 weltweit ein Riesenerfolg wird. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Chorherr. Ich erteile es ihm.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren! Herr Vorsitzender! Herr Dr Marboe!

In dieser ein bisschen merkwürdige Debatte - ich möchte jetzt nicht auf Frau Polkorab eingehen -, die hin und her wogt zwischen einem Geschäftsstück, über das ich dann sprechen möchte, und einer Zeremonie, die etwas zutiefst Wienerisches hat, möchte ich eine Spur auf den zeremoniellen Teil eingehen, den Herr Görg auch eingebracht hat. Dem Teil stimmen wir doppelt zu, einerseits was Ihre Person betrifft, Herr Dr Marboe, die für uns auch irgendwie die Zwiegesichtigkeit der ÖVP zeigt, gerade was die Kulturagenden betrifft, da Sie in der Tat jemand waren, sind und sein werden - und das ist auch der Grund, warum wir uns öffentlich sehr positiv geäußert haben -, der sich wirklich mit Leidenschaft und Erfolg der Kultur gewidmet hat, um sie zu verbreitern und zu unterstützen. Das ist ein Grund, aus dem wir glauben, dass es viel mehr an solchen Personen und Persönlichkeiten braucht. Darum stimmen wir Ihnen als Person gerne zu und wünschen Ihnen in der Tat alles Gute! Wir werden noch viel miteinander zu tun haben.

Ich habe mich aber zu Wort gemeldet, weil es hier eben nicht um eine Zeremonie gehen soll, und in diese Richtung geht auch meine Kritik. Wir stimmen deswegen zu, weil dies einer der ganz wenigen Momente ist, meine Damen und Herren, dass wir hier an diesem Pult über die vielen wesentlichen Agenden der Wiener Holding diskutieren können, ja dürfen. Ich kenne jetzt die Geschichte gar nicht, warum wir hier diese Erweiterung des Aufgabenbereichs des Unternehmens Vereinte Bühnen im Sinne des Motivenberichtes überhaupt diskutieren. Es geht dabei um ganz wesentliche kulturpolitische Entscheidungen, zum Beispiel um die "Nebensächlichkeit", dass in den nächsten Jahren ein paar hundert Millionen EUR ins Theater an der Wien fließen werden - das entnimmt man den Medien -, und in einem quasi zeremoniellen Akt, den ich kritisieren möchte, agiert der Herr Bürgermeister wahrscheinlich mit jenem Stadtrat, der formal zuständig ist, aber heute nicht hier ist. Denn die formale Zuständigkeit der Wiener Holding und insofern auch der Vereinten Bühnen betrifft den Finanzstadtrat. Richtigerweise, weil es um die Sache geht, ist heute der Herr Kulturstadtrat hier. Ich halte das für einen vollkommen indiskutablen Zustand!

Daher noch einmal: danke! Vielleicht hat sich der Herr Stadtrat das gewünscht - ich weiß überhaupt nicht, warum so etwas zufällig auf die Tagesordnung flutscht. Normalerweise gibt es ganz wesentliche Unternehmensneugründungen, wesentliche politische Entscheidungen, bei denen es um Steuergeld geht, Geld der Vereinten Bühnen, das hier nirgendwo auftaucht. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Genau!) Ich möchte das einmal mehr ganz massiv von allen hier in diesem Haus einmahnen.

Sie schütten jetzt den Kopf, Herr Mailath-Pokorny. Sie wissen, dass das stimmt. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Das muss diskutiert werden!) Allein die Frage der Neupositionierung der Vereinten Bühnen, des Theaters an der Wien, des Ronacher, des Raimundtheaters - weil es zu den Vereinten Bühnen gehört und die Vereinten Bühnen zur Wiener Holding: Wo wird das substanziell in jenem Gremium, von dem wir froh sind, dass wir es haben, diskutiert? - Das ist eine ausgelagerte Geschichte! Darüber möchte ich hier reden.

Diskutieren wir ein bisschen über die "Nebensächlichkeiten", um die alle es hier geht. Was die Vereinten Bühnen betrifft, noch einmal die Frage: Soll das ein viertes Opernhaus werden, ja oder nein? Das ist eine wichtige, gute Frage - ich werde sie hier nicht im Einzelnen diskutieren -, aber das ist längst nicht mehr hier zu entscheiden. Das entscheidet präfeudal oder postfeudal, jedenfalls feudal der Herr Bürgermeister! (In Richtung amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny:) Sie werden da sicherlich eingebunden gewesen sein, wahrscheinlich auch der Herr Finanzstadtrat, und man ist froh, vielleicht in irgendwelche informelle Gremien eingebunden zu sein. 

Aber wissen Sie, was Sie tun? Wissen Sie, was Sie demokratiepolitisch tun? Vielleicht nickt jetzt Herr Kopietz von seinem Demokratieverständnis her. Da kann man dann konsequenterweise sagen: Wozu beraten wir hier überhaupt noch irgendetwas? - Ich halte den Weg, der hier eingeschlagen wird, für extrem bedenklich!

Ich habe mir angesehen - im Internet kann man sich das ausdrucken lassen -, was alles für relevante Institutionen in der Wiener Holding neben den Vereinten Bühnen stehen. Die gesamte Diskussion der Beteiligung an der Kabel-TV Wien ist in der Tat eine spannende Diskussion darüber, was man mit einem derartigen Instrument kulturpolitisch, wirtschaftspolitisch und medienpolitisch tun könnte. Ich verlange hier nicht die Wiedereingliederung in den Magistrat. Ich frage nur - wenn wir die letzten zehn Jahre Revue passieren lassen -, was alles über Ausgliederungen der demokratischen Gestaltung - ich lasse die Kontrolle jetzt einmal weg -, der demokratischen Gestaltung im Parlament, einer parlamentarischen Errungenschaft, entzogen wurde!

Gestern habe ich es wirklich arg gefunden - das sage ich jetzt ganz bewusst, ich brauche ja hier mein Verhältnis zur FPÖ nicht weiter darzustellen -, dass der richtige Antrag, Quartalsberichte dieser Unternehmen oder etwas Vergleichbares vorzulegen, ein Antrag auf Zuweisung, nicht einmal dafür die Zustimmung der Sozialdemokratie gefunden hat. Ich finde das wirklich arg! Wir werden uns weiter auf die Frage konzentrieren, wie wesentliche Bereiche der Stadt einer demokratischen Gestaltung entzogen werden. (Demonstrativer Beifall bei der FPÖ.)

Kabel-TV habe ich bereits genannt. Ich finde, es gibt da einen lustigen Zusammenhang mit einem großen Artikel, der heute in einer Tageszeitung erschienen ist, und zwar darüber, dass sich eine Bürgerinitiative oder Bewohner des Studentenheims Döbling aufregen und eine Maßnahme verlangen. Was das Studentenheim Döbling macht, wäre hier, wenn es unmittelbar zu den Betrieben der Gemeinde Wien gehörte, ein Thema. Es gehört zur Wiener Holding, niemals diskutieren wir darüber, und da kann man das als "Nebensächlichkeit" machen.

Ich verweise auf eine große Institution, eine wichtige Institution, den Wiener Hafen. Im Übrigen: Da haben wir die Vereinten Bühnen, da haben wir den Wiener Hafen, da haben wir das Kabel-TV, einen wirklichen Mix, und dazwischen sitzt Peter Marboe und macht das Mozartjahr - also eine wirklich politisch stringente, intelligente Ressortzusammenstellung! Der Wiener Hafen ist fundamental wichtig für Wien, aus ökologischen Gründen, aus verkehrlichen Gründen. Wo er hingeht: wo wird das diskutiert? Es gibt einen zuständigen Stadtrat, und ich gehe davon aus, dass das diskutiert wird. Aber zu sagen, dass der Gemeinderat irgendetwas damit zu tun hat, hier Visionen und Richtungen zu diskutieren oder gar in einen Dialog mit dem Direktor des Wiener Hafens zu kommen, das passiert nicht! Außer es wird wieder einmal im Zuge eines Jubiläums ein Hafenbeauftragter eingesetzt, man bringt dann einen Motivenbericht, und dann wird irgendjemand dafür eingesetzt. Sonst diskutieren wir nicht darüber. 

Ich werde jetzt hier nicht alles aufzählen, ich zähle nur einige wenige Dinge auf. Dazu gehört auch die Wiener Stadtentwicklungs-Holding, und damit so nebenbei eines der größten innerstädtischen Gelände Wiens; dort ist der Schlachthof, dort wird jetzt das T-Mobile-Gebäude errichtet, dort steht die Rinderhalle. Dort bin ich über informelle oder politische Wege eingebunden, aber auch nur, weil ich mir sage: Okay, das ist mir so wichtig, dass ich mich in außergemeinderätliche Geflechte begebe, mir da sage: hallo, ich will da mitreden, das ist mir wichtig!, und hier Öffentlichkeit schaffe. Das ist eine total wichtige Sache: die Immobilienentwicklung Sankt Marx, die ganze Frage der Wiener Messe. Das war eine "nebensächliche" Investition von - damals noch - zweieinhalb Milliarden Schilling, weil einfach entschieden wurde, dies ohne Architektenwettbewerb zu machen. 

All das findet hier nicht statt, oder nur, wenn man ganz laut aufschreit. Das ist der Grund, warum wir hier einerseits auch zustimmen: dass wir es endlich auf der Agenda haben. Ich will es eben nicht als Zeremonie hier haben, sondern ich will es dazu nutzen - und das ist der Sinn meines Redebeitrags -, darauf aufmerksam zu machen, dass Demokratie nicht ein behinderndes Bürokratiemerkmal ist, sondern eine wesentliche Errungenschaft der Gestaltung, damit wir das nicht außer Acht lassen. 

Insofern stimmt auch die Kritik an der Bestellung. Das geht jetzt zwar nicht an die Adresse, aber auch in Richtung Peter Marboe: Die Bestellung passt wunderbar ins System. Wem wäre etwas aus der Krone gefallen, wenn gesagt worden wäre: die Stadt braucht jemanden, der als starker Motor hinter dem Mozartjahr steht? Da muss man ja nicht immer nur anonyme Ausschreibungen machen, sondern da kann man auch sagen: wir reden mit einigen Personen, es sollen sich auch andere melden!, und ich kann mir leicht vorstellen, dass man gut begründen kann, warum es schließlich ausgerechnet Peter Marboe ist. 

Aber nicht, dass man irgendwo sagt, darüber gibt es vorher überhaupt keine Diskussion! In dem Fall nenne ich jetzt nicht den Sozialdemokraten, der einmal in einem Gespräch darüber, wie es in einem Bereich weitergehen wird, gesagt hat: aha, ich weiß da niemanden, aber wir machen da etwas ganz Revolutionäres, wir machen eine Ausschreibung!, um in einem ganz anderen Bereich jemanden zu suchen, wobei man - das ist ja so ungefähr noch nie passiert - vorher noch nicht weiß, wen man quasi feudal dazu bestimmen will. Was ist so schlimm daran, das zu einem Prinzip zu machen? 

Es geht also um diese - ich möchte es wirklich so nennen - postfeudale Art, einen Anruf zu machen: "Marboe, sage uns einmal, willst du das nicht machen?", und Marboe traut es sich zu und macht es. Noch einmal: Das ist nicht gegen die Person gerichtet; im Gegenteil, ich werde abschließend noch sagen, warum ich solche Personalentscheidungen für wichtig erachte. Aber es ist dieses Feudale, das Politikver​drossenheit mit schürt! Ich bitte hier noch einmal - und wir werden auch politisch daran arbeiten -, demokratische Strukturen nicht unter dem Motto Bürokratisierung laufend abzubauen, sondern sie auszubauen.

Ein Letztes, weil ich glaube, dass das ein interessantes Instrument ist: Ich glaube, dass so ein Posten, so eine Funktion etwas ist, was man in Wien häufiger bräuchte. Ich muss auch begründen, woran es mangelt; weil jetzt Herr StR Mailath-Pokorny hier sitzt, auch einiges zu seinem Ressort, da ich das hier als konstruktiven Beitrag bringen kann. 

Es gibt eine Reihe guter Ideen, es gibt eine Reihe guter Projekte. Es gibt eine Reihe von Projekte, die auf gutem Weg sind, und es gibt eine Reihe von Projekten, die nicht auf gutem Weg sind. Ich glaube, jede Regierung in dieser komplexen, schwierigen, auch widerständigen Welt braucht Menschen, die nicht nebenberuflich, sondern hauptberuflich - und auch nicht eingebunden in die Magistratsstruktur - konkrete Projekte mit Vehemenz vorantreiben. Das betrifft alle Ressorts. Ich nenne dazu ein Beispiel - nein, ich nenne jetzt kein Beispiel. weil ich nicht den Reflex hervorrufen möchte: Wenn ich das jetzt hier sage, dann kommt es extra nicht.

Es gibt wichtige Bereiche, in denen wir schon viel weiter wären, wenn jemand, dem oder der man die entsprechenden Fähigkeiten zutraut, für zwei, drei Jahre einen Vertrag bekäme, in dem es heißt: Deine Aufgabe ist jetzt nichts anderes, als diese Idee, die wir hier liegen haben, mit Vehemenz voranzutreiben! Derjenigen oder demjenigen wäre ein unmittelbarer Zugang zu den politischen Ebenen zu geben. Ich glaube, dass fünf, sechs, sieben, acht, neun derartige Leute - man kann sie "Regierungsbeauftragte" oder wie auch immer nennen - wirklich etwas verändern können. Wenn ich mir die Tagesabläufe von Stadträten anschaue, die von 8 Uhr früh bis 22 Uhr von einem Termin zum anderen jagen müssen, wenn ich mir die Einbindung von Spitzenbeamten in die Struktur anschaue, die oft den Raum nicht haben, sich vehement für etwas einzusetzen - da ist die Einbindung von so jemandem, der oder die ein Projekt mit Leidenschaft vorantreibt, ein ganz wichtiges Konzept, mit dem, glaube ich, Dinge verändert werden können, was wichtig ist. 

Insofern wiederhole ich noch einmal meine Kritik am Bereich der Ausgliederung, der Auslagerung, der Entdemokratisierung wesentlicher öffentlicher Bereiche, zu denen auch die Kulturpolitik gehört. Auf der anderen Seite wünsche ich alles Gute dazu, in der Öffentlichkeit ein wichtiges Projekt vorzunehmen, wobei ich sicher bin, dass in der Person des Peter Marboe jemand Richtiger gefunden worden ist, dem ich für seine Arbeit alles Gute wünsche! - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr StR DDr Schock. Ich erteile es ihm.

StR DDr Eduard Schock: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Ich habe mich zum Wort gemeldet, weil mein Vorredner, der Herr Klubobmann, die Ausgliederungen in dieser Stadt angesprochen hat und weil er auch unsere Anträge aus der gestrigen Budgetdebatte angesprochen hat, nämlich unsere Anträge Zwischenberichte von diesen ausgegliederten Bereichen einzufordern. Ich habe mich zum Wort gemeldet, weil diese Diskussion eigentlich das grundlegende Selbstverständnis dieses Hauses, das grundlegende Selbstverständnis eines jeden einzelnen Gemeinderates berührt.

Es ist ja etwa der Eigentümervertreter bei dieser Wiener Holding, um die es hier heute geht, der Finanzstadtrat. Es stellt sich da für uns ganz grundsätzlich die Frage: Wo kann ein Gemeinderat, wo können Sie als Gemeinderäte hier Ihr Fragerecht geltend machen? Wo können Sie Berichte einfordern, etwa von den Vereinigten Bühnen, über die wirtschaftliche Situation, über die Strategie? Der Finanzausschuss ist, weil das eine kulturpolitische Frage ist, klarerweise völlig inkompetent, aber auf der anderen Seite ist auch der Kulturausschuss unzuständig, weil diese Vereinigten Bühnen formal über die Wiener Holding natürlich zum Finanzressort gehören. Es stellt sich die grundlegende Frage, wie der Gemeinderat sein Interpellationsrecht, ein grundlegendes demokratisches Recht, in dieser Causa geltend machen kann. Wir sind damit bei einer ganz grundlegenden Frage des Selbstverständnisses, vor allem aber auch der Budgethoheit dieses Gemeinderates.

Meine Damen und Herren! Diese Diskussion ist in dieser Stunde so aktuell, weil ja in den letzten Jahren durch laufende Ausgliederungen die Budgethoheit dieses Gemeinderates immer mehr ausgehöhlt worden ist. Allein in den letzten fünf Jahren hat es in dieser Stadt Ausgliederungen mit einem Budgetvolumen von insgesamt 6 Milliarden EUR gegeben. Zur Erinnerung, es waren 1999 die Wiener Stadtwerke, die damit begonnen haben; es war 2000 Wiener Wohnen; es war im Jahr 2002 der Krankenanstaltenverbund, aber auch die Wiener Museen. Im nächsten Jahr, 2004, soll diese Entwicklung mit dem Fond Soziales Wien quasi abgeschlossen werden.

Es gibt da natürlich auch einen Wildwuchs an Rechtsformen. Wiener Wohnen und der KAV sind Unternehmen im Sinne der Stadtverfassung. In diesen Bereichen gibt es wenigstens noch klare Vorschriften, da gibt es klare Vorschriften in der Geschäftsordnung, aber auch klare Vorschriften in den Statuten dieser Unternehmungen über die Rechte des Gemeinderates. Bei den Kapitalgesellschaften nach dem Handelsrecht, also bei den Wiener Stadtwerken, aber auch bei der Wiener Holding, gibt es all das nicht mehr. Bei diesen Kapitalgesellschaften ist unsere Budgethoheit als Gemeinderat eigentlich bereits vollständig ausgehöhlt. Es gibt daher etwa bei der Wiener Holding oder bei den Vereinigten Bühnen diese grundlegenden Rechte der Information, des Interpellationsrechtes eigentlich in der Praxis nicht mehr. Es ist die Frage: Wie kann dieser Gemeinderat diese Rechte in diesen Bereichen einfordern?

Meine Damen und Herren! Es macht der Bereich dieser Ausgliederungen, wie gesagt, insgesamt ein Volumen von 6 Milliarden EUR aus. Das Budget, das wir gestern in diesem Haus beschlossen haben, hat ein Volumen von 9 Milliarden EUR. Insgesamt macht also die wirtschaftliche Tätigkeit der Stadt ein Volumen von 15 Milliarden EUR aus, wovon bereits 6 Milliarden EUR, also 40 Prozent, außerbudgetär abgewickelt werden. Bei 40 Prozent der wirtschaftlichen Tätigkeit der Stadt wird die Budgethoheit dieses Hauses immer mehr ausgehöhlt, bei 40 Prozent dieser Tätigkeit der Stadt existiert die Budgethoheit eigentlich nur noch auf dem Papier.

Meine Damen und Herren! Wir haben daher gestern und vorgestern in dieser Budgetdebatte einen Kontrollschwerpunkt gesetzt. Wir haben insgesamt sechs Anträge gestellt, um das Bedürfnis dieses Hauses nach Kontrolle, aber vor allem auch einmal nach Information zu dokumentieren. Wir haben eine laufende Berichterstattung verlangt: vom Krankenanstaltenfinanzierungsfonds, von den Vereinigten Bühnen, vom Bodenbereitstellungsfonds, von den Entsorgungsbetrieben Simmering, aber natürlich auch von den Wiener Stadtwerken und von der Wiener Holding GmbH. Wir verlangen diese laufende Berichterstattung durch Quartalsberichte.

Meine Damen und Herren! Quartalsberichte sind in der privaten Wirtschaft längst eine Selbstverständlichkeit. Ich sage das, weil wir bereits die Gelegenheit hatten, im Unterausschuss des Finanzausschusses eine solche Diskussion zu führen, und weil in diesem Unterausschuss das Argument gebraucht wurde, dass solche Quartalsberichte ein Konkurrenznachteil von öffentlichen Unternehmen gegenüber privaten Unternehmen sein könnten. Dieses Argument, meine Damen und Herren, ist aber ein falsches, weil diese Quartalsberichte in weiten Bereichen der privaten Wirtschaft ein gängiges Instrument sind. Bei allen börsennotierten Unternehmen sind diese Quartalsberichte sogar gesetzlich vorgeschrieben. Sie sind im § 87 des Börsegesetzes ausdrücklich vorgeschrieben, darin wird verlangt, dass alle amtlich notierten Unternehmen über die ersten drei Monate, über die ersten sechs Monate und über die ersten neun Monate eines jeden Geschäftsjahres Quartalsberichte abliefern müssen.

Meine Damen und Herren! Ich meine daher, dass genau diese Rechte, die jedem privaten Aktionär selbstverständlich eingeräumt werden, die ihm schon im Sinne des Anlegerschutzes eingeräumt werden, natürlich auch hier diesem Wiener Gemeinderat eingeräumt werden sollten! (Beifall bei der FPÖ.)
Meine Damen und Herren! Es ist bereits erwähnt worden, dass entgegen einer langjährigen Usance in diesem Haus alle sechs freiheitlichen Beschlussanträge gestern nicht einmal zugewiesen worden sind, sondern einfach ohne Prüfung abgelehnt worden sind. Wir hätten mit diesen Anträgen die Chance gehabt, über die Budgethoheit dieses Gemeinderates einmal ganz offen zu diskutieren, Vorschläge zu sammeln und die Umsetzung zu prüfen. Wir wollten damit eben die Budgethoheit dieses Gemeinderates umfassend, auch in den ausgegliederten Bereichen, wiederherstellen.

Die Ablehnung dieser Anträge hat gezeigt, wie ernst die Budgethoheit tatsächlich noch genommen wird. Meine Damen und Herren, diese Ablehnung gestern, sodass diese Anträge nicht einmal zugewiesen worden sind, hat uns gezeigt, dass der politische Wille überhaupt nicht mehr vorhanden ist, umfassende Kontrolle und umfassende Information in diesem Gemeinderat zu garantieren! Es hat gezeigt, dass bei der Mehrheitsfraktion dieser politischer Mehrheit fehlt, die parlamentarischen Kontrollrechte sicherzustellen.

Meine Damen und Herren von der sozialdemokratischen Fraktion! Herr Klubobmann! Herr Ex-Klubobmann! Sie haben gestern mit der Ablehnung dieser Zuweisung dem Stellenwert dieses Hauses, dem Stellenwert dieses Gemeinderates, so meine ich, keinen guten Dienst erwiesen. Sie haben mit dieser Diskussionsverweigerung eigentlich gezeigt, welchen Stellenwert demokratiepolitische Fragen für Sie noch haben. Ich fordere Sie daher auf, Herr Klubobmann, Herr Ex-Klubobmann: Überdenken Sie das wirklich noch einmal! Das Selbstverständnis dieses Hauses insgesamt, aber auch das Selbstverständnis eines jeden einzelnen Gemeinderates erfordert es, jetzt in eine ernste demokratiepolitische Diskussion einzutreten und diese einmal zuzulassen.

Meine Damen und Herren! Es ist daher - lassen Sie mich auch das noch sagen - sicher kein Zufall, dass auch dieser Fonds Soziales Wien, von dem gestern zumindest einmal die Satzungsentwürfe allen Fraktionen zur Verfügung gestellt worden sind, genau in jene Rechtsform gekleidet wird, die wiederum die Rechte hinsichtlich der Budgethoheit dieses Hauses maximal beschränkt, maximal beschneidet. Denn es gibt bei einem solchen Fonds kein Genehmigungsrecht dieses Hauses mehr für den Wirtschaftsplan, aber auch kein Genehmigungsrecht mehr für den Jahresabschluss. 

Meine Damen und Herren! Es war daher immer gute Sitte, auch den Fraktionen, die in diesem Gemeinderat vertreten sind, Sitz- und Stimmrecht in all diesen Fonds einzuräumen, und zwar genau in jenem Gremium, welches das Budget dieses Fonds beschließt. Es war daher immer gute Sitte, den Fraktionen dort Sitz- und Stimmrecht einzuräumen, damit sie als Oppositionelle Ihre Budgethoheit auch tatsächlich ausüben können. Das ist etwa so beim Wiener Wirtschaftsförderungsfonds, es ist auch so beim Wiener Arbeitnehmerförderungsfonds. 

Es kann daher kein Zufall sein, dass dieser Satzungsentwurf anders ausschaut. Es ist offenbar die pure Absicht dieser Stadtregierung, mit der Ausgliederung dieses Fonds Soziales Wien aus der politischen Verantwortung, vor allem aber aus der sozialen Verantwortung in dieser Stadt zu flüchten. Das geht aus diesem Satzungsentwurf klar hervor, diesem Satzungsentwurf, der ja gestern noch schnell verteilt wurde.

Meine Damen und Herren! Es ist dieser Satzungsentwurf ein gewaltiger rechtspolitischer Rückschritt, eigentlich ein Rückschritt in eine vorkonstitutionelle Ära. Bei diesem neuen Fonds liegt die Budgethoheit beim Kuratorium dieses Fonds. Das Kuratorium beschließt den Budgetvoranschlag, das Kuratorium beschließt auch den Rechnungsabschluss. Bei anderen Fonds, etwa beim Wiener Arbeitnehmerförderungsfonds, ist es daher selbstverständlich, dass natürlich alle Fraktionen in diesem Kuratorium vertreten sind. Alle im Gemeinderat vertretenen Parteien haben daher als Ausfluss der Budgethoheit dieses Hauses eben im WAFF, genau dort in diesem budgetbeschließenden Gremium, Sitzrecht, aber auch Stimmrecht. 

Anders ist es nun bei diesem Satzungsentwurf. Auch das zeigt so erschütternd, welchen Stellenwert demokratiepolitischen Fragen für diese sozialdemokratische Fraktion noch haben. Laut dieser Satzung sind im Kuratorium nur Vertreter der Regierung, nur Vertreter der Stadtregierung zugelassen. Der Beirat, in dem die Vertreter der Opposition sitzen dürfen, wird zu einem bloßen Diskussionsforum degradiert, zu einem Diskussionsforum ohne wirkliche Kompetenzen, vor allem ohne Budgetkompetenzen.

Meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie! Herr Klubobmann! Es ist daher diese Satzung, die gestern verteilt wurde, in Wahrheit ein Anschlag auf die Budgethoheit dieses Hauses! Es ist diese Satzung ein gewaltiger Rückschritt, ein Rückschritt in eine vorkonstitutionelle Zeit, als die Budgetrechte des Parlaments mühsam erkämpft werden mussten, mühsam erkämpft werden gegen eine damals kaiserliche Regierung. Dieser Satzungsentwurf ist daher auch ein Ausdruck für die Präpotenz der Macht, für die Arroganz, mit der die absolute Mehrheit in diesem Haus bereits gebraucht wird. 

Ich fordere Sie daher von dieser Stelle aus auf: Nehmen Sie diesen Satzungsentwurf zurück! Nehmen Sie ihn zurück, räumen Sie - so wie es bisher in diesem Haus immer gute Sitte gewesen ist - den im Gemeinderat vertretenen Parteien Sitz- und Stimmrecht auch in diesem Kuratorium ein und respektieren Sie endlich die Budgethoheit dieses Wiener Gemeinderates. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr amtsf StR Dr Mailath-Pokorny.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Meine Damen und Herren! 

Ich wollte mich eigentlich nur zu Wort melden, um ein paar Dankesworte zu sagen. Aber in einem politischen Haus ist man natürlich immer auch angehalten, etwas Politisches zu sagen.

Herr Kollege Schock! Von Ihnen den Vorwurf der Präpotenz zu bekommen, der Sie Vertreter einer Partei sind, die ein Haus weiter Reformen prinzipiell überhaupt nur in riesigen Sammelgesetzen, und das sozusagen in einem durch, beschließt - über Reformen gibt es da überhaupt keine Debatte, ob jemand mitreden darf oder nicht -, das halte ich eigentlich für Präpotenz. Überlegen Sie sich einmal, was Sie da gesagt haben und ob Sie das auch sonst vertreten können. (Beifall bei der SPÖ.)
Nicht dass es jetzt unmittelbar mein Ressort betrifft, aber ich bitte schon, sich ein bisschen auch an die Vorgänge und an die Verfassung zu halten. (StRin Karin Landauer: Sie haben eigentlich Ihrem Bürgermeister nicht zugehört!) Man kann nicht einerseits für Ausgliederungen sein und dann, wenn es Ausgliederungen gibt, gleichzeitig monieren, dass dann quasi jeder einzelne Akt trotzdem in diesem Haus beschlossen wird. Wenn wir ausgliedern, dann haben wir natürlich auch die Regeln zu befolgen. Das tun wir auch, das tun wir schließlich und endlich mit Beschluss des Gemeinderates - von wegen "Feudalherrschaft", und ich weiß nicht, was alles hier historisch bemüht wird, Herr Klubobmann! Das ist natürlich eine Verharmlosung dessen, was Feudalherrschaft wirklich bedeutet. Aber ich weiß schon, Sie müssen hier sozusagen zu besonders drastischen Worten greifen, ich verstehe das schon. 

Ich kann jedenfalls für mich nur in Anspruch nehmen - und finde es ja wunderbar, was alles unter dem Titel "Mozart" subsumierbar ist, Geschäftsordnungen von Fonds und so weiter -, dass ich immer angeboten habe und dies auch weiter getan habe - ob das zur Kenntnis genommen wird oder nicht, ist Ihre Angelegenheit, nicht meine -, über die Bereiche, die mein Ressort betreffen, über das Budget, das mein Ressort betrifft, über die Ausgaben, über die Organisationen, über alles selbstverständlich immer zu sprechen. Nur eines kann ich Ihnen nicht abnehmen: dass Sie sich auch selbst Gedanken über die eine oder andere Entwicklung, über das eine oder andere Projekt machen. 

Wenn Sie hier und heute draufkommen, dass wir bereits seit eineinhalb Jahren darüber nachdenken, wie wir bestimmte Dinge organisieren - die Bühnen organisieren, das Mozartjahr organisieren und so weiter -, wenn Sie eineinhalb Jahre später draufkommen und sagen: da hätten wir auch gerne mitgeredet!, dann sage ich, es hat euch niemand daran gehindert. Die Einladung, darüber zu debattieren, ist jederzeit vorhanden. Aber man muss sozusagen auch etwas weiterbringen. Noch einmal: Wir können das jederzeit im Kulturausschuss debattieren. Aber da bitte ich trotzdem auch, die Zuständigkeiten einzuhalten und in den Ausschüssen das zu debattieren, was dorthin gehört.

Ich habe nicht ganz verstanden, was eigentlich die Logik aus der Rede des Klubobmanns Chorherr ist. Er ist zwar dafür und stimmt auch dafür, aber im Grunde ist er eigentlich dagegen. Es ist dies allerdings nicht zum ersten Mal der Fall, und es ist dies auch nicht mein Problem. Wer das verstehen will, möge es verstehen.

Meine Damen und Herren! Ich möchte jetzt abschließend zwei Worte des Dankes an den scheidenden Herrn StR Dr Marboe richten. Ein Wort des Dankes richtet sich quasi von Funktion zu Funktion, weil ich mich auch als jetzt amtierender und amtsführender Stadtrat für Kultur bei dir, lieber StR Peter Marboe, bedanken möchte für das, was du für die Kultur in dieser Stadt gemacht hast! Das soll und wird jetzt von mir nicht pathetisch sein, es soll und wird von mir nicht unkritisch sein, weil wir gerade hier, an diesem Ort, den einen oder anderen Konflikt ausgetragen haben. Aber ich habe gestern schon gesagt, dass diese Konfliktaustragung ja geradezu der Inhalt eines kultivierten Gesprächs, einer kultivierten politischen, kulturpolitischen Auseinandersetzung ist. Dafür möchte ich mich heute bei dir bedanken, dass es möglich war, diese zu führen, und dass wir uns über weite Bereiche, jedenfalls ganz wichtige Bereiche, verstanden haben - und auch verstanden haben, wenn wir uns vielleicht nicht verstanden haben, weil das, glaube ich, eigentlich auch das Entscheidende ist, zu akzeptieren, dass jemand eine andere Meinung hat, und dieses dann auch mitzutragen und jedenfalls auszutragen. Ich möchte mich dafür bedanken, dass all die Projekte, die gestern schon angesprochen wurden, in deiner Amtszeit auch geschehen sind. Insofern glaube ich, dass du in dieser Stadt bei den Kulturschaffenden zu Recht einen hervorragenden Namen hast, was ja auch mit ein Anlass dafür gewesen ist, dich einzuladen und zu bitten, für diese neue Funktion tätig zu sein.

Das zweite Dankeschön ist ein persönliches - auch hier an dieser Stelle und damit durchaus öffentlich - für die Art und Weise, wie du mir seinerzeit das Amt übergeben hast. Das hat von einer besonderen Größe gezeigt, und das möchte ich hier noch einmal sagen. Ich bedanke mich auch für einen persönlich sehr kollegialen, freundschaftlichen Umgang, gerade auch am Beginn der Amtszeit, und ich hoffe sehr - und weiß, dass das auch gelingen wird -, dass sich dieses Grundverständnis, diese Grundbasis auch in unserer weiteren Zusammenarbeit finden wird. 

In diesem Sinne wünsche ich dir - und auch uns allen, weil es ja auch unser Interesse ist - für diese Tätigkeit noch einmal alles, alles Gute und danke für das Bisherige! (Beifall bei SPÖ und ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen nun zu einer tatsächlichen Berichtigung des Herrn GR Barnet. - Bitte.

GR Günther Barnet (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Herr StR Mailath-Pokorny! Das ist auch nicht meine Geschäftsgruppe, aber weil Sie zuerst in Anspielung auf den ... (GR Harry Kopietz: Sie haben gar keine Geschäftsgruppe!) Nein - diejenige, in deren Ausschuss ich tätig bin. (GR Harry Kopietz: Ach so!) Aber, Herr Kollege Kopietz, wenn Sie es sich unbedingt wünschen, können Sie mir ja eine geben. (Heiterkeit bei der FPÖ.)
Sie haben in Ihrer Antwort auf StR DDr Schock gesagt, dass die FPÖ quasi die Sammelgesetzgebung erfunden habe und dass das undemokratisch sei. 

Ich muss Sie da leider tatsächlich berichtigen: Der wirkliche Erfinder der Sammelgesetzgebung war ein gewisser Bundeskanzler Vranitzky, zu dem Sie ja ein gewisses Naheverhältnis haben. Und wie man weiß, waren Sie, wenn ich mich nicht ganz irre, sein Sekretär. 

Bei der Sammelgesetzgebung wäre ich also etwas vorsichtig, diese gerade der FPÖ zuzuweisen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Es liegt eine weitere Wortmeldung von Herrn GR Mag Chorherr vor. Seine Redezeit beträgt noch 5 Minuten. - Bitte.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren! 

Ich möchte jetzt politisch auf den Herrn amtsführenden Stadtrat replizieren. Ich möchte deswegen replizieren, weil mir diese demokratiepolitische Frage ein wirkliches inneres Anliegen ist und ich den fatalen Verdacht habe: Sie sagen nicht nur, dass Sie es nicht verstehen, sondern Sie verstehen es wirklich nicht! (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Die Rede habe ich auch nicht verstanden, die war unverständlich!)
Worum es uns geht, möchte ich Ihnen an einem Bereich zeigen, der vielleicht der Sozialdemokratie näher liegt. Wir wollen dort, wo signifikant öffentliches Geld vergeben wird - zum Beispiel im Kulturbereich -, eine politische Debatte über die Zielrichtungen - nicht über jeden einzelnen Akt, sondern über die Zielrichtungen! - in verfassungsrechtlich vorgesehenen Gremien führen. 

Sie sagen jetzt: über das Theater an der Wien wird seit eineinhalb Jahren geredet, da hättet ihr ja mitdenken können, kommt doch bitte zu mir und redet mit mir, da gibt es einen Kaffee, ich bin immer offen! - Ich sage Ihnen jetzt ein Beispiel, bei dem Sie Alarm schreien würden. Dabei spreche ich nicht den Kulturbereich an, sondern einen Bereich, der Ihnen sehr am Herzen liegt - und uns im Übrigen auch. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Mir liegt der Kulturbereich auch am Herzen!) Ihnen liegt der Kulturbereich am Herzen, das weiß ich und das stelle ich auch nicht in Frage.

Soll es in Österreich Betriebsräte rechtlich verankert geben, ja oder nein? 

Da gibt es Unternehmerpersönlichkeiten, die sagen: "Geh bitte, Betriebsräte, das brauche ich nicht! Aber bei mir ist immer eine offene Tür. Du kannst immer zu mir kommen, ich bin immer für Vorschläge offen!" Wenn in den Medien etwas über Neustrukturierungen steht: "Ja habt ihr das nicht gehört? Entschuldigung, das ist in allen Zeitungen gestanden! Wer ist denn schuld, dass ihr das nicht rechtzeitig lest? Da seid ihr selber schuld!"

Aber da gibt es doch wirklich so altbackene, überwuzelte Leute, die auf das formalisierte Recht bestehen, dass es Betriebsräte gibt! Und was dieses gönnerhafte "Ihr könnt eh vorbeikommen, ihr kennt mich doch, ich habe immer eine offene Tür, wenn es einen guten Vorschlag gibt, setze ich ihn eh um, und einen Kaffee gibt es dabei auch!" betrifft, schreien da zu Recht die SPÖ und wir GRÜNE auf: Nein, das Recht auf Betriebsräte ist ein verfassungsrechtliches, mühsam erkämpftes und erstrittenes!

Wir sehen das in sehr vielen Bereichen genauso. Ich glaube Ihnen, dass wir immer ein offenes Ohr finden, und Sie setzen auch manches um von dem, was wir an Vorschlägen bringen. Aber trotzdem - und ich sage das nicht bloß aus rhetorischen Gründen - möchte ich, dass zumindest einige wenige bei der Sozialdemokratie begreifen, dass das für uns GRÜNE eine fundamentale Sache ist. Es geht um die Frage, dass ein Gemeinderat in verfassungsrechtlichen Gremien die wichtigen öffentlichen Agenden vordiskutiert und Leitlinien beschließt, was eine Errungenschaft der Demokratie ist! Dass man diese nicht schleichend, Schritt für Schritt, außer Kraft setzen darf, das ist mir ein wichtiger Punkt. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Ich genieße es, dass man eine offene Tür bei Ihnen hat. Es gibt sie bei Ihnen, das ist nicht bei allen amtsführenden Stadträten der Sozialdemokratie so. Wir wissen, dass einiges umgesetzt wird. Trotzdem bestehen wir darauf, dass es formalisierte Gremien gibt. Ich wäre sehr froh, darüber in eine ernsthafte Diskussion zu kommen und nicht nur gönnerhaft eine offene Tür vorzufinden. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Das Schlusswort hat die Frau Berichterstatterin.

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Ich möchte als Berichterstatterin wieder zum Akt zurückkommen, nämlich zur Erweiterung des Geschäftszweiges der Vereinigten Wiener Bühnen. 

Dieser Akt ist nicht der erste Akt, der in Bezug auf das Mozartjahr 2006 beschlossen wurde. Wir haben in den letzten eineinhalb Jahren im Kulturausschuss, Frau Kollegin Ringler, auch bei all den anderen Akten Debatten zu diesem Thema geführt. Wir haben auch die Möglichkeit gehabt, Vorschläge einzubringen. Ich denke, dass das in den Diskussionen, die im Kulturausschuss gelaufen sind, auch diskutiert und angenommen wurde. 

Ich bin der Meinung, dass es dem künftigen Herrn Intendanten Marboe in der Zusammenarbeit mit allen Beteiligten gelingen wird, das Jahr 2006 mit kulturellem Leben zu erfüllen, das die Wienerinnen und Wiener mit einbezieht, aber auch jene große Anzahl der Besucher, die aus dem Ausland kommen, und dass er die Wienerinnen und Wiener auch nachhaltig begeistern kann. Denn er ist ja ein praktizierender Kulturmensch, und da bin ich ganz sicher, dass diese Welle auch auf die anderen übergreifen wird. 

Ich möchte Ihnen abschließend auch namens der sozialdemokratischen Fraktion alles Gute für Ihre zukünftige Arbeit und viel, viel Erfolg wünschen! Denn dies kommt dann allen Wienerinnen und Wienern sowie den Besuchern zugute. - Herzlichen Dank. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dem Geschäftsstück in der vorliegenden Fassung ihre Zustimmung erteilen wollen, dies mit der Hand kundzutun. - Das ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der Freiheitlichen, so angenommen.

Wir kommen nun zur Postnummer 43 der Tagesordnung.

Herr StR Dr Peter Marboe hat mit sofortiger Wirkung seine Funktion als Mitglied des Stadtsenates zurückgelegt. 

Die Österreichische Volkspartei schlägt für die Wahl eines Stadtrates Herrn Dr Johannes Hahn vor. 

Um diese Wahl mittels Stimmzettels durchzuführen, werden die Schriftführerin und der Schriftführer die Mitglieder des Gemeinderates zur Abgabe des Stimmzettels aufrufen. Der Stimmzettel wird bei der Wahlzelle ausgegeben. Bei diesem Wahlvorschlag ist "Ja" oder "Nein" anzukreuzen. 

Ich ersuche die GRe Kenesei, Gerstl, GÜNTHER und Schuster, als Wahlprüfer zu fungieren. Ich ersuche weiters die Wahlprüfer, festzustellen, ob die Urne leer ist. (GR Günter Kenesei weist als Wahlprüfer darauf hin, dass die Urne nicht an ihrem üblichen Ort steht.)
Ich ersuche, die Urne hierher zu stellen und sie entsprechend zu übersiedeln. (Die Urne wird zum angewiesenen Tisch gebracht.)
Ist die Urne leer? Bitte sich zu überzeugen. (Die Wahlprüfer untersuchen die Urne und stellen deren Inhaltslosigkeit fest.) - Okay.

Ich bitte, nun mit der Verlesung zu beginnen. - Herr GR VALENTIN, bitte.

Schriftführer GR Erich VALENTIN: Herr GR Dkfm Dr Aichinger, Herr GR Dipl Ing Al-Rawi, Herr GR Barnet, Herr GR Blind, Herr GR Mag Chorherr, Frau GRin Cordon, Herr GR Deutsch, Herr GR Driemer, Herr GR Mag Ebinger, Herr GR Ekkamp, Herr GR Ellensohn, Frau GRin FRANK, Frau GRin Frauenberger, Herr GR Fuchs, Herr GR Mag Gerstl, Herr GR DDr Görg, Herr GR Dr GÜNTHER, Herr GR Dr Hahn, Herr GR Harwanegg, Herr Präsident GR Hatzl, Herr GR Hora, Herr GR Hufnagl, Herr Vorsitzender GR Hundstorfer, Frau GRin Jerusalem, Herr GR Juznic, Herr GR Mag Kabas, Frau GRin Kato, Herr GR Kenesei, Frau GRin Klicka, Frau GRin Klier, Herr GR Klucsarits, Herr GR Kopietz, Frau GRin Korosec, Herr GR Mag Kowarik, Frau GRin Lakatha, Frau GRin Dr Laschan, Herr GR Lindenmayr, Frau GRin LUDWIG, Herr GR Dr LUDWIG, Herr GR Dr Madejski, Herr GR Mag Maresch, Herr GR Dipl Ing Margulies, Frau GRin Matzka-Dojder, Herr GR Dkfm Dr Maurer, Herr GR Dr Mayer, Frau GRin Dr Neck-Schaukowitsch, Frau GRin Novak, Herr GR Oxonitsch, Herr GR Parzer.

Schriftführerin GRin Ingrid Lakatha: Frau GRin Petrides, Herr GR Pfeiffer, Frau GRin Dr Pilz, Frau GRin Polkorab, Herr GR Prochaska, Frau GRin Mag Ramskogler.

Herr GR Mag Reindl, Herr GR Reiter, Frau GRin Mag Ringler, Herr GR Römer, Herr GR Dr Salcher, Herr GR Scheed, Herr GR Mag Schieder, Frau GRin Mag Schmalenberg, Frau GRin Schubert, Herr GR Schuster, Herr GR Dr Serles, Frau GRin Sommer‑Smolik, Herr GR Stark, Herr GR Mag STEFAN, Herr GR Strache, Herr GR Friedrich Strobl, Herr GR Walter Strobl, Frau GRin Stubenvoll, Herr GR Dr Stürzenbecher, Frau GRin Themel, Frau GRin Tomsik, Frau GRin Trammer, Herr GR Dr Troch, Herr GR Dr Tschirf, Herr GR Dr Ulm, Frau GRin Mag Unterreiner, Herr GR Valentin, Frau GRin Dr Vana, Herr GR Vettermann, Frau GRin Dr Vitouch, Herr GR Josef Wagner, Herr GR Kurt Wagner, Frau GRin Mag Wehsely, Frau GRin Winklbauer, Herr GR Ing Wolfram, Herr GR Woller, Herr GR Wutzlhofer, Frau GRin Yilmaz, Frau GRin Zankl, Frau GRin Zentner und Herr GR Zimmermann.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Während GR Zimmermann zur Stimmabgabe schreitet, darf ich fragen: Sind alle Mitglieder des Hauses aufgerufen worden? Haben alle von ihrem demokratischen Recht Gebrauch gemacht?

Nachdem der Herr GR Zimmermann seine Stimme abgegeben hat, darf ich die Stimmabgabe für geschlossen erklären und die Wahlprüfer ersuchen, das Wahlergebnis festzustellen. 

Ich darf weiters die Sitzung für unterbrochen erklären, darf aber alle bitten, hier zu bleiben, weil die vier Herrschaften sehr flott sind.

(Unterbrechung um 13.09 Uhr.)

(Wiederaufnahme um 13.14 Uhr.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine Damen und Herren! 

Ich darf die unterbrochene Sitzung wiederum aufnehmen.

Das Ergebnis der Wahl lautet: Abgegeben wurden 96 Stimmzetteln, hievon sind 29 mit Ja, 66 mit Nein und einer ungültig. Somit, mit den 29 abgegebenen Stimmen ist der von der Österreichischen Volkspartei vorgeschlagene StR Dr Johannes Hahn gewählt. (Allgemeiner Beifall.)

Ich frage Sie, Herr StR Dr Johannes Hahn, nehmen Sie die Wahl an?

StR Dr Johannes Hahn: Ich nehme die Wahl an.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich gratuliere recht herzlich.

Wir kommen jetzt zum Gelöbnis und nachher zur Verabschiedung von Herrn Dr Marboe. 

Gemäß § 35 der Stadtverfassung ist bestimmt, dass die Stadträte vor dem versammelten Gemeinderat das Gelöbnis im Sinne des § 32 der Stadtverfassung abzulegen haben. 

Ich darf die Schriftführerin, Frau GRin Mag Schmalenberg, ersuchen, die Gelöbnisformel zu verlesen und anschließend Herrn StR Dr Hahn auf meinen Aufruf hin das Gelöbnis mit den Worten "Ich gelobe." zu leisten. Ich bitte um Verlesung.

Schriftführerin GRin Mag Heidrun Schmalenberg: "Ich gelobe, dass ich die Gesetze getreulich beobachten und meine Pflichten nach bestem Wissen und Gewissen erfüllen werde."

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Stadtrat.

StR Dr Johannes Hahn: Ich gelobe.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich gratuliere recht herzlich zu dieser Wahl. Das Gelöbnis ist somit geleistet. (Allgemeiner Beifall.)

Ich möchte dir auch namens der Vorsitzenden des Gemeinderats alles Gute für diese neue Funktion wünschen. Es ist auch die Gelegenheit, danke zu sagen. Danke dem nunmehrigen Stadtrat außer Dienst, Dr Peter Marboe, dessen Familie, ursprünglich aus dem Norden Europas, sich in Wien sesshaft machte. Die Vorfahren kommen aus Dänemark, wenn ich richtig informiert wurde. Sie waren nach einem Jusstudium und einem zusätzlichen Studium über internationale Rechts‑ und Politikwissenschaften einige Jahre in politischen Büros im Bundeskanzleramt tätig. Sie haben dann eine längere Abwesenheit von Wien getätigt, Sie waren 17 Jahre lang in einer der faszinierendsten Städte der Welt – natürlich nach Wien –, in New York, tätig. Sie haben während dieser Zeit in New York in den verschiedensten Funktionen gearbeitet, aber immer mit der Kultur verbunden, im Bestreben, das kulturelle Leben Österreichs in Amerika zu präsentieren und vor allem Brücken zwischen den Staaten, zwischen den Kulturen zu bauen. Seit 1987 sind Sie wieder in Wien und haben in dieser Zeit unter anderem die kulturpolitische Sektion des Außenministeriums geleitet. Was Sie in New York begonnen haben, haben Sie während dieser Funktion als Sektionschef auf die ganze Welt ausgedehnt. Es wurde heute schon erwähnt, fünf Jahre lang prägten Sie auch das Wiener Kulturleben. Sie bemühten sich, das sehr umfassend zu tun und Sie bemühten sich auch, das mit einem gewissen Harmoniebedürfnis zu tun, was natürlich nicht immer geht. Kulturpolitik bedeutet auch Kontroverse, bedeutet Diskurs, bedeutet Diskussion. 

Ich möchte Ihnen für diese Zeit recht herzlich danken. Ich möchte Ihnen aber auch gratulieren, viel Erfolg für Ihre neue Funktion, viel Vergnügen, viel Spaß für diese neue berufliche Herausforderung wünschen. Ich möchte mit einem Zitat von Friedrich Nietzsche enden: "Ohne Musik wäre das Leben ein Irrtum." Alles Gute! (Allgemeiner Beifall.)

Der nunmehrige StR Dr Johannes Hahn hat mit seiner Wahl zum Stadtrat auf sein Mandat im Gemeinderat verzichtet. Der Herr Bürgermeister hat gemäß § 92 Abs. 2 der Gemeindewahlordnung auf das dadurch freigewordene Mandat, das in Betracht kommende Ersatzmitglied im Wahlvorschlag der Österreichischen Volkspartei, Frau Mag Barbara Feldmann, in den Gemeinderat berufen. 

Gemäß § 19 der Wiener Stadtverfassung ist das Gemeinderatsmitglied anzugeloben. Ich ersuche nun wiederum die Schriftführerin, die Gelöbnisformel zu verlesen und das neue Gemeinderatsmitglied auf meinen Aufruf hin das Gelöbnis mit den Worten "Ich gelobe." zu leisten. Ich bitte um Verlesung. 

Schriftführerin GRin Mag Heidrun Schmalenberg: "Ich gelobe, der Republik Österreich und der Stadt Wien unverbrüchliche Treue, stete und volle Beachtung der Gesetze sowie gewissenhafte Erfüllung meiner Pflichten."

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Mag Feldmann.

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ich gelobe.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich begrüße Sie auch herzlich und wünsche Ihnen viel Spaß bei Ihrer Tätigkeit. (Allgemeiner Beifall.)

Wir haben noch eine Wahl zu tätigen. Im Sinne eines Rotationsprinzips im Grünen Klub ist der neue Schriftführer zu wählen. 

Bevor wir über den Wahlvorschlag abstimmen, ist über die Art der Abstimmung zu entscheiden. 

Gemäß § 27 Abs. 2 der Wiener Stadtverfassung sind Wahlen mittels Stimmzetteln vorzunehmen, wenn wir nicht mit Zweidrittelmehrheit etwas anderes beschließen.

Ich schlage vor, die Wahl durch Heben der Hand vorzunehmen. Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Ich danke. Das ist somit einstimmig angenommen.

Ich darf bekannt geben, dass Frau GRin Mag Ringler ihre Funktion als Schriftführerin zurückgelegt hat. Meine Damen und Herren, ich bin zwar nicht Angehöriger des Grünen Klubs, aber ich darf Ihnen mitteilen, wir haben das jetzt alle sechs Monate. (GR Mag Christoph Chorherr: Nein, alle drei Monate!) Im Sinne des Quartalsberichtswesens alle drei Monate. Ich hoffe, dass der Zurückgetretene dann immer den Quartalsbericht schreibt. (Allgemeine Heiterkeit.) Für die Damen und Herren des Publikums: Es geht nicht immer so lustig zu. 

Entsprechend des Wahlvorschlags des Grünen Klubs haben wir als nunmehrigen Schriftführer Herrn GR David Ellensohn zu wählen. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Lieber David Ellensohn, das ist einstimmig geschehen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 39 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Verkauf eines Grundstücks im 22. Bezirk. 

Es gibt hierzu keine Wortmeldung. Wir kommen gleich zur Abstimmung, 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die Freiheitlichen, angenommen.

Postnummer 23 betrifft den Entwurf einer Verordnung hinsichtlich der Festsetzung der Gebühren gemäß Wiener Rettungs- und Krankenbeförderungsgesetz.

Hier liegt ebenfalls keine Wortmeldung vor.

Wer dafür ist, bitte ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne ÖVP und Freiheitliche, angenommen.

Postnummer 40 der Tagesordnung betrifft eine US Cross Border Leasing Transaktion für das Rechenzentrum der Wiener Stadtverwaltung.

Ich bitte Herrn GR Ekkamp, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Im Sinne der Ökonomie hat Herr GR Margulies schon seinen Platz am Rednerpult eingenommen. – Bitte.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Lernend aus unserer gestrigen Diskussion, die deutlich gezeigt hat, dass selbst die mehrfache Wiederholung bei Ihnen in seltenen Fällen einen Lernprozess auslöst, werde ich heute betreffend Cross Border Leasing nur ein paar kurze Worte verlieren und keinesfalls die zwanzig Minuten ausschöpfen, weil ich glaube, es ist vergeblich, wie in den vorangegangenen Diskussionen auf die grundsätzlichen Punkte im Zusammenhang mit einer sich immer weiter globalisierenden Welt hinzuweisen und weshalb es von eminenter Bedeutung gewesen wäre, dass die Stadt Wien nicht das politischmoralische Gewissen verspielt, gegen Steuerdumping und gegen Steueroasen aufzutreten. Sie können es in den vergangenen zwei bis drei Cross‑Border‑Leasing‑Protokollen nachlesen. Sinngemäß wiederhole ich dasselbe, genau lesen Sie es nach. 

Das gleiche gilt für alles, was im Zusammenhang mit Vorleistungen für den neoliberalen Wettbewerbsprozess steht, wo es selbstverständlich eines der Hauptinteressen der USA ist, indem sie genau diese Gesetzgebung in den USA sicherstellt, vor allem in den europäischen Markt, in den Markt von hochindustrialisierten Ländern, in den Bereich von Dienstleistungen einzubrechen. Ich erlaube mir deshalb nur noch eine kurze Bemerkung zu dieser Cross Border Leasing Transaktion. Wir alle wissen, in der Realität ist das ein Scheingeschäft. Dadurch, dass sich der US‑Investor die Steuer abschreiben kann und diese ein bisschen mit der Stadt Wien teilt, haben wir fast alle etwas davon. Den amerikanischen Steuerzahlern kann man nicht wirklich unterstellen, dass sie etwas davon haben, erhöht doch diese Transaktion selbst in den USA die Wertschöpfung nicht tatsächlich, sondern nur auf dem Papier.

Das Faszinierende an dieser Transaktion ist, dass in Wirklichkeit das Umfeld, die Einsetzung ins Rechenzentrum, nur eine Verschleierung dessen darstellt, dass diesmal erstmalig wirklich nur die Dienstleistung und nicht einmal das Drumherum verleast wird. Das Drumherum braucht man für die erwähnten Regelkreisläufe. Ich erwähne es jetzt und lese es aus dem Antrag vor, damit Sie wissen, was Sie verleasen und wieder zurückleasen. Sie wissen schon, dass Sie es in Wirklichkeit wieder zurückkaufen werden. Sie wissen es, aber Sie dürfen es jetzt nicht sagen, weil – das wissen wir alle – das ist geschäftsgefährdend. Sie verleasen an US‑ameri-kanische Investoren das Wiener Bildungsnetzwerk, alle Funktionen, wo das Rechenzentrum im Zusammenhang mit Wohnbaudiensten, Wasserverwaltung, Wahlen, Meldeangelegenheiten zuständig ist, wo das Rechenzentrum im Bereich der Sozialdienste zuständig ist, wo das Rechenzentrum im Bereich der Buchhaltung der Stadt Wien tätig ist, wo es um die Personalverwaltung geht, wo es um Steuerfragen geht. Das verleasen Sie an US‑Investoren, die organisatorischen Kernbereiche einer Stadtverwaltung. 

Sie glauben bis heute tatsächlich, dass das der richtige Weg ist. Das halte ich für dramatisch! Sie kennen die budgetäre Situation der Stadt Wien und das Umfeld von Blau‑Schwarz auf Bundesebene, das es der Gemeinde Wien in den kommenden Jahre sicherlich nicht leichter machen wird, die budgetäre Gestaltung sinnvoll vorzunehmen. Schauen wir uns an, um welche Summen es tatsächlich geht. Wenn wir davon ausgehen, dass die reale Beendigung des gesamten Vertrags nach ungefähr 17 Jahren stattfinden wird, dann handelt es sich bei dem Verleasen des Kernbereichs um einen tatsächlichen zusätzlichen jährlichen Ertrag von 300 000 EUR, über die 17 Jahre gerechnet. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das ist ein Hundertachtzigstel von dem, um was sich die Sozialstadträtin Laska im heurigen Jahr schon bei der Budgetierung geirrt hat. Um dieses Hundertachtzigstel dieses Irrtums in der Budgetierung gehen Sie das Risiko ein, dass irgendetwas in diesem Bereich passiert – es gibt Fälle, die aufgezählt sind, was alles passieren kann – und Wien möglicherweise verpflichtet wird, erhebliche Mehrkosten zu tragen! Meine sehr geehrten Damen und Herren, das steht sich nicht dafür! Es steht sich vielleicht irgendwann einmal selbst aus der Sicht der Sozialdemokratie dafür, wenn die Sozialdemokratie lernt, ordentlich zu budgetieren, denn dann könnte man sich wirklich einmal anschauen, ob es notwendig ist, aber bei Ihrer Budgetgestaltung, die gestern in eine Interpretation der Haushaltsordnung gemündet hat, dass die gesamten 9,3 Milliarden EUR im Sinne der Haushaltsordnung gegenseitig zu verschieben sind und nur dieser Bereich und nicht die einzelnen Ansätze abzuschätzen sind, ist es absolut nicht verwunderlich, dass Sie noch immer diesen Cross Border Leasing Transaktionen zustimmen.

Wir Wiener Grünen bedauern dies und hoffen, dass auch die Sozialdemokratie früher oder später lernfähig ist und es ein Ende mit diesen Cross‑Border‑Leasing‑Ge-schichten hat. – Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Frau Vorsitzende! Geschätzte Damen und Herren!

Ich darf vielleicht ein paar Erläuterungen zum Debattenredner sagen, wenn er von Moral gesprochen und das Steuersystem der Vereinigten Staaten angesprochen hat. Persönlich würde ich so ein Steuersystem, wenn ich das Recht hätte, abzustimmen, auch nicht machen. Aber das ist etwas Persönliches. Ich gehe davon aus, dass wir hier das Steuersystem der Vereinigten Staaten von Amerika nicht ändern werden können. Warum sollen wir denn so einen Leasingvertrag nicht eingehen? Wir genießen als Stadt und als Land hohe Bonität. Das Ergebnis für die Stadt aus diesem Vertrag ist ein Nettobarwertvorteil, meine sehr verehrten Damen und Herren.

Ich könnte jetzt eine Reihe von bereits gemachten Leasingverträgen aufzählen. Ich will Ihnen das aus Zeitgründen ersparen. Davon gibt es eine ganze Reihe in Österreich. Andere Bundesländer haben es getan, der Verbund hat es getan, die ÖBB haben es getan und der Staat Österreich hat es getan. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Und das macht es besser?) Wenn ich mich an das Leasing erinnere, wo es um die Wiener Linien gegangen ist und wo auch Grüne zugestimmt haben, war dies nicht zum Nachteil der Stadt. Ich erinnere mich an eine Zahl von 500 Millionen S damals. 

Sie haben heute auch einen sehr sensiblen Bereich angesprochen. Ich weiß, der Datenschutz ist ein sehr sensibler Bereich, aber Sie haben versucht, das so darzustellen, als ob der Datenschutz gefährdet wäre. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Sie interpretieren jetzt! Das habe ich nicht gesagt!) Lesen Sie den Vertrag! Man muss wirklich nur den Vertrag lesen, dass der Datenschutz voll gewährleistet ist und dass Investoren, wenn sie eine Überprüfung fordern, nur auf so genannte Testdaten zugreifen dürfen und Gegenstand einer Überprüfung nicht die gespeicherten Daten sein können, mit denen die Stadt Wien zu arbeiten hat.

Ein Risiko wird es bei jedem Geschäft geben. Das Restrisiko bei dieser Transaktion ist sehr gering. Ich möchte aber darauf hinweisen, dass es, wenn ich die Erstgespräche heranziehe und vergleiche, wo wir noch von einem Wert von knapp über 40 Millionen EUR gesprochen haben, gelungen ist, diesen Vertrag auf zirka 150 Millionen US‑Dollar zu erhöhen. Durch die Erreichung dieses Transaktionsvolumen ergibt sich natürlich ein höherer Nettobarwertsvorteil für unsere Stadt von über 6 Millionen US‑Dollar. Schöner wäre es, meine sehr verehrten Damen und Herren, hätten wir – ich glaube, ich brauche das nicht weiter auszuführen – ein noch höheres Transaktionsvolumen auch in dieser Sache erreichen können. Schöner wäre es für unsere Stadt. 

In diesem Sinne ersuche ich Sie um Zustimmung. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Nicht einmal Applaus!

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen können, die Hand zu heben. – Das ist einstimmig. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Nein!) Entschuldigung! Darf ich noch einmal bitten, wer dem Antrag zustimmen kann, die Hand zu heben. – Dies ist mehrstimmig, ohne die Grünen, angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 41 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die 9. Gemeinderats-subventionsliste 2003.

Es ist hier niemand zum Wort gemeldet. Es wird aber eine getrennte Abstimmung verlangt.

Ich stimme zuerst den Punkt Lois Weinberger-Institut für christlich-soziale Politik in Wien ab.

Wer diesem Punkt die Zustimmung erteilen möchte, möge die Hand heben. – Dies ist mehrheitlich, ohne die Grünen und ohne die Freiheitlichen, angenommen.

Als zweiten Punkt stimme ich den Verein Schülerheime Republikanischer Club – Gruppe Neues Österreich ab.

Wer diesem Punkt zustimmen kann, möge die Hand heben. – Dies ist mehrheitlich, ohne die Freiheitlichen und die ÖVP, angenommen.

Nun stimme ich den Rest ab. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wer dem Rest die Zustimmung erteilen kann, der möge die Hand heben. – Dies einstimmig der Fall.

Es gelangt nunmehr Postnummer 7 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft Subventionen aus den Sportförderungsmitteln 2003 für verschiedene Sportorganisationen und sonstige Institutionen. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Mag Wehsely, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GR Mag Sonja Wehsely: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Ellensohn.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Dieses Geschäftsstück wird getrennt abgestimmt. Wir haben die getrennte Abstimmung in zwei Punkten verlangt, nämlich zweimal betreffend Marathon. 

Einmal der Frühlingsmarathon, der Mai‑Marathon, der große Wien‑Marathon, der 127 600 EUR Subvention erhält. Wir finden diese Veranstaltung ganz hervorragend. Sie ist nach unserer Meinung auch eine breitensportfördernde Veranstaltung. Es gibt nicht nur Menschen, die teilnehmen und den gesamten Marathon absolvieren müssen. Das wäre weniger für einen Breitensport geeignet. Es gibt auch Staffeln und kürzere Teilläufe, die absolviert werden können. Das ist eine gute Veranstaltung. Die Art und Weise und Höhe der Subvention befriedigt uns nicht ausreichend, um dem Geschäftsstück zustimmen zu können.

127 600 EUR. Wir haben verlangt, dass von Seiten der Stadt Wien mit dem Veranstalter, dem Herrn Konrad, über die Möglichkeit der Teilnahme von Rollstuhlfahrern und Rollstuhlfahrerinnen verhandelt wird. Ein paar von Ihnen haben jetzt ein Déjà‑vu-Erlebnis, weil sie merken, dass ich das auch gestern gesagt habe. Es sind nicht immer die gleichen Leute im Raum, also ist das nicht ganz so tragisch. Außerdem ist für uns wichtig, dass im Protokoll nachgelesen werden kann, mit welcher Begründung wir dem Vienna City Marathon die Zustimmung zu dieser Subvention nicht geben können. Wir haben angeregt, dass darüber verhandelt wird, ob es möglich ist, dass Rollstuhlfahrer und Rollstuhlfahrerinnen mitfahren. Vorher haben wir uns natürlich informiert, ob das technisch überhaupt möglich ist. Es war möglich. Bei den ersten zehn Malen haben einzelne daran teilgenommen. Menschen im Rollstuhl sind am gesamten Marathon beteiligt gewesen und dann war es irgendwann nicht mehr möglich, weil es verwaltungstechnisch ein höherer Aufwand ist, weil man sie vorher weglassen muss und weil sie schneller als die Läufer und Läuferinnen sind. Wenn man sie hinten starten lässt, könnte man zwar die Zeit einsparen, aber das wäre riskant und gefährlich, sowohl für die Läuferinnen und Läufer als auch für die Rollstuhlsportler und ‑sportlerinnen.

Warum will man das nicht haben? Eine der häufigsten Begründungen sind die Schienestraßen in Wien. Außerdem könnten sie im Herbst beim Inline Marathon mittun, das genüge völlig. Das genügt nicht! Die Behindertensportverbände in Österreich sehen das auch so, dass es nicht genügt. Es wäre ein Leichtes, erstens genügend Menschen zu finden, die am Rollstuhlmarathon teilnehmen wollen und zweitens das technisch durchzuführen. In vielen Städten der Welt gibt es Marathon mit Beteiligung von Rollstuhlfahrern und –fahrer-innen. In Wien gibt es das leider beim großen Marathon nicht, sondern nur beim Herbstmarathon.

Ich komme schon zum zweiten Punkt. Der Inline Marathon und Herbstlauf, der am 20. September und 21. September, wenn ich es richtig in Erinnerung habe – die Veranstaltung ist auf zwei Tage geteilt –, stattfindet, hat heuer eine Subvention von 106 200 EUR erhalten, die wirklich zu hinterfragen ist. Diese Veranstaltung ist um eine Vielfalt kleiner als der große Marathon im Mai. Noch einmal die Verhältnisse: 127 600 EUR zu 106 200 EUR. Dort ist ein Bruchteil an Teilnehmern und Teilnehmerinnen. Das TeilnehmerInnenfeld ist sogar von vornherein begrenzt. Die Teilnahmegebühr beläuft sich immerhin auf satte 29 EUR für Leute, die sich früh anmelden. Wenn man sich ein bisschen später anmeldet, kostet es sogar 39 EUR. Das ist ein satter Betrag für die Teilnahme. 

Was mich stutzig macht und jedem, der einen Blick in den Akt wirft, sofort auffällt, denn dazu muss nicht lange graben, es ist keine Wissenschaft notwendig, sondern man muss nur des Lesens kundig sein, ist der Antragsteller, nämlich Österreichischer Drachenbootverband, Sektion Laufen und Inline Skating. Das klingt schon abenteuerlich genug, wenn man es nur sagt. Eine Sektion Laufen und Inline Skating gibt es nicht bei dem Verein, die existiert nicht. Sie existiert nur beim Subventionsansuchen, sonst gibt es sie nicht. Den Drachenbootverband gibt es immerhin. Aber Drachenbootverbände sind eigentlich nicht unbedingt dafür bekannt, dass sie Dauermarathons oder Inline Marathons veranstalten. 

In diesem Fall sind es 106 200 EUR für diesen Verein. Da könnten wir sagen, wir fördern halt indirekt den Drachenbootsport in Österreich. Dem ist aber nicht so, weil das Geld fließt eins zu eins, auch dem Akt zu entnehmen, nicht dem Drachenbootverband zu, sondern geht sofort weiter an die Firma, die diese zwei Events im Herbst plant und durchführt. Das ist die Vienna Communications. Das Interessante bei den Anträgen ist, sowohl die Rechnung der Vienna Communications als auch das Subventionsansuchen des Drachenbootverbands sind von der gleichen Person unterschrieben. Das finde ich gut. Es fällt unter kuriose, schlecht vorbereitete Sachen, wo man nicht gut aufgepasst hat. Zweimal die gleiche Person unterschrieben, sollte nicht passieren, glaube ich. Eine nette Idee, aber das fällt sofort auf. Irgendetwas läuft da unrund, da ist irgendetwas passiert, sagt man dann. Es wird nächstes Jahr sicher intelligenter gelöst werden und es werden zumindest zwei Namen auf den verschiedenen Rechnungen auftauchen. 

Wir, die Grünen, sind im Zuge der Debatte, die medial bezüglich des Drachenbootverbands in "Krone" und "STANDARD" bereits ausführlich stattgefunden hat, dem Argument begegnet, dass die Grünen bei Vienna Communications selbst dabei, selbst irgendwie darin sind. Das ist nicht ganz richtig, weil die Person, die beteiligt war, zu diesem Zeitpunkt nicht mehr Geschäftsführer war, spielt aber keine Rolle, sondern das macht genau den Unterschied zwischen den Grünen und den anderen Parteien aus. Es ist uns halt einfach egal, wer den Antrag stellt. Wenn der Antrag nicht in Ordnung ist und wenn die Vorgangsweise nicht in Ordnung ist, dann nehmen wir keine Rücksicht darauf, ob das irgendjemand aus dem grünen Umfeld, ein grünes Parteimitglied oder sonstiger Funktionär oder sonstige Funktionärin bei uns ist, sondern wir entscheiden ausschließlich nachdem, ob der Akt einen Sinn macht oder nicht. In diesem Fall macht er keinen! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Ich sage nur nebenbei, dass ich mich bei meiner Fraktion bedanke, aber auch bei allen anderen, dass ich einstimmig zum Schriftführer gewählt wurde. Wahrscheinlich wird es bei vielen anderen Funktionen im Haus nicht gelingen, die Einstimmigkeit zu erzielen. Es scheint sich um ein Amt zu handeln, das nicht wirklich umstritten ist. (StR Dr Helmut GÜNTHER: Das ist jedem vergönnt!) Es ist jedem vergönnt. Es kommen auch noch alle bei uns an die Reihe. 

Wir können dem Akt bei beiden Marathons, obwohl wir beide Veranstaltungen unterstützen – das möchte ich unbedingt für das Protokoll festhalten –, nicht zustimmen. Wir kennen die Vorgangsweise. Es wird natürlich nachher heißen, die Grünen sind gegen den Marathon im Frühling und gegen den Inline Marathon, obwohl sie selber ein Friday Night Skating machen. Wir unterstützen beide Veranstaltungen. 

Wir glauben, wenn die Stadt Wien 127 600 EUR für einen großen Marathon im Frühling bereit hält, sollte sie auch in der Lage, eine Diskussion zu führen, und zwar ernsthaft zu führen, nicht ein Telefonat mit dem Herrn Konrad, falls überhaupt eines stattgefunden hat, der erklärt, er wolle das nicht, das brauche er nicht, das seit ihm zu kompliziert, sondern dass man sich ernsthaft damit auseinander setzt. Ich hätte mir auch eine Basisförderung von – Hausnummer – 100 000 EUR und dann ein paar Bedingungen, die man daran knüpft, vorstellen können, wie zum Beispiel Jugendläufe, die Staffelläufe, die es bereits gibt, und auch die Teilnahmemöglichkeit für Menschen, die im Rollstuhl teilnehmen möchten. Dass man das auf diese Art und Weise löst, was man leider nicht getan hat, wäre im Jahr für Menschen mit Behinderungen ein schöner Akt gewesen. Aber es wäre auch für das nächste Jahr noch ein schöner Akt.

Wir stimmen diesem Akt nicht zu und wir stimmen dem Herbstlaufakt nicht zu. Ich hoffe, dass Anträge in Zukunft zumindest vorher so durchgesehen werden, dass sie formal besser entsprechen, als es diesmal der Fall ist. Wenn man sich das Layout des Drachensportverbands anschaut, würde es vermuten lassen, dass es den überhaupt nicht gibt. Das ist eine normale A4‑Seite, wo links oben schnell die Adresse eingetippt ist. Ich schätze, dass fast alle 100 Gemeinderäte und Gemeinderätinnen im Hause einen schöneren Briefkopf und etwas Erkennbareres haben. Das ist ein A4‑Zettel, den man schnell hingeschludert hat. 

Bei den 127 600 EUR im Frühling ist es überhaupt nur eine A4‑Seite mit ein paar Zeilen: "Lieber Ferdinand, wir brauchen dringend 127 000 EUR." Fertig, aus. Für dieses viele Geld ist es nicht notwendig gewesen, das sehr ausführlich zu machen, weil man eh gewusst hat, wie das ausgeht. 

Viel mehr als die halbe Zeit wollte ich nicht verbrauchen, aber einen Punkt hätte ich beinahe vergessen. Wir beschließen jetzt den nächsten Marathon, der im Mai 2004 stattfindet, aber beim Herbstlauf subventionieren wir jetzt, dass er bereits stattgefunden hat. Und zwar hat die Antragseinbringung am 17. September stattgefunden, der Lauf selber am 21., vier Tage danach. Darum wahrscheinlich auch die Schlamperei, zweimal die gleiche Unterschrift. Keine Zeit gehabt, schnell abgeben, denn wenigstens einreichen sollte man es, bevor man es macht, wenn es schon nicht mehr beschlossen werden kann. Also hat man schnell etwas zusammengeschustert, weil man kein Briefpapier für den Verband hat, eine A4‑Seite genommen und das schnell hinaufgeschrieben. Beim Unterschreiben der Rechnung war kein Zweiter da und hat dann halt auf der einen Seite die Rechnung und auf der anderen Seite das Subventionsansuchen unterschrieben und es schnell abgegeben.

Vier Tage später die Veranstaltung, sechs Wochen danach im entsprechenden Ausschuss und heute, zwei Monate nach der Veranstaltung, im Gemeinderat. Das ist nicht die übliche Art und Weise, wie Subventionen vergeben werden. Das macht uns noch eine Spur skeptischer. Diese zwei Subventionen müssen wir leider ablehnen. Allen anderen werden wir gern zustimmen. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Strobl gemeldet. – Bitte.

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Es geht um den so genannten Drachenbootverein. Das ergibt sich aus der Tagesordnung. Es handelt sich dabei um eine Sportsubvention der besonderen Art. Die besondere Art ist durch meinen Vorredner schon weitläufig skizziert und dargestellt worden. Ich darf einige dieser skurrilen Punkte, die sich in diesem Akt finden herausgreifen und Ihnen ein paar andere Dinge in diesem Zusammenhang noch kurz darstellen. 

Es wurde schon gesagt, neben der Tatsache, dass es einen Drachenbootverband gibt, wo wir zu einem anderen Punkt noch genau klären müssen, dass er auch sportliche Aktivitäten nachweisen muss, damit er überhaupt förderungswürdig ist, gibt es auch noch diese Kurzfristigkeit der Antragstellung vor der Durchführung. Das lässt vermuten – ich gehe davon aus, dass das so war –, dass man sich, noch bevor man überhaupt gewusst hat, wie das Ganze ablaufen wird, einmal darauf geeinigt hat, dass das von der Stadt bezahlt wird. Also es gab eine Zusage, dass das in Ordnung geht, wenn das zusammengestellt wird. Sie haben schon eine minimale Erfahrung in diesem Bereich, wenn man weiß, wer dahinter steht, man kann nicht – das ist der springende Punkt – Sportförderungsgelder einer Vienna Communications in die Hand drücken, sondern man braucht dazwischen einen Sportverein. Nachdem es da offenbar keinen passenden zur Hand gegeben hat, was schon allein bedenklich ist, hat man sich auf diesen Drachenbootverband gestürzt, was auch immer der Hintergrund ist. Diese zwei Dinge sind schon sehr eigenartig. 

Nun bekommt dieser Verband für die Durchführung über 106 000 EUR. Das ist viel Geld. Jetzt geht es gar nicht darum, dass man sich überlegt, was so ein Inline Marathon, der schon seine Kunden hat, kostet, sondern wie viel dabei dem Verband selbst bleibt, wer da noch als Organisator mitverdienen kann. Das wird auch ein Punkt sein, den man sich in Zukunft überlegen wird müssen.

Ich darf jetzt einen kleinen Sprung machen. Ich habe hier ein Schreiben der MA 51 – Sportamt vom 19. November, in dem Folgendes mitgeteilt wird: "Sehr geehrte Damen und Herren! Unter Bezugnahme auf Ihr Subventionsansuchen vom 23. Oktober auf Förderung für die Aufrechterhaltung des Sportbetriebes diverser Vereine bedauert die MA 51 mitteilen zu müssen, dass auf Grund von Maßnahmen des Bundes beim Vollzug des Budgets 2003" – wird nicht näher ausgeführt, ist auch nicht mehr nachvollziehbar – "und der Folgejahre keinerlei Fördermittel mehr zur Verfügung stehen." – Das ist an einen Dachverband gegangen. Meine Damen und Herren, das ist der Beweis und der Beleg dafür, dass die Uhren in Wien, was den Sport betrifft, ganz anders als im restlichen Österreich gehen, wo man die Arbeit der Dachverbände schätzt. 

Was ist der Hintergrund? Ich gehe davon aus, dass in Wien, wie in allen anderen Bereichen auch, gespart werden muss und dass man sich im Sportbereich einfach lieber bei den Kleinen bedient, weil die weniger attraktiv sind, weniger hergeben, weniger im Fernsehen sind, es selten eine Presse gibt, das Randsportarten sind und daher lieber zu denen geht, die den Event darstellen, die im Stande sind, mit berühmten Sportlernamen auch einen politischen Auftritt für einen zuständigen politischen Funktionsträger, in dem Fall die Frau Sportstadträtin, sicherzustellen und ihr damit eine gewisse Öffentlichkeit und Publizität gewährleisten. Das ist der wahre Hintergrund, warum Sie einer skurrilen Konstruktion wie dem Drachenbootverband Geld geben, damit er mit der Sektion Laufen einen Inline Marathon durchführt, als ob das am Wasser wäre, aber wahrscheinlich sind das einmal Wasserläufer gewesen.

Mein Vorredner hat schon gesagt, dass es die Sektion Laufen gar nicht gibt. Wir haben im Statut nachgesehen. Es gibt keine Sektion Laufen beim Drachenbootverein, was an und für sich von der Struktur her vielleicht sogar logisch ist. Sie haben aber die Chuzpe, einem Dachverband zu schreiben, dass es null Cent für dieses Jahr und für die Folgejahre auf Grund der Budgetmaßnahmen des Bundes gibt, als ob der Bund das Wiener Budget geschrieben hätte. Das Wiener Budget, meine Damen und Herren, sind ausschließlich, auch wenn heute nur wenige im Saale sind, Sie alle in der Verantwortung gemeint! Sie sind ausschließlich zuständig! Daher tragen allein Sie die Verantwortung für die Frage, wie skurril man auf der einen Seite Sportförderung macht und auf der anderen Seite die Dachverbände kaputt macht, und diese Verantwortung werden Sie auch wahrnehmen müssen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Es ist nicht neu, was sich hier abspielt. Es ist schon jahrelang bekannt, dass in der MA 51 das Prinzip der Freunderlwirtschaft und der Willkür Einzug gehalten und eine Kultur bekommen hat. Wer freundlich ist, kann damit rechnen, dass er Geld bekommt. (GR Gerhard Pfeiffer: Untertänig, nicht freundlich!) Wer irgendwo eine unanständige, unerlaubte, früher hat man einmal plakatiert, dumme Frage gestellt hat, der wird dafür bestraft und daher in Zukunft oder für unmittelbare Projekte kein Geld bekommen. Es gibt jedenfalls keinen Bezugsrahmen, aus dem ersichtlich wird, warum einmal Geld vergeben wird und das andere Mal nicht. Man könnte, wenn man jetzt die Struktur der Sportverwaltung und den Landessportrat noch dazu nimmt, sagen, hier ist es zu einer regelrechten Entmündigung gekommen. Man hat also einer Struktur, die durchaus vernünftig von der Art und Weise, wie sie arbeiten sollte, eingerichtet wurde, ganz einfach keine Kompetenz mehr zugeschrieben. 

Der Rechnungshof hat das – das ist die spannende Sache an und für sich – bereits in seinem Bericht im Jahr 2000 genau festgeschrieben. Er hat damals die MA 51 – Sportamt untersucht und kam zu der Feststellung: "Die politischen Gremien fassten eine Vielzahl von Einzelbeschlüssen zur Sportförderung, deren strategische Ausrichtung und Zielerreichung an keinem schriftlich ausformulierten Sportförderungskonzept gemessen werden konnte." – Er hat das bereits aus der Arbeit des Jahres 1999 genau festgestellt. Es heißt dann weiter: "Der Rechnungshof empfahl, Überlegungen hinsichtlich einer Änderung der Regelung des Sportwesens, auch vor dem Hintergrund seiner nachfolgenden Feststellungen, anzustellen, wobei allenfalls auch die Aufgaben der Landessportorganisation neu zu definieren wären." Also etwas, das im außerparlamentarischen Bereich durch die drei Dachverbände, dem Wiener Fußballverband und die Zusammenarbeit aller Sportsprecher vor eineinhalb Jahren auch tatsächlich geleistet wurde und wo die Frau Vizebürgermeisterin bis heute beharrlich dazu schweigt, sogar verweigert, in Gespräche einzutreten. Das wurde dann kurz zurückgewiesen, indem man sich darauf berufen hat, dass der Landessportrat ausreichend Kompetenzen definiert hätte. Darauf hat der Rechnungshof noch einmal gesagt, dass die geringe Anzahl der Sitzungen sowie die mangelnde Einbindung der Landessportorganisation in die Ausarbeitung von Entscheidungsgrundlagen insbesondere im Arbeitskreis Sport Zweifel an dieser Einschätzung aufkommen lassen. Also, wenn Sie so wollen, überall, in allen Punkten hat der Rechnungshof das gesagt, was wir seit Jahren hier kritisieren. 

Ihnen aber, meine Damen und Herren, ist es ziemlich egal, so wie Sie auch demokratische Strukturen des Parlaments ziemlich missachten. Man sieht ja, wie viele Damen und Herren heute bei einem Tagesordnungspunkt anwesend sind, wo es immerhin um den Wiener Sport, seine Strukturen und Vereine geht. (GR Godwin Schuster: Wir bereiten uns auf die Sitzung vor!) – Ihr braucht euch nicht vorzubereiten! Es wäre besser, ihr hättet das vorbereitet, lieber Godwin! Das wäre nämlich die Arbeit einer Mehrheitspartei! Ihr solltet einmal den Parlamentarismus ernst nehmen (GR Godwin Schuster: Sie sollten den Parlamentarismus ernst nehmen!) und zwischen Exekutive und Legislative trennen! Das ist euch wahrscheinlich im Wesentlichen noch ein Fremdwort. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich darf weiter zitieren: "Die MA 51 beurteilte die Förderungswürdigkeit nach ihren Erfahrungen." – Interessant. Das einzige Kriterium, wie man Geld für Sportaktivitäten bekommt, ist offenbar tatsächlich eine sehr einsame Entscheidung in der MA 51, die sich dann Erfahrung nennt. Die ausdrückliche Abstandnahme von einer schriftlichen Richtlinie begründete sie mit der Erleichterung der Verwaltung sowie mit rechtlichen Erwägungen über den Charakter einer Subvention. 

Meine Damen und Herren, die Erleichterung, die hier angesprochen wurde, ist die so genannte machtpolitische, feudalherrschaftliche Struktur der MA 51, die jeder Kritik standhält, in dem sie einfach alles ignoriert, was demokratisch vom Rednerpult kommt! Was in Wien passiert, das ist der MA 51 egal, meine Damen und Herren! Das ist ein Zustand, den Sie von der SPÖ‑Fraktion nicht akzeptieren können! Ich bitte auch den Sportsprecher, dazu einmal ein klares Wort beim Rednerpult zu sagen! (Beifall bei der ÖVP. – GR Franz Ekkamp: Redest du vom Bund oder wovon sonst?) 

Meine Damen und Herren, was kritisiert der Rechnungshof noch beziehungsweise worauf wird noch hingewiesen? "Die so genannten direkten Förderungen, Zuweisungen an begünstigte Verbände beziehungsweise Vereine waren an die Ausübung einer anerkannten Sportart und an die Teilnahme an Meisterschaften gebunden." – Das ist die Aussage der MA 51 in Zusammenhang mit der Kritik des Rechnungshofs. Ich wünsche dem Drachenbootverband unter diesen Aspekten unheimlich viel Glück!

Ich kann mich auf keine Meisterschaften des Drachenbootsverbandes in Wien erinnern, ich kenne keine sportlichen Aktivitäten der Sektion Laufen-Inlineskaten, des Drachenbootverbandes. Genau genommen müsste man sich überlegen, wie weit hier nicht rechtlich sogar eine Rückforderung der Subvention zielführend wäre. Also, wir haben das in einer Anfrage bereits eingebracht und werden das klären lassen.

Lassen Sie mich noch ganz kurz zwei Dinge aus dem Rechnungshofbericht nennen. Der Rechnungshof stellte fest, dass bisher keine inhaltliche oder sachliche Auswertung der genehmigten sowie der abgelehnten Subventionsanträge erfolgte. Nun, auch eine klare Darstellung. Das heißt, es gibt überhaupt keine Handhabe, keinen Bezugspunkt im sportpolitischen Bereich, wer, warum, Subventions- oder Fördergelder dieser Stadt erhält.

Der Rechnungshof hielt die Herbeiführung eines Beschlusses über die strategischen Grundsätze der Sportförderung für zweckmäßig. Eine solche Vorgangsweise würde es ermöglichen, das Förderungsverfahren angesichts der Vielzahl der Einzelgenehmigungen durch Delegation der Entscheidungen an die Verwaltungsebene bei vorgegebenen Zielen zu vereinfachen.

Der Rechnungshof wertete die Zielsetzungen des 1999, also noch in Koalitionszeiten SPÖ/ÖVP eingesetzten Arbeitskreises, als sinnvollen Schritt zu einem Sportförderungskonzept, weshalb die betreffende Arbeit verstärkt weiterzuführen wäre, deren Zahl, Förderungsziele und Erfolgskriterien nach Prioritäten zu reihen sowie zeitlich und betragsmäßig festzulegen. 

Meine Damen und Herren, weil die Dachverbände sich diesen Überlegungen angeschlossen haben, diese in einer Petition auch artikuliert haben und weil sie das in einer Enquete auch öffentlich gemacht haben, werden sie offenbar jetzt von dieser Stadtregierung bestraft. Ich habe schon vorgelesen, welche Auswirkungen es hat, wenn man sich sozusagen gegen die Überlegungen der feudalherrschaftlichen Strukturen dieses Sportamtes auflehnt, mit welchen Folgen man rechnen muss, welche Briefe man dann bekommt, wo drinnen steht, die Subventionen sind zur Gänze gestrichen.

Also, meine Damen und Herren, das, was Sie hier bieten, ist ein trauriges Schauspiel. Das ist auch der Beweis dafür, dass das mit der Bundesregierung aber schon überhaupt nichts zu tun hat, so wie Sie es gerne darstellen bei allen möglichen Dingen, sondern es ist das die Politik der Ignoranz und der Willkür. Und das ist ein Skandal und das lehnen wir auch zutiefst ab. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren von der SPÖ! Ich fordere Sie auf, beenden Sie Ihre Zerstörungswut gegenüber dem Wiener organisierten Sport. Überlegen Sie sehr gut, was Sie hier tun, was unwiderruflich hier vernichtet werden könnte, indem Sie hier restriktive, bestrafende Maßnahmen setzen, indem Sie Sportförderungen einfach überhaupt streichen beziehungsweise kürzen. 

Halten Sie sich endlich an die Empfehlungen des Rechnungshofes, beenden Sie Ihre abgehobene Ausgrenzungs- und Willkürpolitik im Sport und verstecken Sie sich nicht hinter fadenscheinigen Ausreden und Argumenten wie man sie dann hört, das gehe einfacher und ist weniger aufwendig und im Übrigen funktioniere ohnedies alles so super.

Und ich bitte Sie jetzt ernsthaft - und da würde ich mir wünschen, dass klare Worte kommen -, treten Sie ein, geben Sie ein Zeichen, treten Sie ein in ein dialogisches Verhältnis, in einen dialogischen Prozess mit den Dachverbänden. Nehmen Sie die ausgestreckte Hand, die vielen Versuche, die hier außerparlamentarisch gestartet wurden, sind konstruktive Beiträge und waren nie als Provokation gedacht. 

Man hat alles unternommen, das nicht in der Öffentlichkeit als politisches Schauspiel darzustellen, sondern schlichtweg und einfach konstruktiv Unterlagen auszuarbeiten und an die hier in Wien regierende SPÖ weiterzugeben. 

Ergreifen Sie diese ausgestreckten Hände, ergreifen Sie diese und überlegen Sie zum Beispiel, ob es nicht durchaus sinnvoll wäre, Großveranstaltungen, wie zum Beispiel diesen Inline-Marathon, anstatt ihn einer Communication-Firma zu geben die ein Schweinegeld dafür verlangt und auch sehr gut verdient dabei, den vorhandenen Strukturen und der Kompetenz der drei Dachverbände gemeinsam zu übertragen und sie zu beauftragen, so etwas auszuarbeiten und durchzuführen. 

Das ist eine sinnvolle Aktion und gibt den Dachverbänden auch das Gefühl, dass sie hier nicht Bittsteller und Gegner dieser Stadt, sondern dass sie Partner sind, Leistungsträger für die Stadt. Immerhin decken sie 75 Prozent des gesamten Sportangebotes ab.

Meine Damen und Herren, wir von der ÖVP haben bisher alle Anstrengungen unternommen, fraktions- und sportorganisationsübergreifend Sportpolitik für Wien zu betreiben. Wir haben alle eingeladen, wir haben alle zum Gespräch gebeten, wir machen das auch weiterhin. Wir bekennen uns zur Stärkung und zur Erhaltung der Dachverbände, das sollte unbestritten in diesem Hause sein.

Wir bekennen uns zur Transparenz und Nachvollziehbarkeit einer Förderpolitik, die sich an sportlichen Kriterien orientiert und nicht an Freundschaften. Wir bekennen uns zu mehr Autonomie für die Verbände dort, wo sie zwar kontrolliert werden, aber wo es nicht darum geht, sie zu Bittstellern zu degradieren, wo sie wirklich auch im Hinblick auf ihre Leistungen von dieser Stadt anerkannt werden.

Und wir fordern eine gesicherte Sockelförderung, die sicherstellt, dass die Sportplätze, die von den Dachverbänden verwaltet werden, auch tatsächlich finanziell leistbar über diese Förderungen erhalten werden können. 

All das können Sie mit wenigen Worten, indem Sie sich dazu bekennen und indem Sie nun endlich einmal sagen, Sie geben diese Isolation, die Sie gegenüber den Sportverbänden hier aufgebaut haben, auf und indem Sie bereit sind, sich von dem Skurrilitätenkabinett eines Drachenbootverbandes mit der Sektion Laufen-Inlineskaten zu verabschieden, wo sich die rechte Hand am linken Ohr kratzt, damit man überhaupt eine Struktur und eine Konstruktion findet, damit man denen Geld geben kann, das man den anderen vorenthält.

Das wäre eine Politik, da hätten Sie auch von uns Zustimmung und Applaus. Wir werden diesen Punkt in diesem Akt ganz sicher ablehnen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Strache gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Heinz Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Eingangs möchte ich kurz festhalten, dass ich gestern sehr enttäuscht war, dass unser Antrag, der gestern auch eingebracht wurde, von der sozialdemokratischen Fraktion abgelehnt wurde, nämlich einen runden Tisch einzuberufen und sich einmal mit den Sprechern der Dachverbände und den Sportsprechern der Oppositionsparteien zusammenzusetzen und die Probleme im Wiener Sportbereich zu besprechen. Es ist wirklich enttäuschend, weil es jetzt, letztlich seit gestern, wirklich amtlich ist, dass man keine Gesprächsbereitschaft hat, dass eine Diskussionsverweigerung stattfindet und man nicht bereit ist, über die Probleme zu sprechen und gemeinsam nach guten Lösungen zu suchen. 

Und das ist eigentlich wirklich ein ernst zu nehmender Umstand, weil es zeigt, dass Sie mit Ihrer Präpotenz mit der Sie agieren, das einfach durchziehen wollen bis zum bitteren Ende, nämlich offensichtlich bis 2006, und hier wirklich letztlich auf Kosten des Sports auch agieren. Und das finde ich sehr traurig.

Zu dem Akt und zu den Punkten, wo wir heute eine getrennte Abstimmung auch verlangt haben, nämlich Punkt 2 und Punkt 4, werden wir dagegen stimmen. Ich werde aber auch den Punkt 5 kurz behandeln, weil er auch sehr skurril ist. Und diese dubiosen, skurrilen Geschichten aus dem Ausschuss, die sind ja wirklich spannend.  Wir haben schon vieles heute von den Vorrednern gehört, ich möchte es vielleicht nur noch ein bisschen ergänzen.

Ein angeblicher Drachenbootverband, der als Verband gar nicht existent ist, sondern höchstens als Verein eine Existenzberechtigung findet - daher ist schon einmal die Begrifflichkeit im Subventionsantrag als Verband eine völlig falsche und nicht legitime, deshalb steht ihm ja auch nach den Gesetzen, wenn wir es interpretieren, keine Förderung zu -, der gleichzeitig, obwohl es sich um eine Wassersportart handelt, dann eine Sektion Laufen eingeführt hat, wobei ich den Eindruck habe, es handelt sich da um biblische, messianische Züge und man jetzt über das Wasser laufen wird. Es ist das fast schon aus diesem Akt herauszulesen. 

Was das nämlich mit Wassersport zu tun hat, da stellt man sich wirklich die Frage.

Dass man aber so dreist hergeht und hier künstliche Konstrukte schafft, Hilfskrücken schafft, um den reinen Geschäftsinteressen nachkommen zu können, für private Geschäftemacher, die den Sport verwenden mittels einer Gesellschaftsstruktur, um damit gutes Geld zu machen, das ist verwerflich. Und dass hier das Sportamt und die MA 51 mitspielen, dass hier wieder einmal der große Sportkaiser Ferdinand Podkowicz den echten Freunden aus dem roten Bereich sozusagen alles zuspielt, das liegt für uns klar auf der Hand, und dass es hier auch die Verquickung mit einem ehemaligen Gesellschafter beziehungsweise Geschäftsführer gibt, weil ich ja nicht weiß, ob er nicht heute noch Gesellschafter ist, der früher einmal bei den Grünen zumindest als Mandatar tätig war, und ich glaube er ist noch immer Mitglied, nämlich der Pius Strobl. 

Dass zumindest eine Verquickung da ist, das wissen wir auf Grund der Unterlagen. GR Günter Kenesei: Was ist damit!) Schön, dass die Wiener Grünen hier trotzdem sagen, dass hier etwas nicht mit rechten Dingen zugeht und dass sie deshalb auch nicht diesem Akt zustimmen werden. (GR Günter Kenesei: Was wissen Sie aus den Unterlagen?) Also, das werde ich Ihnen dann gleich zelebrieren, was ich aus den Unterlagen weiß und komme dann noch darauf zu sprechen, aber entscheidend ist, dass es hier ganz klar auf der Hand liegt, dass die Antragstellerin des Drachenbootverbandes auch gleichzeitig die Geschäftsführerin einer, nämlich der Firma ist, wo der ehemalige Grün-Abgeordnete Pius Strobl bis vor kurzem Geschäftsführer war. (GR Godwin Schuster: Abgeordneter Strobl!) Ja, bis vor kurzem. Er wird dann hier das geändert haben. Welche anderen Verquickungen er mit der Firma oder anderen Firmen hat, die mit der Firma wiederum in Kontakt stehen, das wird zu überprüfen sein. Aber, ich möchte vielleicht (GR Günter Kenesei: Firmenbuch!) ich möchte vielleicht ganz kurz auch auf folgende Punkte zu sprechen kommen: (GR Günter Kenesei: Das Firmenbuch ist in diesem Zusammenhang lesenswert!) Wir haben hier bei dem Drachenbootverband - der ja eigentlich ein Verein ist, weil er keinem Verband angehört - einen Verein, wo wir letztlich auch festhalten müssen, dass das Finanzamt einzuschalten sein wird. 

Warum? Der Verein hat sich selbst in den Statuten Aufgaben gegeben und in diesen Aufgaben kommt ganz klar und deutlich zum Ausdruck, dass keine öffentlichen Subventionen vorgesehen sind außerhalb des Bereiches, nämlich des Drachenbootsportes. Dies unter den eigenen, gegebenen Definitionen. 

Sollte das nicht eingehalten werden, ist ganz klar und deutlich festzumachen, dass der Verein die Gemeinnützigkeit verliert und die Gemeinnützigkeit nicht mehr gegeben ist. Das ist die Eigendefinition in den Statuten des Vereins. Das heißt, entweder stellen wir fest, dass der Verein sozusagen die erteilte Subvention wieder zurückzahlt, weil es sich hier um einen nicht förderungswürdigen Verein handelt, der eben nicht nach den Kriterien des Landessportgesetzes Förderungen verdient, oder er bricht selbst seine eigenen Statuten und eine Gemeinnützigkeit ist nicht mehr gegeben. Dann sollten wir das Finanzamt einschalten, das eine Überprüfung vornimmt. 

Diese zwei Möglichkeiten gibt es und wir werden ja sehen, in welche Richtung sich das noch entwickeln wird. 

Kurz zum Punkt 5 kommend: Der Punkt 5 ist für uns besonders skurril, wir werden aber trotzdem zustimmen. Er ist insofern skurril, als am 28. September 2003 beim Wiener Trabrennverein eine schöne Veranstaltung stattgefunden hat, auch der große Preis der Stadt Wien dort vergeben wurde und wo prominente sozialistische Größen auch anwesend waren, die diesen Preis vergeben haben. Es hat nur einen Haken: Zu diesem Zeitpunkt, wo dieser Preis von den Granden der SPÖ vergeben wurde, war der Preis noch gar nicht im Gemeinderatsausschuss und schon gar nicht im Gemeinderat beschlossen. 

Da fragt man sich wirklich, inwieweit ist das jetzt Schlampigkeit, inwieweit ist das jetzt Nachlässigkeit, inwieweit ist das jetzt Missachtung des Gemeinderats. Ist es auch nur eine Situation, dass der Amtsschimmel so wiehert und es halt ein bisschen länger dauert und gut Ding halt Weile braucht, oder man halt einfach gewisse Sachen so oder so macht, weil man der Meinung ist, man hat die absolute Mehrheit und da kann man sich ohnedies alles leisten. Da vergeben wir halt einen Preis, den wir zwar noch gar nicht beschlossen haben und beschließen das im Nachhinein.

Also, das alleine ist schon auch ein Sittenbild, wie Sie persönlich, als absolute Stadtregierung der Stadt, mit Macht umgehen, wo Sie auch uns immer wieder beweisen, dass für Sie der Eindruck offensichtlich auch von Ihrer Seite gelebt wird, dass die Stadt Wien halt Ihnen gehört und alle Anderen haben zu kuschen, alle Anderen haben sich unterzuordnen. Und das ist etwas, was uns natürlich keine Freude macht und was es aufzuzeigen gilt. 

Ich möchte aber auch ganz bewusst einen Sportsprecher der SPÖ, Herrn GR Reindl, sehr wohl loben. loben deshalb, weil er sich auch im Rahmen der letzten 2. Wiener Sportbankette der Diskussion gestellt hat und es natürlich dort auch nicht leicht gehabt hat, weil alle Dachverbände über ihn hergefallen sind, aber er hat sich der Diskussion gestellt. Er hat keine Gesprächsverweigerung stattfinden lassen und er hat hier wirklich mit seinem ernsten Engagement das er an den Tag gelegt hat versucht, dort auch konstruktive Vorschläge zu machen. Aber ich denke, was nützt uns das, wenn der Sportsprecher der SPÖ zwar die Gespräche nicht verweigert, 
aber er von der eigenen Partei, beziehungsweise von den Ressortverantwortlichen dann im Stich gelassen wird und man ihm letztlich keine Rückendeckung dafür gibt. 

Das ist traurig und deshalb kann ich nur noch einmal einmahnen: Bitte, Frau StRin Laska, auch wenn gestern dem Antrag nicht zugestimmt wurde, gehen Sie in sich, ergreifen Sie die Initiative, berufen Sie einen runden Tisch ein mit den Dachverbänden, mit den Sportsprechern der Oppositionsparteien und reden wir, wie wir im Wiener Sportbereich im Breitensport wirklich etwas zum Besseren gestalten können. Das wäre an der Zeit. 

Zum Abschluss bringen wir auch noch einen Beschlussantrag der Gemeinderäte, also meiner Person und Dr Helmut GÜNTHER, betreffend Umbenennung des Umweltausschusses auf Bezirksebene in Umwelt‑ und Sportausschuss ein, nämlich auf diese Bezeichnung, weil wir der Meinung sind, dass der Sport auch entsprechend seinem Stellenwert dargestellt werden soll und wir der Meinung sind, dass heute in der Bezirksvertretung nirgendwo in den Ausschüssen der Sport diesen Stellenwert auch zugesprochen bekommt. 

Und deshalb stellen wir den Antrag: “Der Umweltausschuss auf Bezirksebene soll in Zukunft Umwelt‑ und Sportausschuss heißen.“

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an den zuständigen Gemeinderatsausschuss für Integration beantragt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Zum Abschluss: Bitte gehen Sie weg von den Events und Shows, die Sie veranstalten. Nun, die sind ja schön und gut und sind auch wichtig für die Stadt, aber bitte nicht nur darauf kaprizieren. Ich habe den Eindruck, dass Frau StRin Laska wirklich amtsmüde ist. Ich habe den Eindruck, dass sie alle Verantwortlichkeit in ihrem Ressort abschieben will, auslagern will und nur mehr Freizeit für sich schaffen will, wo sie halt bei den großen Events dann auftritt und präsentieren kann und hier, wie gesagt, sich dem gemütlicheren Teil widmet. 

Das ist aber nicht der richtige Ansatz. Wir sollten wirklich, gerade in diesem wichtigen Ressort, wirklich an die Arbeit gehen um wirklich gute Lösungsvorschläge für die Stadt zu erarbeiten, gerade auch im Sportbereich, denn das ist wichtig für die Zukunft auch unserer Kinder. 

Wenn ich nur die Statistiken hernehme und sehe, dass wir uns in Österreich bei den fettleibigen Kindern heute schon weltweit an sechster Stelle befinden, dann sollte das ein Warnsignal sein. Die Vereinigten Staaten liegen an erster Stelle, an zweiter Stelle Großbritannien, wir schon an sechster Stelle. 

Das sollte uns zu denken geben, wie wir das in Zukunft verbessern und das muss ein Ansatz sein, wie können wir verbessern, dass das Geld wirklich direkt an die Sportvereine und Dachverbände geht, sodass sie es in Selbstverwaltung auch handhaben können. Es ist unsere Meinung, dass damit auch mit dem Geld besser umgegangen werden würde. 

Entpolitisieren des Sportbereichs, das ist ein ganz ein wichtiger Ansatz. Es gibt Bundesländer in Österreich, die das vorbildlich leben, wie in Oberösterreich, und wie auch in Tirol jetzt schon Änderungen eingesetzt worden sind. Das wäre für uns ein wichtiger Ansatz und ich denke, Sie sollten endlich zurückkehren zu den Gesprächen. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Mag Reindl gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! 

Der Antrag Drachenbootverband, der uns heute in Postnummer 7 vorliegt, ist ja durchaus schon von meinen Kollegen in einigen Punkten kritisiert worden. Aber man muss ja natürlich auch hier sagen, dass es sich neben aller Kritik ja hier um hochqualitative Sportveranstaltungen handelt, die entsprechende Menschenmassen mobilisieren können und auch mobilisiert haben, um Sport zu betreiben, sportliche Aktivitäten zu setzen. Die Veranstaltungen waren nicht nur für Spitzensportler, die in monate- oder jahrelanges Training investierten, sondern es ist durchaus auch eine entsprechende Breite bei diesen Veranstaltungen, wie etwa auch für den Nachwuchs, sprich den Kinderbewerben, gegeben. Und ich glaube, dass daher diese Veranstaltungen alle durchaus gerechtfertigt sind. 

Ein wesentlicher Punkt, der auch auf der Tagesordnung zu dieser Post steht, ist die Unterstützung der Nicht-Sportplatz-besitzenden Wiener Fußballvereine. 

Wie Sie wissen, haben wir ja in Wien 550 Fußball-mannschaften im Jugendbereich und bei den Erwachsenen. Es hat leider nicht jeder Verein einen Sportplatz. Aber auch mit diesem Beschluss heute, schaffen wir Rahmenbedingungen, dass die Sportplatzplatzbenutzung einfacher und leistbarer werden wird.

Zur Enterprise Sport Promotion habe ich schon meine Ausführungen gemacht. (GR Günter Kenesei: Das kann doch nicht dein Ernst sein!) Ich weiß natürlich, dass wir nicht die vollen Kosten ersetzen können, Kollege Kenesei. Du als Präsident weißt das auch. (GR Günter Kenesei: Bei 2 000 S im Jahr!) 

Ja, es ist eine Anerkennung, und diese Anerkennung ist auch, glaube ich, in Ordnung, das muss man auch sagen. 

Nun möchte ich kurz auf meine Vorredner eingehen: Kollege Strobl, ich habe von dir nichts anderes erwartet als dass du mit deinen Hasstiraden gegen die Sportstadträtin und im Schutze der Immunität gegen Beamte dieser Stadt losgehst. Also ich finde, das ist eigentlich ein sehr Tiefes Niveau, (GR Walter Strobl: Was habe ich gesagt?) auf das ich mich nicht gerne begeben würde. Ich möchte auch das nicht wiederholen, was du gesagt hast, man kann das ja im Protokoll auch nachlesen. Aber dass hier der Verdacht geäußert wird, wir hätten das Ziel, die Sportverbände zu zerschlagen, (GR Walter Strobl: Die Sportler!) also das muss ich auf das Schärfste zurückweisen. Unsere Fraktion steht für die Sportverbände, steht zu den Fachsportverbänden und wir werden sie auch weiterhin mit finanziellen Mitteln, und mit Rat und Tat unterstützen. (Beifall bei der SPÖ.)  

Und wenn ich in Österreich Feudalherren erkennen kann, (GRin Marie Ringler: Dann bei der ÖVP!) dann kann ich diese sehr gut am Ballhausplatz sehen, wo Gesprächsverweigerung in Reinkultur stattfindet. Dort ist ein Sportstaatssekretär als Anhängesel eines Bundeskanzlers, machtlos und auch hilflos im Amt. (GR Walter Strobl: Wer kritisiert!) Und in Wirklichkeit hat er für den Sport in Österreich, für den er seit einem Jahr verantwortlich ist, nichts zustandegebracht hat. 

Wir hier in Wien sind im Dialog mit den Dachverbänden, (GR Walter Strobl: Wo, wo!) wir haben keine Gesprächsverweigerung. (GR Walter Strobl: Habe ich nie behauptet!) Dass die Opposition nicht zu jedem Gespräch mit den Dachverbänden eingeladen wird, sei es jetzt auf Beamtenebene oder auch auf politischer Ebene, das muss schon in unserem Ermessen liegen, wen wir dazu einladen. 

Diese Gespräche finden statt, der Dialog findet statt und ich muss daher ebenfalls auf das Schärfste zurückweisen, dass wir uns hier einer Gesprächsverweigerung schuldig machen würden. (GR Walter Strobl: Vielleicht gibt es da ein Missverständnis! – VBgmin Grete Laska zu GR Walter Strobl: Willst du eine Kopie von meinem Kalender? – GR Walter Strobl: Ja, gerne!) 

Den Ruf von Kollegen Strobl nach Zensur im Sport, den finde ich auch skurril, meine Damen und Herren. Also, (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das ist der Zentralismus!) Veranstaltern zu verbieten, Sportveranstaltungen abzuhalten und dass diese nur via Dachverbände gemacht werden dürfen, also das grenzt ja an ... Diese Forderung ist ja für das Kuriositätenkabinett, Kollege Strobl, das ist ja ein Ruf nach Zensur! Das kennen wir ein bisschen aus der Kulturdebatte in dem einen oder anderen Bereich, aber dass du dich auf das Niveau begibst und das jetzt für den Sport verlangst, das verstehe ich überhaupt nicht. 

Kollege Strache, danke für das Lob für mich von deiner Seite. Aber bitte, nicht soviel loben, denn sonst bekomme ich Probleme in meiner Fraktion. (GR Walter Strobl: Das glauben wir!) Ich gebe allerdings zu, dass die Diskussion bei der Sportenquete durchaus interessant war und wir Sportpolitiker uns nicht aufs Haxelbeißen verlegt haben, sondern ein Inhaltlich und hier glaube ich, durchaus sehr positiv argumentiert haben, (GR Walter Strobl: Das muss doch sachlich möglich sein!) Das kann man von den Dachverbänden leider nicht behaupten, die haben keineswegs auf sachlicher Ebene diskutiert. 

Denn wie ich mich recht erinnere, hatten die Sportsprecher der Opposition gerade ihre Ausführungen beendet, als es schon anregende Bemerkungen des einen oder anderen Teilnehmers gegeben hat. Aber gut, Diskussionskultur hat halt nicht jeder. 

Auf alle Fälle möchte ich aber auch noch etwas über die Sportpolitik sagen, weil in letzter Zeit das Thema Sport und Sportpolitik auch medial sehr intensiv abgehandelt wird. Manche Dachverbänden - von dem einen mehr, von dem anderen weniger - betreiben massive Politik gegen die Stadt Wien, gegen die guten Aktionen, die die Stadt setzt. Ich möchte nun also noch kurz eine Meldung hinterleuchten, die uns alle, vor drei vier Wochen, betroffen gemacht hat: 

Es haben die Dachverbände bekannt gegeben, dem Turnverband drohe die Auflösung. 

Das ist auf den Homepages bekannt gegeben worden, es hat Fernsehinterviews und Zeitungsinterviews gegeben und man hat auf den Homepages der Dachverbände nachlesen können, wer denn da Schuld sei, dass angeblich dem Turnverband der Untergang drohe. 

Es wird behauptet, die Stadt Wien habe im Frühjahr Umschichtungen von Sportfördermitteln gemacht und das führe dazu, dass jetzt massive Verschlechterungen stattfänden. Es soll finanzielle Engpässe geben, die kleinen Fachverbände profitierten von der Änderung nicht, sie seien alle Opfer der Förderpolitik und der Turnverband sei das erste Opfer. Wobei ich auch anmerken möchte, dass die Dachverbände die Stadt Wien nicht als einzigen Geldgeber haben. Es gibt da ja auch vom Bund oder von der BSO Mittel. Es wird aber trotzdem behauptet, die Stadt sei schuld und der Turnverband werde daher aufgelöst. Nun, überraschenderweise hat der Präsident des Wiener Fachverbandes für Turnen ein E-Mail an maßgebliche Repräsentanten dieser Stadt und auch an Sportinteressierte verschickt. Er schreibt, “Als Präsident des Wiener Fachverbandes für Turnen lege ich Wert auf folgende Feststellungen.“ Ich möchte das jetzt hier nicht alles vorlesen weil es würde dies ja auch die Zeit nicht erlauben, aber nur um zu zeigen, was die Aussagen der Dachverbände, “Die Stadt ist schuld, dass der Turnverband aufgelöst wird.“, wert ist.

Was sagt also der Präsident des Wiener Fachverbandes für Turnen dazu. Also, er sagt einmal, “Zu den im Artikel“ – das ist also das, was in den Zeitungen und auf der Homepage gestanden ist – “angeführten Behauptungen im Einzelnen: Unwahr ist, dass dem Wiener Fachverband für Turnen auf Grund fehlender finanzieller Deckung das Ende droht. Wahr ist vielmehr, dass der Verband über eine solide finanzielle Basis für die Umsetzung seiner Kernaufgaben verfügt, die auch durch ausreichende Rücklagen abgesichert ist.“ Das ist einmal die erste Klarstellung zur Behauptung der Dachverbände, der Wiener Turnverband sperre zu. 

Zweitens: “Unwahr ist, dass ich mich“, also er, der Präsident,  “außerstande sehe, die Geschäfte unter der momentanen finanziellen Bedingungen fortzuführen. Wahr ist vielmehr, dass ich aus berufsbedingten, zeitlichen Gründen nicht mehr in der Lage bin, den Verband entsprechend qualitativ zu führen.“ 

Dazu muss man sagen, der Präsident führt seit Jahrzehnten diesen Verband, und nun hat er halt gesagt, okay, einmal ist ein Ende. “Unwahr ist, dass Haftungsfragen nicht geklärt sind.“ Auch das wurde vorgeworfen, dass auf Grund der fehlenden Mittel der Stadt jetzt alle in die persönliche Haftung reinlaufen und wir schuld sind, dass Bürger, die sich ehrenamtlich in Vereinen engagieren, vorm Kadi landen. Also, “unwahr ist dass Haftungsfragen nicht geklärt sind, wahr ist vielmehr, dass das Vereinsgesetz hier ausreichende Regelungen vorsieht. Finanzielle Abenteuer, die einzig zu persönlichen Haftungsansprüchen führen können, habe ich stets abgelehnt.“ Weiters, “unwahr ist, dass ehrenamtliche Sportfunktionäre mit ihrem Privatvermögen für die im Sportbetrieb anfallenden Kosten haften müssen, wahr ist vielmehr, dass auch hier das Vereinsgesetz ausreichende Regelungen vorsieht. Unwahr ist, dass ein beträchtlicher Teil der Kosten des Wiener Fachverbandes für Turnen für Hallenmieten und Gebühren aufgewendet werden muss.“ 

Also, auch hier wurde von den Dachverbänden behauptet, die Stadt mache die Hallen so teuer und dadurch sei es für die Fachverbände unmöglich, die Hallen zu nutzen. Also, hier hören wir von einem Betroffenen, dass das nicht der Fall ist.

Und “Unwahr ist, dass ein beträchtlicher Teil der Kosten des Wiener Fachverbandes für Hallenmieten und Gebühren aufgewendet werden muss, wahr ist vielmehr, dass dem Wiener Fachverband für Turnen daraus lediglich geringfügige Kosten erwachsen.“ Also, eine ganz andere Wahrnehmung von einem Fachverbandspräsident als sie uns manchmal die Dachverbände vermitteln. 

“Unwahr ist, dass die Dachverbände als starke Schulter finanzielle Engpässe für den Wiener Fachverband für Turnen ausgeglichen haben. Wahr ist viel mehr, dass in den letzten 12 Jahren meiner Tätigkeit im Wiener Fachverband für Turnen eher die Dachverbände beziehungsweise deren Vereine diejenigen waren, die Förderungen von Wiener Fachverband für Turnen begehrt und teilweise auch erhalten haben.“

Ich möchte das jetzt nicht näher beurteilen, wer denn nun Recht hat. Diejenigen, die sich das Mäntelchen umhängen und sagen, wir sind die, die sagen, wo es lang geht im Sport, wir sind die, die sich für die Sportler, für die Vereine, für die Funktionäre einsetzen, und wir sind die, die die einzige Wahrheit haben, nämlich wir vom Dachverband. Oder ob es vielleicht nicht so ist, dass die Wahrheit, wie in vielen Fällen, wo anders liegt und möglicherweise hier auch auf dem Rücken der Vereine oder Fachverbände von den Dachverbänden Politik in die eine oder in die andere Richtung betrieben wird – aber jedenfalls gegen die Stadt Wien.

Meine Damen und Herren, ich habe diese Problematik deswegen ausgeführt, um auch ein bisschen hinter die Kulissen zu blicken. So mancher Redner den wir heute gehört haben, sollte in Zukunft in Betracht ziehen, das Ganze auch ein bisschen von der anderen Seite zu sehen. Wir wissen, die Stadt macht sehr viel im Sport. Leider können wir im Sport nicht alles  machen, was wir gerne machen würden. Auch wir haben eine Begrenzung der Fördermittel. Aber wir versuchen, die Fördermittel nach bestem Wissen und Gewissen einzusetzen und die Stadt Wien bekennt sich dazu, auch wenn es manchmal innerhalb der Verbände zu unterschiedlichen Auffassungen kommt - so wie es hier war -, zu den Dachverbänden und zu den Fachverbänden. 

Und ich würde den Oppositionsparteien einmal ans Herz legen, dass wir einen gemeinsamen Blick hinter die Kulissen machen und sie sich nicht nur immer von einer Seite informieren lassen.

Was den Antrag der FPÖ, zugleich der Sportkommissionen in den Betriebsvertretungen, betrifft möchte ich noch sagen, dass wir diesem Antrag nicht zustimmen können. Einerseits wäre eine Verfassungsänderung notwendig, weiters kostet jede Änderung der Verfassung Geld beziehungsweise erfordert Budgetmittel, in diesem Fall Bezirksbudgetmittel. Es ist jedem Bezirk schon heute frei gestellt, eine Sportkommission einzurichten. Das kann jeder Bezirk machen. So wie es eine Jugendkommission, eine Spielplatzkommission, eine Sozialkommission, was auch immer, gibt, so kann man auch hier eine Kommission einsetzen. Ein jeder Bezirk kann, wenn er das möchte, einen Sportsprecher der für den Bezirk die Sportagenden erledigt, ernennen. 

Wir würden vorschlagen, ein jeder Bezirk soll, wenn es ihm Bedürfnis ist, im Sport mehr Aktivitäten zu setzen, diese Freiheiten im Rahmen der heutigen Verfassung nutzen. 

Ich bitte Sie um Zustimmung im Sinne des Antrages der Tagesordnung. Dankeschön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen zur Abstimmung und es wurde eine getrennte Abstimmung verlangt.

Ich werde als erstes den Punkt 2 aufrufen. 

Enterprise Sport Promotion GesmbH. 

Wer diesem Punkt zustimmen kann, möge die Hand erheben. – Dies ist mehrheitlich ohne die Stimmen der Freiheitlichen und der GRÜNEN angenommen.

Als zweites rufe ich Punkt 4 auf, Österreichischer Drachenbootverband, Sektion Laufen und Inline Skating. 

Wer diesem Punkt zustimmen will, möge die Hand erheben. – Dies ist mehrheitlich angenommen gegen die Stimmen der Freiheitlichen, der GRÜNEN und der ÖVP.

Ich habe ursprünglich hier noch die Nummer 5 angeführt gehabt und man hat auch dafür eine getrennte Abstimmung verlangt, aber ich habe inzwischen gehört, dass die GRÜNEN zustimmen werden und werde jetzt alle anderen restlichen Punkte abstimmen lassen. 

Wer allen anderen Punkten zustimmen kann, möge die Hand erheben. – Dies ist einstimmig der Fall, und somit sind alle anderen Punkte einstimmig angenommen.

Es liegt nun noch der Beschlussantrag von den Freiheitlichen, Heinz Christian Strache und Dr Helmut GÜNTHER, betreffend Umbenennung des Umweltausschusses auf Bezirksebene in Umwelt und Sportausschuss, vor.

In diesem Antrag wird in formeller Hinsicht eine Zuweisung an den zuständigen Gemeinderatsausschuss für Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal beantragt.

Wer diesem Antrag zustimmen kann, möge die Hand erheben. – Dieser Antrag hat nicht die notwendige Mehrheit bekommen. Die SPÖ und die GRÜNEN haben dagegen gestimmt.

Es gelangt nunmehr Postnummer 12 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein „Projekt Integrationshaus“. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Wutzlhofer, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Jürgen Wutzlhofer: Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Jerusalem. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Selbstverständlich stimmen wir dieser Subvention zu, das “Projekt Integrationshaus“ findet immer unsere Unterstützung. Für die Beratungsstelle und Krisenunterbringung für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge und die Clearingstelle haben wir lange gekämpft und wir sind froh, dass es das gibt. So sollte es ja laufen bei den unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen. 

Ich mache es ganz kurz. Ich bringe den Antrag, den ich gestern bereits einmal eingebracht habe, wortident noch einmal ein. Es geht wieder um die unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge und die Menschenrechte, die sie bei uns genießen sollen. Wien hat die Verpflichtung, diese jungen Menschen unterzubringen, zu versorgen und zu betreuen. Wien kann nicht sagen, wir warten zuerst, dass der Bund uns das Geld dafür gibt. Es gibt eine Gesetzeslage, und die ist einzuhalten. 

Es wurde heute eine Abgeordnete angelobt, Sie alle wurden auch einmal angelobt, Sie haben dabei gelobt, die Gesetze zu beachten. Ich bitte Sie, dies auch in Bezug auf das Wiener Jugendwohlfahrtsgesetz zu tun.

Die einzige Änderung die ich bei diesem Antrag angebracht habe, liegt nicht in der Begründung, die ist wortident, sondern im Beschlussantrag selber. 

Der erste Punkt bleibt gleich, er betrifft die Unterbringung. 

Der zweite Punkt bleibt gleich, er betrifft die Aufgaben des Jugendamtes in Bezug auf die Vormundschaft. 

Und der dritte Punkt ist einfach weggestrichen worden. Das war jener, wo ich gesagt habe, das Jugendamt soll einen Bericht schreiben und den Gemeinderäten geben.

Ich möchte nicht, dass Sie unter Umständen dann argumentieren müssen, wir konnten nicht zustimmen, weil man dem Jugendamt diese zusätzliche Arbeit nicht auch noch antun konnte. 

Damit also dieser Grund für eine Ablehnung wegfällt, bringe ich den Antrag noch einmal ein und der sieht nunmehr nur vor, dass Wien die eigenen Gesetze auch vollzieht.

Ich möchte darum bitten, dass über diesen Antrag sofort abgestimmt wird und hoffe, dass er nunmehr Ihre Zustimmung findet. Danke. 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Jürgen Wutzlhofer: Sehr geehrte Damen und Herren!

Erstens einmal freut mich, dass es zum vorliegenden Akt keine gegenteiligen Meinungen und hoffentlich auch keine gegenteiligen Stimmen gibt. 

Zum Antrag möchte ich nur sagen, dass ich dem zu Grunde liegenden Unverständnis oder der zu Grunde liegenden Ungeduld darüber, dass viele Menschen keine genügende Betreuung finden, nachvollziehen kann und auch ganz persönlich teile. Das ist auch der Grund, warum aktuell laufende Verhandlungen mit dem Bund über die 60/40 Regelung stattfinden, das ist auch gestern schon erwähnt worden. Es sind aber auch gerade auf das Betreiben der Stadt Wien hin die unbegleiteten Minderjährigen Flüchtlinge in diese Verhandlungen inkludiert. 

Wir werden einfach abwarten müssen, was diese Verhandlungen bieten. Dass die Stadt Wien in der Zwischenzeit nicht eine Meinung oder eine Haltung vertritt die sagt, in der Zwischenzeit ist es uns egal was passiert, hat sich dadurch gezeigt, dass letztlich in kürzerster Zeit 500 zusätzliche Plätze für die Flüchtlingsbetreuung zur Verfügung gestellt worden sind. Ich glaube, in diesem Zusammenhang auch namens aller meiner Kolleginnen und Kollegen hier versichern zu können, dass wir nicht ein schlechtes Gewissen in irgendeiner Art und Weise haben müssen, was den potenziellen Bruch unserer Gelöbnisformel betrifft. 

Deshalb bitte ich Sie um Zustimmung zum Akt. Und dem Antrag können wir nicht folgen. 

Vorsitzende Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ich bitte diejenigen Damen und Herren, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Dies ist einstimmig der Fall und daher angenommen. 

Wir kommen nun zur Abstimmung des Beschlussantrags der Grünen von Frau GR Susanne Jerusalem betreffend Menschenrechte für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge. 

Wie Sie gehört haben, wird hier in formeller Hinsicht die sofortige Abstimmung des Antrags beantragt. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen können, die Hand zu erheben. - Dieser Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit bekommen, die Sozialdemokraten haben dagegen gestimmt.

Es gelangt nun Postnummer 13 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft zusätzliche Fördermittel an die Wiener Festwochen GesmbH. 

Es hat sich dazu niemand zu Wort gemeldet. 

Wir können gleich zur Abstimmung schreiten. 

Wer diesem Antrag zustimmen kann, bitte ich die Hand zu erheben. - Dies ist mehrstimmig ohne die Freiheitlichen der Fall und daher angenommen.

Es gelangt nun Postnummer 14 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein für Geschichte der Arbeiterbewegung. 

Auch hier ist niemand gemeldet. 

Wir können zur Abstimmung schreiten. 

Wer diesem Antrag zustimmen kann, bitte ich die Hand zu erheben. - Dies ist mehrheitlich ohne die ÖVP der Fall und daher angenommen.

Es gelangt nun mehr Postnummer 20 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die Wiener Prater Veranstaltungs GmbH. 

Ich bitte die Berichterstatterin Frau GR Yilmaz, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Nurten Yilmaz: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Verehrte Damen und Herren!

Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende Mag Heidemarie Unterreiner: Gemeldet ist Frau GRin Cordon. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Waltraud Cecile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es wiederholt sich, ja es wiederholt sich mit dieser Kultursubvention! Meine Bedenken wiederholen sich, wenn es hier um das geht, was unter Kultur bei dieser Pratergeschichte verstanden wird. Ich möchte nur einmal ganz kurz aufzeigen, was Sie da als Programm anführen. Also ich überspringe, denn ich habe gerade gehört, es geht darum, wer am kürzesten redet. Ganz so kurz wird es wahrscheinlich nicht werden, aber ich werde mir Mühe geben. 

Eistraum am Rathausplatz, hat nicht unbedingt was mit dem Prater zu tun, aber ich will all das überspringen, was hier angeführt ist, was weit weg ist vom Prater. 

Dann kann ich nur sagen: Hier steht dann, nach Herbert Grönemeyers Konzert haben sie den halben Preis verlangt, bis zwei Uhr früh. Das ist ein Punkt, der dann morgen fällig wird. Wieso bis zwei Uhr früh, aber gut. 

Eine Fahrpreisermäßigung, fällt also unter Kultur, Fahrpreisermäßigung nach Bon Jovi, und so weiter und so weiter. 

In erster Linie geht es um ein Werbebudget, um ein Werbebudget von Unternehmen. Und ich meine, das, was sie bekommen, entweder bekommen sie ständig Kultursubventionen für, ich weiß nicht was, für das Hochrad oder für Turbo Dingsda oder sonst etwas, aber das ist doch ein Unternehmen! 

Aber nein, in besonderen Fällen ist es kein Unternehmen und muss also ein Werbebudget verlangen von 138 000 EUR, angeblich für Feste. 

Auf einmal brauchen die Unternehmer dann Werbung, wenn sie, ja, damit Sie halt etwas machen, um mehr Einnahmen zu erzielen. Und da muss ich sagen, also ich verstehe es nicht, ich verstehe auch wirklich nicht, wenn dort wirklich kulturelle Events stattfänden dann sage ich, selbstverständlich. 

Nur, was dort stattfindet, sind zum Großteil Dinge, die vielleicht unter Sport fallen, die vielleicht, ich weiß nicht unter was fallen, aber jedenfalls nicht, aber wirklich nicht, unter Kultur, selbst im wahnsinnig weitgezogenen Bogen nicht. 

Die Kultur im Prater, ich kann nur sagen, das, was man sich seit Jahren bemüht, an Kultur da hineinzubringen, ja, daran sind schon Viele gescheitert und dafür hat es auch schon sehr viel Geld gegeben. 

Ich erinnere nur, in kürzerster Zeit Schwarz-Sallaberger - übrigens haben meine guten Wünsche zum Kaleidoskop von Herrn Schwarz nicht sehr genützt, der ist sehr bald Pleite gegangen. Das habe ich gesagt, habe ich vorausgesagt, eine Schwalbe macht noch keinen Sommer.

Dann Herr Waiglein mit seiner Harvard Gruppe. Das war anscheinend nicht sehr brauchbar und jetzt haben wir den  Monsieur Mongon. Ja er ist sehr nett, ich habe sehr gut mit ihm reden können. Wir werden sehen, nächstes Jahr im März eineinhalb Millionen EUR - ist ja auch kein Klacks -, stecken wir also wieder hinein, um da Kultur hinein zubringen. 

Es war ganz interessant, auf der Tourismuskonferenz hat Herr Mongon kurz gesprochen, was er bis jetzt gemacht hat. Er hat also nur eigentlich Erhebungen gemacht. Das erste, was man gewünscht hat, waren Klos. Da dann ich nur sagen, ist dafür auch die Kultur zuständig?  Nun, in gewisser Weise ist es schon eine Sache der Kultur, aufs Klo zu gehen. Ich weiß nicht, ob wir da wirklich auch sehr stark finanziell beteiligt sein müssen, wenn es sich um das Kulturbudget handelt.

Ich möchte nur sagen, jedes Jahr bekommt der Praterverein dieselbe Summe. Es waren 700 000 Schilling, jetzt sind es 51 000 EUR und ein bisschen was. 

Die Glücklichen! Andere Vereine, die wirklich kulturelle Beiträge liefern, werden jedes Jahr gekürzt, aber der Prater bekommt sein Geld. Also muss es uns eine Menge wert sein, ich meine es ist ja eine Menge wert, sicher ist der Prater ein Tourismusanziehungspunkt, ist auch schon klar, aber ich würde sagen, man sollte sich die Dinge wirklich im Verhältnis anschauen. 

Wenn hier ein kultureller Verein kommt, der wirklich Kulturevents macht, ob Theater oder was auch immer, der Ihnen eine Kalkulation schickt, in der die Werbung zwei Drittel dessen ausmacht, was als Budget, als Subventionierung, verlangt wird, nun, da möchte ich sehen, wie man diesem Kulturverein begegnet und wie dann die Entscheidung sein wird. Gut, nur soviel dazu. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So, zum Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Frau Berichterstatterin, bitte!

Berichterstatterin GR Nurten Yilmaz: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Der Wiener Prater ist weltweit etwas ganz Besonderes. Er hat einen bekannten Namen, eine hervorragende Lage mitten in einer Großstadt, beinhaltet mit dem Wurstelprater und einem riesigen Erholungsgebiet zwei Freizeitschwerpunkte und hat eine Tradition von über 200 Jahren. 

Nicht zuletzt durch die Verlängerung der U2 und die Entwicklungen im Bereich der Messegelände, der Wiener Messe, wird der Prater noch mehr ins Zentrum des Wiener Freizeitangebots für WienerInnen und WienbesucherInnen gleichermaßen, rücken. 

Die Praterunternehmen müssen sich gleichzeitig einer immer größer und härter werdenden Konkurrenz stellen. Bezirkskirtage, Festwochen und punktuelle Veranstaltung in ganz Wien werben um potenzielle Gäste. Die Stadt unterstützt diesen Wettbewerb und dieses vielfältige Angebot, das ja letztendlich den Wienerinnen und Wienern zugute kommt. Es ist daher nur fair, auch den Praterunternehmern diese Unterstützung zukommen zu lassen. 

Die Pratergesellschaft bemüht sich nicht nur um die Aufrechterhaltung dieses einzigartigen Flairs, sie veranstaltet auch karitative Aktionen, wie zum Beispiel Einladung ukrainischer und russischer Waisenkinder. 

Und in diesem Sinne bitte ich um Unterstützung dieses Unternehmens, die Einiges dazu beitragen wird, die Vielfältigkeit in unserer Stadt weiter zu ermöglichen, die nicht nur den WienerInnen zugute kommt, sondern auch den WienbesucherInnen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So, wir kommen zur Abstimmung. 

Wer für das Geschäftsstück in der vorliegenden Fassung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit Mehrheit ohne die Grünen so angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 24, Plandokument 7497 im 12. Bezirk, KatG Meidling. 

Hier liegt keine Wortmeldung vor. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig ohne die Grünen so angenommen. 

Postnummer 28: Sie betrifft die sachliche Genehmigung zum Ankauf von Netzwerkkomponenten. 

Wir kommen ebenfalls gleich zur Abstimmung. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig ohne die Grünen so angenommen. 

Postnummer 29: Sie betrifft das Plandokument 7451 im 10. Bezirk, KatG Inzersdorf Stadt. 

Herr GR Dr Troch bitte.

Berichterstatter GR Dr Harald Troch: Ich ersuche um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. Die Debatte ist eröffnet. 

Herr GR Kenesei bitte.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrte Damen und Herren! Herr Stadtrat!

Dieses Plandokument haben wir - jetzt bin ja doch schon einige Zeit im Gemeinderat - seinerzeit schon einmal diskutiert. Damals ist es darum gegangen, dass ein notwendiger oder soll ich eher sagen, ein vergessener Schulbau, Containerklassen, im Bereich des Wienerbergs, im SWW-Gebiet untergebracht werden musste, weil offensichtlich bei der damaligen Planung niemand damit gerechnet hat, dass am Wienerberg auch Familien mit Kindern einziehen, die einmal in die Schule gehen müssen und daher, siehe da, auch eine Schule notwendig ist. 

Im Laufe der Zeit hat sich ein gewisser Generationenwechsel ergeben, es sind jetzt wieder mehr Familien, junge Familien, hingekommen und man hat eigentlich gerechnet, dass man mit diesem Containerschulbau - der dann als eigene Schule geführt wurde, weil dann sukzessive ein Container nach dem anderen dazugekommen ist und dann der Zubau schon größer war als die Stammschule - dann das Auslangen finden werde. 

Jetzt, im Zuge der Bearbeitung der Flächenwidmungspläne, hat man aber gesehen, dass trotz dieses Zubaues und der zweiten Volksschule die es in dem Bereich gibt, noch immer die Notwendigkeit besteht, den ursprünglichen Schulbau am Tesarekplatz zu erweitern. Das war genau das, was damals die Diskussion gewesen ist und wo wir gesagt haben, wenn man schon in den SWW-Bereich hineingeht, dann soll man auch mit dem bestehenden Schulbau am Tesarekplatz, der ja auch hinlänglich als Peichlschule bekannt ist, einen dementsprechend qualitativ hochwertigen Schulstandort daraus machen und dort anbauen. 

Was jetzt passiert ist, ist wieder so ein Anstückeln, ein Fleckerlteppich. 

Und dazu hat sich auch die MA 21 etwas überlegt. In einem Gründruck ist dies ausgeführt gewesen, und zwar wird von der Schulbehörde begründet, dass es sich da um eine temporäre Spitze handelt, die abgefangen werden muss. Daher hat die MA 21 unter anderem den Punkt vorgeschlagen, “Die Festsetzung aus der mit BB9 bezeichneten Fläche tritt am 31. Dezember 2015, also in 12 Jahren, außer Kraft.“ 

Ab diesem Zeitpunkt wird der genannte Bereich der Widmung SWW wieder zugeordnet. Was durchaus Sinn machen würde, denn wenn man sagt, es ist eine temporäre Spitze, dann kann man sich dem schwer verschließen, aber man muss halt schauen, dass man da irgendwie durchkommt. Offensichtlich ist hier wirklich Schmalhans Küchenmeister, auch im Bereich des Schulneubaus, aber man muss halt versuchen, mit den geringen Budgetmittel diesen Bedarf abzudecken. 

Interessanterweise ist dann beim Rotdruck und bei dem Beschluss, den wir heute fassen, dieser Passus herausgefallen und es besteht offensichtlich die prekäre Situation, dass es sich jetzt vielleicht zwar um eine Spitze handelt, man aber nicht davon ausgeht, qualitativ bei diesem Schulstandort etwas zu machen, sondern dass jetzt der zweite Containerstandort in diesem Bereich geschaffen wird. 

Das heißt, wir haben eine ausgezeichnete, von einem internationalen Architekten geplante Schule, die Peichlschule, die aus allen Nähten platzt, wir haben 150 Meter weiter eine Containerschule seit dem Jahre 1991, die mittlerweile ein eigener Schulstandort in diesem Bereich geworden ist, und jetzt kommt der nächste Containerstandort dazu und zwar genau im Schulgarten zwischen der Peichlschule und der Containerschule. In diesem Bereich geht der Schulgarten, der von den beiden Schulen gemeinsam sehr schön gestaltet gewesen ist, verloren, weil das jetzt der Containerstandort ist. 

Jetzt weiß ich schon, am Wienerberg muss man sich nicht beschweren, dass man zu wenig Grün- und Freiflächen hätte. Das Problem ist aber - Kollege Harwanegg zuckt mit den Schultern -, das Problem ist aber, dass unmittelbar angrenzend - und du kennst das Gebiet genauso gut wie ich - eine mehr oder weniger große Teichlandschaft anschließt und die einzige Möglichkeit die es gäbe wäre, den Schulgarten irgendwie wassermäßig näher zu bringen, was aber bei der Wasserqualität dieser beiden Teichen die da unten sind, nicht empfehlenswert ist. Also ich würde ... (GRin Marianne Klicka: Die ist gut, es sind sogar Fische drinnen!) Was ist dort? (GRin Marianne Klicka: Die Wasserqualität ist sehr gut!) die Wasserqualität ist sehr gut, bei dem Teich den ich meine? Sie meinen nicht den Bendateich, Sie meinen auch nicht den großen Teich oben am Wienerberg, Sie meinen tatsächlich den Teich, der neben der Schule ist? (GRin Klicka: Ja, dieser Teich!) und Sie sagen, der ist sehr gut, weil Fische drinnen sind. Wir gehen gerne dort hin, Sie können einmal den Fuß hineinhalten, es wird Ihnen nichts passieren, Sie werden  nicht die Pusteln bekommen, oder sonst etwas, aber es steht dort alle 25 Meter eine Tafel, dass man ja nicht in den Teich hineingehen soll, weil das nämlich das Sammelbecken der ganzen Deponieabwässer ist, die vom ganzen Wienerberg herunterkommen. Also, wenn da ein Fisch drinnen ist, dann eher ein sehr abgemagerter, sage ich jetzt einmal, und wahrscheinlich in Skelettform. 

Also, der Teich ist höchst sanierungsbedürftig, ist aber auch ein Opfer des Rotstiftes im Budget, denn die Sanierung des Teiches ist dem Bezirk bereits im Jahre 1995 zugesagt worden. Da aber die Gelder sowohl vom Bund als auch von der Gemeinde kommen sollten und es in beiden Bereichen  offensichtlich Probleme gibt es zu finanzieren, hat es nicht stattgefunden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich will nur darauf hinweisen – und es ist, glaube ich, wichtig gerade in einem Schutzgebiet in einem SWW-Bereich, auf das wir sehr stolz sind, auf dem Wienerberg, wo etwas geschaffen wurde als Naherholungsgebiet - dass hier permanent angeknabbert wird und hier permanent versucht wird, Fehler, die in der Stadtplanung in Permanenz passiert sind und weiterhin leider passieren, wieder zu reparieren. 

Und wenn man das repariert – und dazu stehen wir –, dann soll man das ordentlich machen, dann soll man dort einen Schulstandort ausweisen, dann soll man dort einen Schulneubau errichten, dann haben alle etwas davon, nämlich die Kinder und die Lehrerinnen und Lehrer, die dort unterrichten müssen. Also nicht wieder Containerklassen hinstellen, denn das wird nichts.

Der zweite Punkt, den ich noch ansprechen möchte zu diesem Plandokument, ist der auch in diesem Sww-Bereich ausgestaltete Parkplatz, der mit Fördermitteln des Vereines "Wien-Niederösterreich" errichtet wurde. Da steht zwar drinnen, wofür der gut ist, dass die vielen Besucher, die auf den Wienerberg kommen, alle dort hinfahren können und und und. Offensichtlich sind die Schreiber dieser Zeilen einem gewissen Trugschluss unterlegen, weil der Parkplatz dort tatsächlich am Rande des Wienerbergs liegt und sich anbieten würde für das, wofür damals die Fördermittel des Vereines "Wien-Niederösterreich" gegeben wurden. Das einzige Problem, das es gibt, ist, dass seit dem Bestehen des Austria Trend Hotels, ebenfalls seit dem Jahre 1990, dieser Parkplatz ausschließlich vom Hotel als Hotelparkplatz benutzt wird, und das sehe ich nicht ein.

Ich glaube, dass man schleunigst mit den Betreibern dieses Austria Trend Hotels reden sollte, ob man da nicht zu einer Vereinbarung kommen kann. Es kann nicht sein, dass Fördermittel eines Vereines, der von Wien und Niederösterreich dotiert ist, eben dieses Vereines "Wien-Niederösterreich", der in anderen Bereichen sehr viel getan hat, dazu verwendet werden, dass wir denen dort einen kostengünstigen Gratishotelparkplatz zur Verfügung stellen.

Dritte Anmerkung – diese würde auch das nächste Plandokument, nämlich Nr. 7452, im Bereich der Donauländebahn, ÖBB-Verbindungsbahn betreffen –: Hier gibt es einen Streit auf Bundesebene, nämlich zwischen der ASFINAG und den ÖBB, wer für die Lärmschutzmaßnahmen unter der Südosttangente im Bereich der Donauländebahn aufkommen soll und muss, um den Bewohnerinnen und Bewohnern des Wienerberges in diesem Bereich doch vielleicht einmal die eine oder andere ruhige Nacht zu verschaffen, wenn die Güterzüge da unten vorbeibrausen. 

Mit den Umbauarbeiten, mit denen die Umlegung in die Pottendorfer Schleife, also die Einbindung in die Pottendorfer Linie kommt, wird zusätzlich im Güterzugbereich von den derzeit 180 Zügen auf 240 Züge pro Tag hinaufgefahren, zudem ist das auch die Zulaufstrecke für den Zentralverschiebebahnhof Kledering. Deshalb würde ich den Herrn Planungsstadtrat oder denjenigen, der sich dafür zuständig fühlt in der Stadt, bitten, für ruhige Nächte der Bewohnerinnen und Bewohnern zu sorgen. 

Es kann nicht sein, dass Wienerinnen und Wiener, die Auswirkungen dessen zu tragen haben, was in diesem Gemeinderat da passiert und beschlossen wird. Es kann nicht sein, dass auf Grund eines Kompetenzstreites zwischen der ASFINAG – nämlich der Autobahn oben – und den ÖBB – der Donauländebahn unten – die zwei diskutieren, wer den größeren Lärm macht, ohne dass eine Entscheidung getroffen wird, sodass hier für die Anrainerinnen und Anrainer nach wie vor eine ungünstige und eine sehr unangenehme Situation besteht.

Ich habe schon gesagt, aus welchen Gründen wir dem Plandokument 7451 nicht zustimmen werden, und solange sich bei dem Plandokument 7452 keine bessere Lösung abzeichnet als die jetzige, werden wir diesem Plandokument ebenfalls nicht zustimmen. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. 

Es liegt keine Wortmeldung mehr vor. Die Debatte ist geschlossen.

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Dr Harald Troch: Im Wesentlichen möchte ich mich auf die Aspekte konzentrieren, die mit der Flächenwidmung des heute hier zu beschließenden Dokuments zu tun haben. Ich glaube aber doch, dass die dort in diesem Bereich ansässige Favoritner Bevölkerung in der Bezirksvertretung Favoriten und in der Vorsteherin eine starke Bündnispartnerin in Fragen des Lärmschutzes hat, und da wird auch entsprechend gekämpft werden, dass diese Maßnahmen vollzogen werden. 

Ansonsten – zum Plandokument 7451 zurückkehrend – kann ich nur feststellen, dass zu dieser schon bestehenden wunderbaren, eindrucksvollen und erholsamen Seenlandschaft in Favoriten nun noch eine Schullandschaft dazukommen wird.

Zur Widmung selbst. Diese früher übliche Praxis der Widmung auf Zeit gibt es in dieser Form nicht mehr. Die Meinung unseres Wiener Rechtsmittelbüros ist eben, dass ein Rechtsmangel besteht, sodass diese Widmungen auf Zeit durch die Bauordnung nicht mehr gedeckt sind. 

Was wir hier vornehmen, ist eine ordentliche Widmung für diesen Schulbereich. Die Wiener Stadtplanung ist ganz einfach flexibel. Wir bauen nach den Bedürfnissen der Wohnbevölkerung (GR Günter Kenesei: Da hätte man die Schule schon im Jahr 1987 bauen müssen!), und wenn diese Schule nicht mehr notwendig ist, dann wird sie auch wieder entfernt werden. (GR Günter Kenesei: Da hätte man keine Containerschule gebraucht!) Schauen Sie, die Bevölkerung Wiens wächst. Örtlich kann sie sich auch wieder reduzieren, und eine gewisse Flexibilität ist hier einfach angebracht. (GR Günter Kenesei: Haben Sie eine Ahnung, von welchem Schulstandort Sie überhaupt reden?) Haben Sie eine Ahnung? Gegenfrage: Haben Sie eine Ahnung, wovon Sie reden? (GR Günter Kenesei: Waren Sie schon einmal dort?) Mein Cousin wohnt dort, und ich bin mindestens zweimal im Monat zu einem Familientreffen dort. Im Unterschied wahrscheinlich zu Ihnen.

Ich kann dazu nur sagen: Dieser Schulstandort, um den es hier geht, der ist für Kinder quasi ideal. Er liegt nicht an einer gefährlichen Verkehrsader, und der Ausbau dieses Schulstandortes wird einfach den kürzestmögliche Schulweg für die Kinder bringen. Er ist in einer extrem ruhigen Lage eingebettet zwischen einer zeitgemäßen, wunderbaren Wohnarchitektur und einer grünen Wald- und Wiesenlandschaft. Es ist fast eine romantische Landschule, möchte ich sagen. Und ich kenne die Schule sehr gut, weil eine Nichte von mir auch dort zur Schule geht.

Ich kann nur sagen, die Eltern sind begeistert, dass dieser Schulstandort mit diesem wunderbar kurzen und sicheren Schulweg ausgebaut wird, und die Kinder freuen sich schon riesig auf den Schwimmschulteich. 

Wir Sozialdemokraten freuen uns mit den Kindern und werden nach Beschluss dieser Widmung diese kultur- und sozialpolitischen Projekte, wie eben diesen Schulbau, rasch umsetzen. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen zur Abstimmung.) 

Wer für das Geschäftsstück in der vorliegenden Fassung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit Mehrheit, ohne die GRÜNEN, so angenommen. (Zwischenruf von GR Günter Kenesei.) Herr GR Kenesei, wir haben das Geschäftsstück bereits abgeschlossen. 

Zu den Damen und Herren auf der Galerie darf ich sagen: Ich begrüße Sie recht herzlich. Sie haben nur das Pech, dass wir in zwei Minuten mit unserer Sitzung fertig sind. Was nicht heißen soll, dass wir nicht arbeiten. Wir haben jetzt schon insgesamt 30 Stunden gearbeitet, nämlich am Montag 15 Stunden und gestern 15 Stunden. Demzufolge haben wir heute nur mehr zwei Abstimmungen; die sind in Wahrheit in 30 Sekunden erledigt. Sie sind dennoch herzlich willkommen. Wir können dann nachher noch gerne eine Hausführung machen.

Postnummer 31 betrifft das Plandokument 7452 im 10. Bezirk, KatG Inzersdorf. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit Mehrheit, ohne die GRÜNEN, so angenommen.

Postnummer 34 betrifft das Plandokument 7570 KatG Aspern und Stadlau. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ohne die Stimmen der Freiheitlichen so angenommen.


Somit ist die Tagesordnung der öffentlichen Sitzung erledigt.

(Schluss um 15.07 Uhr.)

